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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen!

Die 15. Sitzung des Gemeinderats ist eröffnet.

Entschuldigt sind Frau GRin Frauenberger, Herr GR Parzer, Frau GRin Petrides und Herr GR Dipl-Ing Stiftner bis 11 Uhr.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 05089-2006/0001 - KVP/GM) wurde von Herrn GR Mag Gerstl gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet. (Wie erklären Sie sich die pessimistische Ankündigung Bürgermeister Häupl's - die im Gegensatz zu Ihrer Meinung steht - wonach der Regionenring rund um Wien trotz des bereits abgeschlossenen Vertrages zwischen dem Bund und der Stadt Wien nicht realisiert werden soll?) 
Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Einen schönen guten Morgen!

Herr Gemeinderat, zu Ihrer Frage kann ich nur sagen: Ich brauche mir da überhaupt nichts zu erklären, denn diese Aussage hat der Herr Bürgermeister nicht getätigt.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Eine Zusatzfrage? – Bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Herr Stadtrat. - Dann stelle ich mir die Frage, warum der Herr Bürgermeister meint, dass die Nordostumfahrung nicht finanzierbar ist. Ich zitiere aus der „Wiener Zeitung": „Auch Bürgermeister Häupl zweifelt die Realisierung an. Räumung der Lobau ausgeschlossen. Es gibt zur Stunde keine Finanzierung." 

Vielleicht können Sie ein bisschen etwas dazu sagen. Sie waren ja, genauso wie der Herr Bürgermeister, auch bei den Verhandlungen dabei. Sie haben ausgemacht, wie viel das Paket kosten soll, Sie haben ausgemacht, wo die Route liegen soll. Ich gehe davon aus, dass Sie auch über die Finanzierung gesprochen haben. Wie kann der Herr Bürgermeister nun dazu kommen, zu sagen, es gäbe keine Finanzierung - womit er indirekt die Möglichkeit suggeriert, dass die Realisierung nicht zum geplanten Zeitpunkt erfolgen kann?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat, diese Frage haben Sie an sich selbst gerichtet; ich werde trotzdem versuchen, sie zu beantworten. - Sie haben ja einleitend gesagt: Sie stellen sich dann die Frage. (Heiterkeit bei Gemeinderäten der GRÜNEN.) - Ich bin aber, wie gesagt, trotzdem gerne bereit, Ihnen dazu Auskunft zu geben.

Punkt 1: Die ASFINAG ist eine Gesellschaft, die in letzter Zeit ja nicht gerade sparsam mit ihren Mitteln umgegangen ist. Die ASFINAG hat ohne besondere Notwendigkeit einen Zweier-Vorstand auf einen Dreier-Vorstand aufgestockt. Sie hat enorme Personalaufstockungen vorgenommen. Sie hat enorme Kosten auf sich genommen für Maßnahmen, die keine gesetzliche Notwendigkeit sind, und man hat zusätzlich ganz offensichtlich durch Beschlüsse der Bundesregierung, der jetzt noch amtierenden Minderheitsregierung, Formen gefunden, wie man der ASFINAG noch weitere Kosten auflastet, indem das Straßennetz schlicht und einfach mit der letzten Bundesstraßengesetz-Novelle noch einmal ausgedehnt und erweitert wurde.

Dazu gibt es keine weitere finanzielle Deckung seitens der Bundesregierung – Punkt 1.

Punkt 2: ASFINAG-interne Berechnungen, mit denen jeder der drei ASFINAG-Vorstände während des Wahlkampfs landauf, landab gepilgert ist, weisen eindeutig darauf hin, dass im Jahr 2009 die Eigenkapitaldecke gegen null geht. Und wenn Sie ein bisschen Ahnung von Wirtschaft haben, dann wissen Sie, dass mit einer Eigenkapitaldecke von null wohl kein Unternehmen ordentlich wirtschaften kann.

Diese Daten sind anschließend im Rahmen der begonnenen und dann von der ÖVP unterbrochenen Regierungsverhandlungen auch dokumentiert worden. Und im Sinne einer geordneten Führung dieser Republik und einer geordneten Situation für den Ausbau der Infrastruktur hat der Herr Bürgermeister, der im Verhandlungskomitee der Sozialdemokraten sitzt, gerade zum Thema Wirtschaft und Infrastruktur darauf hingewiesen, dass hier offensichtlich eine Finanzlücke besteht. 

Ich habe sehr begrüßt, dass nach diesem Hinweis des Bürgermeisters die Vertreter der ASFINAG unisono in einer APA-Aussendung festgehalten haben, dass die Finanzierung des Regionenrings gesichert ist. Wir werden das im Zuge der Regierungsbildung sehr genau prüfen, um herauszufinden, wie sie gesichert wird. 

Ich gehe daher davon aus, auch im Rahmen der 
ASFINAG ist man daher der Meinung, dass es zu einer Optimierung des Ausbauprogramms kommen muss und dass man endlich auch im Bereich Wien - Ostregion, Wien – Niederösterreich - Burgenland, zu einem größeren Investitionspaket kommen muss, wie das auch die Industriellenvereinigung immer fordert. Wenn Sie sich nämlich die Investitionstätigkeit der ASFINAG in den letzten Jahren anschauen, so konzentriert sich das auf Westösterreich, auf Transitrouten in Westösterreich, teilweise auch auf Südösterreich, aber es gab nur minimale Ausbaumaßnahmen im Bereich der Ostregion. Und wenn ich das auf Wien herunterbreche, so ist von der ASFINAG im letzten „Jahrfünft" im Wiener Raum nur eine neue Investition getätigt worden, und das war die Verlängerung der Nordbrücke bis zur Brünner Straße. Das war alles, obwohl die Stadt Wien, damals noch als Planungsträger, die Verlängerung beziehungsweise die Niveaufreimachung der Kreuzungen Breitenleer Straße und Rautenweg fix und fertig geplant übergeben hat. - Bis heute nicht begonnen!

Das ist die Situation, um nur dieses eine Beispiel zu nennen. Auch andere Planungsschritte sind hier von Seiten Wiens getätigt worden. Wir haben das mit 1. Mai übergeben, so wie von der ASFINAG gefordert war, und damit ist die ASFINAG voll verantwortlich. Die ASFINAG hat ganz woanders investiert, die ASFINAG hat ganz woanders auch die Schwerpunkte gesetzt, obwohl sowohl von der Industrie als auch von den drei Bundesländern die Schwerpunktsetzungen im Hinblick auf Ertüchtigung der Infrastruktur Richtung Mittel- und Osteuropa eingefordert waren.

Daher gehen wir - wenn jetzt die ASFINAG-Geschäftsführung, die drei Geschäftsführer unabhängig voneinander die Meinung vertreten, dass der Regionenring finanziell gesichert ist - davon aus, dass sie offensichtlich Umschichtungen Richtung Ostregion vorhaben, und das ist nur zu begrüßen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Die 2. Zusatzfrage stellt Herr GR Dr Madejski. - Bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Auch unseren Informationen nach ist sicherlich dieser Regionenring gesichert, wenn auch mit sehr großen Anstrengungen finanzieller Art und mit sehr großen und eigenartigen Umschichtungen. Das ist aber nicht unser Problem, sondern es wird auch das Problem der neuen Bundesregierung sein, und Sie werden ja sicher einer der Ersten sein, die zum neuen Infrastrukturminister, der vielleicht ein Ihnen nicht Unbekannter sein wird, pilgern werden und die Prioritätensetzung für Wien dort vornehmen werden. Das nehme ich ja sicherlich an.

Meine Frage geht in Richtung Aktualität: Sollte es Kollegen Maresch, der ja ziemlich alleine in der Fraktion steht, weil er offensichtlich nur mehr als einziger Sprecher beim Kapitel Umwelt auftritt (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN. – GR Mag Rüdiger Maresch: Das reicht für euch!), doch noch gelingen, statt 25 vielleicht 50 oder 100 Kämpfer in die Lobau zu bringen - die man vielleicht geringfügig beschäftigt, damit sie dort noch einen Monat lang sitzen bleiben können –, wie würden Sie aus Ihrer Sicht heraus garantieren, dass trotzdem die vertraglich zugesicherten Probebohrungen termingerecht abgeschlossen werden können?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Wir haben natürlich großes Interesse daran, dass der Regionenring auch zeitgerecht fertiggestellt werden kann. Eine der Voraussetzungen für die Umweltverträglichkeitserklärung als Grundlage für die Umweltverträglichkeitsprüfung ist, dass der geologische Untergrund ordentlich geprüft ist, bevor mit dem Projekt begonnen werden kann. Ansonsten ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht positiv abschließbar. Daher sind diese Probebohrungen sehr notwendig und auch in dieser Winterperiode zu leisten, weil ansonsten deutliche Zeitverzögerungen entstehen.

Andererseits muss man aber auch klarstellen, dass die Erfahrungen damit, dass man die Polizei zur Lösung von technischen Problemen schickt, wohl nicht dazu geeignet sind, dies nahezulegen (GR Dr Herbert Madejski: Das ist Ihr Problem!), und das ist auch im Wiener Raum ganz sicher auszuschließen: Wir werden niemanden von der Polizei aus der Lobau wegtragen lassen. Als Grundeigentümer haben wir dazu auch keine Bereitschaft, und wir werden das auch nicht machen. – Punkt 1.

Punkt 2: Es ist Aufgabe der ASFINAG, die Gesprächsebene mit den, wie Sie sagen, 20 bis 30 Per-
sonen, die sich jetzt dort bei dem Lager befinden (GR Dr Herbert Madejski: Vielleicht 50!), herzustellen, in eine Gesprächssituation zu kommen und dann das, was laut einer Umfrage aus dem August 86 Prozent der Wienerinnen und Wiener wollen, nämlich den Umfahrungsring für Wien, auch durchsetzen zu können.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat. – 3. Zusatzfrage: Herr GR Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Interessante Ausführungen vor allem von dir, Herr Stadtrat, aber auch von Herrn Madejski! Ich meine, Herr Madejski braucht sich keine Sorgen zu machen, dass die GRÜNEN in diesem Fall zu wenig Umweltkompetenz haben. Ich würde mir eher Sorgen machen um die Umweltkompetenz der FPÖ und auch um die Zählqualitäten, denn ich denke mir, es reicht schon aus, wenn zwei von ihnen zu diesem Thema Stellung nehmen und Herr Mahdalik - meines Wissens - am Sonntag den Aubesetzer spielen will.

Aber dazu ganz etwas anderes: Interessant ist für mich ja immer, dass sozusagen die Zahlungsunfähigkeit oder die finanzielle Situation der ASFINAG dabei eine ganz große Rolle spielt. Jetzt denke ich mir, die Frage ist für mich - diese müsste man eigentlich an die Bundesregierung stellen -: Was will die ASFINAG eigentlich umschichten? 10 Milliarden EUR Schulden, unter anderem auch unter einer FPÖ-Führung - denn meines Wissens war ja Herr Reichhold früher auch einmal FPÖ-Infrastrukturminister, zwar nur kurz, weil er ja, vorher, hauptsächlich Biobauer war. Aber trotzdem denke ich mir: Was wollen die umschichten? – Wenn eine normale Privatfirma 10 Milliarden EUR Schulden hat, dann ist die Geschäftsführung ganz woanders, nämlich beim Untersuchungsrichter vorgeladen - wenn die 10 Milliar-
den EUR Schulden haben und lustig drauflosbauen! Deswegen denke ich mir: Was wollen sie umschichten?

Aber jetzt zur Frage: Die Stadt Wien erfreut mich schon seit längerer Zeit mit halbseitigen Inseraten - wohlgemerkt: halbseitigen Inseraten - in allen Tageszeitungen, möglicherweise auch Wochenzeitungen und Bezirkszeitungen, und da gibt es immer so eine schöne Graphik: Die Lobauautobahn taucht unten durch, unter der Donau, und da sind sozusagen wasserführende Schotterflächen, und darunter ist der Pegel, und zwar ab einer Tiefe von 25 m. - Jetzt hätte ich ganz gerne gewusst: Wieso weiß die SPÖ, dass der Pegel 25 m unter der Oberfläche ist und nicht 75 m, wie die Probebohrungen bis jetzt ergeben haben? Wieso weiß man das?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Kollege Maresch, ich bin etwas überrascht darüber, dass Probebohrungen, die dort zur Zeit nicht stattfinden können, für dich schon im Ergebnis vorliegen. (Ruf bei der FPÖ: Ich bin auch überrascht! ... der Maulwurf von den GRÜNEN!) Ganz offensichtlich gibt es also Möglichkeiten, den Untergrund, auch ohne dass man dort bohrt, zu untersuchen, wo dies dann für die Umweltverträglichkeitserklärung notwendig ist. – Punkt 1.

Punkt 2: Natürlich gab es Probebohrungen davor. Wie alle wissen, sind in der Lobau zig Löcher bereits gegraben, nämlich für die Kontrolle des Grundwassers, und aus diesen Bohrungen und aus den Analysen und Untersuchungen, die notwendig sind, um zum Beispiel die Sicherung des Grundwassers vor den Ölablagerungen unter dem Tanklager zustande zu bringen, weiß man, wie die Geologie in groben Zügen unter dem Nationalpark aussieht. Wir wissen auch ganz genau, dass es unterhalb der Schotterschicht die Tegelschicht gibt, die natürlich auch nicht bis zum Erdmittelpunkt reicht, sondern darunter befindet sich auch noch etwas anderes. 

Daher kann man das, wenn man in den Geologiebüchern über Österreich nachsieht, überall nachlesen, es ist kein Geheimwissen der SPÖ, und ich bin auch ganz sicher, dass es während des Studiums für dich möglich war, in derartige Atlanten und Dokumentationen der Geologischen Bundesanstalt oder der Institute Einsicht zu nehmen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat. – 4. Zusatzfrage: Herr GR Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Es war für mich sehr interessant, vor allem zwei Botschaften aufzunehmen. Die erste Botschaft, die du zum Ausdruck gebracht hast, war: Wir haben eine bestimmte Summe Geldes, oder die SPÖ geht von einer bestimmten Summe Geldes aus, die der ASFINAG zur Verfügung steht und mit der man in Zukunft planen kann. Und welche Schwerpunktprogramme wir in Zukunft setzen, das ist aus der Sicht der SPÖ klar: die Finanzierung des Regionenrings; der – mehr oder weniger - Rest muss zurückgestellt werden. 

Wir sind sehr interessiert daran, welche Prioritäten Sie in Zukunft als Regierungspartei dann der ASFINAG geben werden, wo in Zukunft Straßenausbau erfolgen soll und wo nicht, ob sich das jetzt ausschließlich auf den Regionenring bezieht und auf keine andere Straße. Da werden wir sehr gespannt sein.

Die zweite Aussage, die jetzt sehr interessant war, war folgende: Die SPÖ spielt nicht Polizei gegenüber den Personen, die sich dort um die Natur Sorgen machen. Und solange diese Personen dort sind, so lange wird nichts passieren. - Ich frage mich dabei nur: Wie lange wird das Spiel so weitergehen? Schauen wir dem jetzt in den nächsten Monaten zu? Schauen wir dem in den nächsten Jahren zu? – Denn dann kann ich nur davon ausgehen, dass wir in den nächsten Jahren keinen Regionenring bekommen, wenn niemand mit den Leuten Verhandlungen aufnimmt, niemand mit ihnen redet und wir das einfach gedeihen lassen. Weil der Bürgermeister einmal Umweltstadtrat war und der Verkehrsstadtrat jetzt Präsident der Naturfreunde ist, kann keiner wirklich mit diesen Leuten darüber reden, weil sie die entsprechende Glaubwürdigkeit nicht haben.

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Bitte die Frage!

GR Mag Wolfgang Gerstl (fortsetzend): Lassen wir das sozusagen einmal laufen und schauen wir uns das an, dann kommen wir zu dem Punkt, wo du selbst sagst: Im Wiener Stadtgebiet sind 1,027 Millionen Kraftfahrzeuge unterwegs; in den vergangenen zehn Jahren stieg der Verkehr um 15,3 Prozent, der Anteil der LKWs sogar um 22,8 Prozent. Der tägliche Verkehrskollaps in der Metropole ist damit vorprogrammiert.

Was tut der Verkehrsstadtrat gegen diesen kommenden Verkehrskollaps, den du hier selbst beschreibst? Was wird hier geschehen? Und wie kannst du sicherstellen, dass eine Nordostumfahrung auch in Zukunft kommt, sodass nicht über 7 Millionen Kraftfahrzeuge in der Zeit, nachdem die A5 fertig gebaut ist und dann der Regionenring noch nicht fertig ist, Floridsdorf und Donaustadt und die A23 bevölkern werden und in Wien nichts mehr weitergeht? Welche Maßnahmen sind hier ganz konkret vorgesehen, um diesen Gap tatsächlich zu füllen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! Es ist wohl notwendig, auch ein paar Äußerungen zu den Sätzen und Absätzen zu tätigen, die du gesprochen hast, bevor die Frage gestellt wurde. 

Zunächst einmal: Wir haben eine Gesellschaft, die im 100-Prozent-Eigentum des Bundes steht. Wir haben mit der Republik Österreich, mit deren Vertreter in Verkehrsfragen, nämlich mit Vizekanzler Verkehrsminister Gorbach, eine Vereinbarung schriftlich unterzeichnet - diese liegt vor, eine solche ist in der Regel ausreichend für solche Dinge und wird in der Regel auch von Nachfolgeregierungen akzeptiert -, dass der Regionenring plus das Netz von Hochleistungsstraßen im Raum der Ostregion durchgeführt und errichtet werden, weil Niederösterreich ja auch dieselben Intentionen hat

Wir waren mit der Lösung des Regionenrings in dieser Form zu Beginn nicht ganz einverstanden. Wir hatten eher die innenliegende Variante präferiert, weil sie auch mehr städtischen Verkehr aufnehmen hätte können, als dies die außenliegende Variante wird tun können. Wir haben akzeptiert, dass die Republik als Errichterin dieser Straße hier eine leicht modifizierte Ansicht hatte. Dieser Kompromiss, der damals billiger erschien, kostet, wie sich herausgestellt hat, genauso viel, wie die innenliegende Variante nach unseren Berechnungen gekostet hätte. - Sei's drum. Es macht in Summe - und deswegen sind wir auch so sicher, dass mit Umschichtungen die Finanzierung möglich ist - zwei Jahresbauprogramme der ASFINAG aus, zwei vernünftige Jahresbauprogramme, nämlich 800 Millionen EUR jährlich. - Dass die 
ASFINAG in den letzten Jahren weit über 1 Milliarde jährlich investiert hat, war wohl nicht der klügste Zug, der möglicherweise auch daran liegt, dass man dort andauernd die Führungsebene verkleinert, vergrößert, verändert, hin und her geschoben hat.

Also: Bei einem vernünftigen jährlichen Ausbauprogramm von grob 800 Millionen EUR lässt sich auch mit den derzeitigen Einnahmen der ASFINAG auch diese Strecke herstellen. Und wir sind nicht dazu bereit, dass wir der ASFINAG sozusagen den Schwarzen Peter abgeben dafür, dass die ASFINAG Mauterhöhungen vor allem im PKW-Bereich plant. 

Wofür wir sehr wohl zu haben sind, ist eine Ökologisierung der LKW-Maut, die ausständig ist, die von der letzten Bundesregierung versprochen war, nämlich eine Staffelung nach den Euroklassen, was überhaupt kein Problem und mit der derzeitigen Bemautung und mit dem System leicht machbar ist. 

Zu dem System sei auch noch gesagt: Diese Bundesregierung hat zugeschaut, wie die ASFINAG ihre Mautgesellschaft den Italienern abgekauft hat und wir 500 Millionen EUR dafür aufgewendet haben - für nichts und wieder nichts, denn die Bemautung hätte sonst auch funktioniert. Aber ist in Ordnung: Man hat das Geld der Autofahrer dafür verwendet, jetzt im Eigentum der Mautgesellschaft zu sein. - Das hätte man nicht benötigt, und man hätte schon wieder beinahe eine Jahresbaurate für künftige Ausbaumaßnahmen zur Verfügung gehabt. Das wäre wesentlich sinnvoller eingesetztes Geld gewesen.

Nun zur Frage, was wir tun wollen, sollte bei den Demonstrationen rund um diese Probebohrungen ein Stillstand eintreten. - Ich bin nicht bereit, hier an diesem Pult offen zu legen, wie viele Gespräche wir mit der ASFINAG geführt haben, weil es auch gar keinen Sinn macht. Aber zuständig und Bauträger ist die ASFINAG. Die ASFINAG ist jene Einrichtung, die auch dafür zu sorgen hat, dass sie im Rahmen der von der Stadt Wien erlassenen Bescheide ihre Tätigkeit entfaltet. Wie sie das tut, ist ausschließlich in ihrer Gestion. Es ist jedenfalls nicht in der Gestion der Stadt Wien, dort mit Polizeigewalt die Probebohrungen zu schützen. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat. - Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP - 04597-2006/0001 - KSP/GM). Sie wurde von Herrn GR Niedermühlbichler gestellt und ist auch an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet. (Auf Grund eines Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes aus 1996 mussten innerhalb von zehn Jahren sämtliche Flächenwidmungs- und Bebauungspläne überarbeitet werden. Konnte dieses "10-Jahres-Programm" erfüllt werden?) 

Ich bitte um Beantwortung, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Wir haben aufgrund einer Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs aus dem Jahr 1995 die gesamte Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung in Wien auf neue Beine stellen müssen. Mit Stichtag 1.9.1996 ist § 1 der Bauordnung für Wien in der ursprünglichen Form aufgehoben worden, und die Bauordnung ist grundlegend novelliert worden. Es ist damit auch die Bauordnung zum Raumordnungsgesetz der Stadt Wien, auch mit Zielbestimmungen, verändert worden. Das bedeutet nicht, dass es davor keine Zielbestimmungen in der Raumordnung gegeben hätte, sie waren nur bei jedem Flächenwidmungsplan extra im Plandokument erwähnt. Jetzt gibt es diese Zielbestimmungen als gesetzliche Normierung und nicht erst in der Verordnung Flächenwidmungs- und Bebauungsplan. 

Das hat dazu geführt, dass in der so genannten 
Überleitung die rechtliche Grundlage für Bauführungen mit alten Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen gedeckt war, und zwar bis zum 31.8.2006. Diese so genannte Überleitung hat den Magistratsdienststellen die Möglichkeit gegeben, die neuen Plandokumente vorzubereiten und dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorzulegen. Konkret sind bis zum September 2006 90 Prozent der Wiener Fläche durch bereits beschlossene neue Flächenwidmungs- und Bebauungspläne abgedeckt beziehungsweise sind solche in der öffentlichen Auflage, was wiederum ebenfalls die Voraussetzung für die Veränderung darstellt und daher als Neuauflage schon akzeptiert werden kann. Wir werden alle diese Flächenwidmungs- und Bebauungspläne - Sie haben heute eine Fülle davon auf der Tagesordnung - dann am 15. Dezember 2006 im Gemeinderat zur Beschlussfassung vorlegen. 

Es war dies eine gewaltige Leistung der Abteilungen, wenn man berücksichtigt, dass in dieselbe Zeit auch die Untersuchungskommission zu Flächenwidmungen in Wien gefallen ist und eine komplett neue Form der Bearbeitung auf die Beine gestellt werden musste, eine dritte Phase eingezogen wurde, und der Erlass des Magistratsdirektors und die ergänzenden Vereinbarungen zwischen der Planungsdirektion und dem zuständigen Stadtrat dies ermöglicht haben.

Wir haben ausschließlich Räume, die nicht als Bauland ausgewiesen werden sollen, nämlich Verkehrsband oder Grünraum bleiben sollen, noch nicht neu gewidmet. Es gibt ein paar wenige Bereiche, die zu den Zielgebieten gehören, die ebenfalls noch nicht neu gewidmet sind, beziehungsweise Bereiche, wo man einfach noch nicht weiß, wie die neue Nutzung sein soll. 

Wir haben gleichzeitig diese Neuauflagen dazu genutzt, auch die Frage auslaufender öffentlicher Zweckwidmungen bereinigen zu können, haben auch Bezug genommen auf die veränderte Lage für Bundesstraßen, und wir haben auch dem Umwelt-, Lärmschutzgesetz und den künftigen Aktionsplänen dazu Rechnung getragen. Genauso haben wir dort, wo eine Rückwanderung der Geschäftstätigkeit in den städtischen Raum sehr erwünscht ist, nämlich in den Geschäftsstraßen, die Geschäftsstraßenfestlegungen erstmals in die Flächenwidmungs- und Bebauungspläne aufgenommen, wodurch wir damit rechnen, dass die Randwanderung des tertiären Sektors doch auch gestoppt werden kann. 

Die letzte und ebenfalls wichtige Ergänzung, die in diesen neuen Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen enthalten ist, ist die Rücksichtnahme auf das Weltkulturerbe, vor allem, was den 1. Bezirk betrifft, und zusätzlich die Rücksichtnahme auf den Biosphärenpark Wienerwald und natürlich auf den Nationalpark Donauauen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – 1. Zusatzfrage: Herr GR Mahdalik, bitte.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Im Zusammenhang mit den Flächenwidmungen möchte ich wieder einmal die Donau City zur Sprache bringen, wo es ja aktuelle Entwicklungen gibt, unter anderem auch eine neue Flächenwidmung, beziehungsweise einmal die Diskussion darüber. Und im alten, bestehenden Teil gibt es ja seit Jahr und Tag die Probleme mit den Fallwinden. Im neuen Teil, bei den neuen Hochhäusern sind Vorkehrungen getroffen worden, zumindest in der Planung, die unteren Geschoße herausgesetzt zu bauen, damit diese Fallwinde abgefangen werden. Wir haben seit vielen Jahren im Bezirk und hier auf Gemeinderatsebene probiert, für den bestehenden Teil Lösungen anzudiskutieren oder die Diskussion in Schwung zu bringen. Die Versuche sind bis jetzt erfolglos beendet worden, von der SPÖ oder von wem auch immer. Ich habe auch in den letzten Monaten ein paar Mal probiert, den Vorstand der WED, Herrn Jakoubek, zu erreichen. Er war sich anscheinend zu fein, um zurückzurufen, darum frage ich Sie: Gibt es von Seiten der Stadt Überlegungen, gibt es von Seiten der WED Überlegungen, für den bestehenden Teil eine Lösung des Fallwindproblems herbeizuführen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! Wir haben dieses Thema seit Langem in Bearbeitung, allerdings nicht als Flächenwidmungsthematik, denn aus der Flächenwidmung heraus werden wir die konkrete Ausformung des Baukörpers nie exakt bestimmen können, und die Frage der Fallwinde ist eine sehr detailreiche, was auch die Fassadengestaltung betrifft. 

Sie haben Recht, wir haben einen Riegel vorgeschoben bei der Neuwidmung, dort, wo noch nicht gebaut ist, indem wir sozusagen eine Sockelzone vorsehen, die mit großer Wahrscheinlichkeit endgültig verhindern wird, dass durch neue Gebäude dort zusätzlich Fallwinde entstehen. 

Direktor Jakoubek hat von unserer Seite den sehr großen Druck, jetzt endlich zu einer Lösung zu kommen, gemeinsam mit den Wohnbauträgern, die die Wohngebäude im hinteren Teil besitzen beziehungsweise verwalten, sodass vor allem für die Mieter, die aus diesen Gebäuden vor zur U-Bahn gehen, deutliche Verbesserungen herbeigeführt werden können. 

Grundsätzlich muss man sagen, dass der Donauraum natürlich eine windträchtige Gegend ist, aber ich bin überzeugt davon, dass wir im nächsten Jahr da eine endgültige Lösung haben werden.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat. – 2. Zusatzfrage: Frau GRin Dipl-Ing Gretner, bitte.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Sie haben vorhin erwähnt, wie weit Sie mit diesem Programm gekommen sind. Also sichtlich geht es sich ganz gut aus, bis Ende des Jahres diese Flächenwidmungspläne neu festzusetzen. Es liegt auf der Hand, dass die Beamten, die bisher da sehr eingespannt waren, in Zukunft dann freie Kapazitäten haben werden. 

Wir haben auch schon des Öfteren diskutiert, dass die Flächenwidmungsplanungsinstrumente für den Normalbürger und die Normalbürgerin nicht wirklich lesbar sind. 

Welche Aufgaben werden Sie den Fachdienststellen in den nächsten Jahren zukommen lassen, beziehungsweise welche konkreten Überlegungen haben Sie schon, auch in Richtung Stadtplanung als Prozess, möglicherweise diese Beamten als Prozessmanager einzusetzen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin! Sie haben vollkommen Recht, dass die letzten Jahre für die Bediensteten dieser Abteilungen eine ziemlich stressige Angelegenheit waren - gerade auch dann, wenn es eher wenig begründbare Vorwürfe gab, wie etwa, dass man sich von anderen Magistratsdienststellen irgendetwas aufs Auge drücken hat lassen. So war es ja nicht, sondern wir haben versucht, auf die Notwendigkeiten einer modernen Verordnungstechnik für die künftigen Möglichkeiten der Grundeigentümer einzugehen. Und ein Teil davon ist auch, dass wir Stadtplanung von diesem Prozess der Rechtssetzung abkoppeln wollen und das mit den Masterplänen in vielen Teilen ja schon getan haben. 

Und dazu auch ein klares Wort: Der Begriff Masterplan kommt in der Bauordnung nicht vor, ganz bewusst nicht, weil er eine gewisse Flexibilität haben soll, und er hat in diesem Planungsprozess die Rolle, möglichst frühzeitig die Bezirke, die Öffentlichkeit, die Damen und Herren des Gemeinderats, aber natürlich auch alle Interessierten und auch die Grundeigentümer einmal von den groben Planungsabsichten der Stadt zu orientieren - hat aber gar nichts zu tun mit vertiefenden und intensiv zu bearbeitenden Masterplänen, wie zum Beispiel für das Infrastrukturprojekt für den Zentralbahnhof. Daher habe ich nicht ganz verstanden, warum man den Masterplan für den Wurstelprater mit einem städtebaulichen Masterplan zum Zentralbahnhof vergleicht. Hätte man das ernsthaft getan, dann hätte man die Kosten der Österreichischen Bundesbahnen für das Gleisprojekt dazurechnen müssen. Dann wäre die Balance schon anders gefunden worden, und dann hätte es auch die Missverständnisse, die da herauskommen, nicht geben können. 

Was die künftige Tätigkeit betrifft, so werden wir natürlich eine Umorientierung des sehr gut ausgebildeten und qualitativ hochstehenden Personals der beiden Abteilungen auch mit betreiben. Ich denke, dass die Architekturberatung auch ein hohes Qualitätsniveau hat, aber unter Personalmangel leidet, sodass wir der MA 19 hier durchaus zusätzliches Personal überstellen werden können, wenn die Bediensteten das wünschen. Und wir werden uns im Rahmen der MA 21 ganz stark ins Projektmanagement begeben, was die einzelnen Zielgebiete betrifft. Wir haben einen Teil davon ja bereits in der Stadtentwicklungskommission kundgetan, und wir werden das auch weiterhin noch präsentieren. Es wird im Jänner der Planungsdirektor die einzelnen Projektmanager für die Zielgebiete auch in der Stadtentwicklungskommission vorstellen. 

Ich denke, dass wir damit sehr viel weiterkommen können, dass es besser ist, hier die reine Verordnungstätigkeit, die auch weitergeht, von der Tätigkeit der Planung selbst zu trennen. Im Rahmen der Verordnungstätigkeit ist eine Fülle von kleineren Veränderungswünschen von Grundeigentümern bisher nicht bearbeitet worden, weil hier eben aufgrund des Zehn-Jahres-Programms ein so hoher Arbeitsanfall zu verzeichnen war, aber auch das werden wir in den nächsten ein, zwei Jahren nachholen. Sie können also weiterhin damit rechnen, dass Sie von diesen beiden Abteilungen beschäftigt werden.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Nächste Zusatzfrage: Herr GR Hoch.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Sie haben in Ihrer Beantwortung der Anfrage gesagt, dass Sie bis Jahresende mit allen Flächen fertig werden, die gewidmet werden mussten. Mich hätte da noch interessiert: Nach welchen Kriterien wurden eigentlich in den letzten Jahren die neu zu widmenden Flächen ausgewählt? Gab es eine Prioritätenliste - ja oder nein?

Und in diesem Zusammenhang hätte ich folgende Frage: Beim letzten Gemeinderatsausschuss haben wir zugleich die Flächen Zentralbahnhof und auch Arsenal gewidmet, und da hatte ich schon den Eindruck, dass diese beiden Flächenwidmungen nicht aufeinander abgestimmt wurden. Es gibt zum Beispiel keine direkte Verbindung zwischen dem geplanten Gewerbepark Arsenal und dem geplanten Gewerbepark Zentralbahnhof oder Hauptbahnhof. Und da wollte ich fragen, ob ein Grund dafür auch die Eile war, dass man das also jetzt noch vor dem Jahreswechsel durchpeitschen wollte, damit man fertig wird. Oder gab es da andere Gründe dafür?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.
Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Zunächst einmal: Natürlich gab es eine Kriterienliste und eine Reihung der Gebiete, die zunächst zu bearbeiten sind. Das Hauptkriterium war dabei: Unterscheidung zwischen dem Bereich, der Grünraum bleiben soll, und dem, der Bauland ist. Und der zweite Bereich war: Dort, wo die Entwicklungen fortgeschritten waren und wir wussten, was in der künftigen Entwicklung auf uns zukommt, ist früher gewidmet worden als dort, wo die Entwicklungen erst induziert werden mussten. Wenn ich daran denke, dass beim Hauptbahnhof im Jahr 1996 niemand davon ausgehen konnte, dass dieser überhaupt noch angedacht werden wird, weil die damalige Leitung der Österreichischen Bundesbahnen der Meinung war, der Westbahnhof reiche aus, so ist das ein typisches Projekt. 

Was Ihre Frage betrifft, Herr Gemeinderat, wie denn die beiden Widmungen abgestimmt sind, so lade ich Sie dazu ein, von der Möglichkeit Gebrauch zu machen - die wir jedem Gemeinderat geben, der uns darum ersucht -, eine vertiefte Information zu bekommen. Denn gerade hinsichtlich dessen, was Sie erwähnt haben, nämlich dass es zwischen dem gewerblich-industriell genutzten Teil des Arsenals und der künftigen Gewerbezone entlang der Ostbahngeleise auf der Seite des 10. Bezirks keine Verbindung gäbe, hat Ihre Bezirksfraktion im 3. Bezirk massiv Kritik dahin gehend geübt, dass sie meinte, wir würden dort eine Autobahn bauen. Sie haben das ja dann zumindest auch begrifflich weiterverwendet, offensichtlich ohne den Plan richtig gelesen zu haben. Da gab es die Anmutung, das wir dort eine Autobahn durch dieses Gebiet legen - was natürlich ein aufgelegter Blödsinn ist, denn wir widmen dort eine breite Möglichkeit für das öffentliche Gut, damit wir die Chance haben, dort in dem Industrie- und Gewerbegebiet auch Natur hineinzubringen und eine Allee hineinzubringen, auch Radwege hineinzubringen, und dann gibt es die berühmte, im Bezirk - im 3. Bezirk zumindest - kritisierte Absbergbrücke, die dann die Verbindung zwischen diesen beiden Teilen darstellen wird. 

Ich entnehme Ihrer Fragestellung, dass Sie im Unterschied zur ÖVP im 3. Bezirk an dieser Brücke sehr interessiert sind. Aber vielleicht machen Sie das einmal mit Ihrem Klubobmann, der aus dem 3. Bezirk kommt, aus. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat. - Vierte und letzte Zusatzfrage: Herr GR Niedermühlbichler. - Bitte.

GR Georg Niedermühlbichler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Du hast ja schon darauf hingewiesen, wie viel Arbeit das für die Beamten in den letzten Jahren war, und im Gegensatz zu Kollegin Gretner habe ich nicht die Befürchtung, dass die Beamten in Zukunft weniger zu tun haben werden, denn es werden sicher neue Aufgaben auf die Stadt Wien und damit auch auf die Mitarbeiter zukommen. 

Meine Frage ist folgende: Du hast gesagt, 90 Prozent sind schon erledigt, der Rest wird noch erledigt werden. Aber welche Plangebiete wurden beispielsweise nicht überarbeitet, und was sind die Gründe dafür?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.
Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! Ein großer Teil ist das landwirtschaftliche Gebiet im 21. und 22. Bezirk, weil wir dort der Meinung sind, dass es landwirtschaftliches Gebiet bleiben soll. Daher sind Bauführungen dort die große Seltenheit, und es macht nichts, wenn dort die Flächenwidmung etwas später erfolgt. Zudem war dort zunächst ja noch die innenliegende Variante der Nordostumfahrung geplant, und wir haben erst in den letzten Monaten dort auch einzelne Widmungen getätigt, sodass die innenliegende Variante derzeit gar nicht mehr möglich wäre, weil wir das Gebiet schon anders genutzt haben. 

Ein zweiter Bereich, wo wir noch nicht gewidmet haben, sind drei Zielgebiete. Das eine ist das Zielgebiet Donaufeld, wo wir sozusagen ein Wohnbaureservegebiet zur Verfügung haben, wo wir dann, wenn es notwendig ist, die Widmungen für den Wohnbau vornehmen werden. Das zweite Zielgebiet ist das Flugfeld Aspern, ein riesiges Areal, größer als der 8. Bezirk, wo derzeit gerade das städtebauliche Verfahren in der Endphase ist. Und das dritte Gebiet ist natürlich das Gebiet Rothneusiedl, wo wir ebenfalls ein Zielgebiet haben, das gemeinsam mit dem Frachtenbahnhof Metzgerwerke Inzersdorf bearbeitet wird und daher sowohl infrastrukturell, aber auch für den Wohnbau spannend ist, ganz unabhängig davon, ob dort ein Stadion hinkommen soll oder nicht. 

Ein dritter Bereich, der noch nicht bearbeitet ist, sind Bahnareale, wo die Bundesbahnen, wenn sie Bauführungen haben, ja nach dem Eisenbahnrecht vorgehen können. Aber die Bahnareale, die wir noch nicht gewidmet haben, sind vornehmlich jene, wo wir wissen, dass die Österreichischen Bundesbahnen in die Umnutzung gehen wollen und die Bahnareale auflassen, wie zum Beispiel Nordbahnhof und Nordwestbahnhof. Hier gibt es große Areale, und beim Nordwestbahnhof haben wir gemeinsam mit den Bundesbahnen ein städtebauliches Verfahren auch mit Bürgerbeteiligung, mit Einbindung der BewohnerInnen aus dem 20. Bezirk, gestartet. 

Weitere Bereiche sind die Wohnhoffnungsgebiete im 23. Bezirk, wo dasselbe wie für Donaufeld gilt. Unter anderem ist da auch die Reklewskigasse dabei, die nach dem neuen Stadtentwicklungsplan ja ein Gebiet ist, wo Wohnbau ermöglicht wird.

Wir haben weiters noch die alten Industrieareale nicht gewidmet, zum Beispiel Richtung Rodaun hinaus die ehemalige Zementfabrik von Perlmooser, wo der Eigentümer auch noch nicht weiß, in welche Richtung es gehen soll. Selbiges trifft auch für das Siemens-Areal Erdberger Lände zu. 

Dann gibt es noch eine Reihe von kleineren Flächen, wo ebenfalls im Einvernehmen mit dem Grundeigentümer noch nicht absehbar ist, in welche Richtung es gehen wird. Daher haben wir diese Teile auch weiterhin in der Bausperre belassen, um gemeinsam mit dem Grundeigentümer dann rechtzeitig widmen zu können.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat.

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP - 05098-2006/0001 - KFP/GM). Sie wurde von Herrn GR Mag Gudenus gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet. (Josef Ackerl, Obmann der Kinderfreunde, sammelte im Sommer 2006 20 000 Unterschriften für einen Forderungskatalog, in welchem der kostenlose Kindergarten ab dem 2. Lebensjahr gefordert wird. Diese Forderung wurde bereits seit Jahren von der FPÖ aufgestellt und wird nun sogar durch die der SPÖ nahe stehenden Kinderfreunde unterstützt. Welche konkreten Maßnahmen werden Sie in nächster Zeit setzen, damit der Weg zu einem kostenlosen Kindergarten ab dem 2. Lebensjahr möglich wird?)
Bitte sehr. 

VBgmin Grete Laska: Schönen guten Morgen! Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Sie fragen im Zusammenhang mit den Aktivitäten, die die Kinderfreunde dankenswerterweise zur Bewusstmachung und zur Bewusstseinsbildung im Hinblick auf die Kindergärten in Österreich gesetzt haben, ob wir Maßnahmen setzen werden, den kostenlosen Kindergarten ab dem zweiten Lebensjahr möglich zu machen. Diese Anfrage gibt mir Gelegenheit, noch einmal ein bisschen tiefer zu gehen und darauf hinzuweisen, dass die Forderungen, die nicht nur die Kinderfreunde aus Oberösterreich, sondern in der Zwischenzeit eine große Anzahl von Engagierten, die sich in einer Plattform unter dem Titel EduCare zusammengeschlossen haben, gestellt haben, natürlich viel weitergehend sind als das, worauf Sie es reduziert haben. Es ist mir wichtig, das auseinanderzuhalten, denn man kann sich ja, wenn man ernsthaft über politische Maßnahmen nachdenkt, nur größere Zusammenhänge vornehmen und auch dementsprechend lösen. 

Worum geht es? - Es geht grundsätzlich um die Frage: Welchen Standard haben wir zur Zeit österreichweit im Bereich der Kinderbetreuung? Ich bleibe jetzt einmal beim Betrachtungszeitraum vor der Schule, also von null bis sechs Jahren. Hiezu gibt es internationale Studien ebenso wie nationale Erhebungen, und wenn man sich diese Erhebungen anschaut, wird ganz klar, dass die Situation in Österreich höchst unterschiedlich ist. Im Folgenden nur einige Eckdaten, weil diese ganz wichtig sind, damit man weiß, worüber man spricht.

Wenn man über die Qualität der Kinderbetreuung und die Anforderungen in Wien spricht, dann gehen wir alle - auch Sie - selbstverständlich von der Wiener Situation aus, die sich so darstellt, dass wir im Bereich der Drei- bis Sechsjährigen eine 96-prozentige Versorgung haben, dass diese Versorgung eine Bildungseinrichtung ist - das haben wir gestern diskutiert -, die jetzt noch dazu mit dem Bildungsplan die Ziele und Inhalte dokumentiert, auch nach außen dokumentiert und festgelegt hat - einzigartig in Österreich! - und die selbstverständlich von Öffnungszeiten ausgeht, durch die sie tatsächlich eine familienergänzende Einrichtung darstellt, mit Schwerpunktsetzungen durch die vielen Betriebskindergärten, die wir haben, um auf besondere Bedürfnisse einzugehen, die sich in bestimmten Betrieben und damit Arbeitsverhältnissen darstellen, aber die vor allem auch sicherstellen - und das ist ein ganz wichtiger Vergleichspunkt! -, dass die Einrichtungen in Wien maximal zwölf Tage im Jahr geschlossen sind. - Das ist schon ein gravierender Unterschied, und deswegen erwähne ich es. 

Gehen wir zum Beispiel nach Niederösterreich, dann stellen wir fest, dass es dort 49 Schließtage sind, weil sich alle anderen Kinderbetreuungssysteme in Österreich sehr stark an den Schulen orientieren, und bekannterweise orientieren sich diese nicht an den üblichen Urlaubstagen und Urlaubsmöglichkeiten von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. Gehen wir ein Stückchen weiter in den Westen und nach Vorarlberg und Tirol, dann sind es dort mehr als 60 Schließtage! 

Eltern zu sein in Tirol, in Vorarlberg, ja selbst in Niederösterreich macht also das Leben schwieriger und macht es vor allem auch deshalb schwieriger, weil sich die Frage stellt: Was tun Berufstätige, die tatsächlich eine qualitativ hochwertige und auch adäquate Betreuungseinrichtung brauchen? (GR Kurth-Bodo Blind: Zur Antwort, bitte!)

Dazu kommen natürlich auch die Öffnungszeiten, und diese sind ein entscheidender Vergleichsfaktor. 80 Prozent der Tiroler Kindergärten schließen nämlich spätestens um 15 Uhr, und nur 4 Prozent der Vorarlberger Kindergärten bieten überhaupt ein Mittagessen an. Wenn man daher vergleicht, was derzeit in den Bundesländern und in den Gemeinden in Kinderbetreuung investiert wird und dann dieses Angebot auch mit den Kosten vergleicht, die sich dadurch errechnen, dann sieht man, dass selbst in Niederösterreich - wie wir in der Zwischenzeit ja wissen - zwar eine gewisse Zeit am Vormittag gratis angeboten wird, aber ansonsten Betreuung natürlich nicht gratis und im Gegensatz zu Wien auch teuer ist. Und österreichweite Vergleiche haben klargestellt, dass Wien im Mittelfeld liegt, wenn man wirklich Gleiches mit Gleichem vergleicht.

Wohin gehen daher die Forderungen? (GR Kurth-Bodo Blind: ... Antwort!) - Entschuldigen Sie, Herr Kollege Blind, aber jetzt reicht es. Herr Kollege Gudenus ist einer, der inhaltlich interessiert ist, und wenn er mich etwas fragt, dann geht er davon aus, dass er von mir eine inhaltlich fundierte Antwort bekommt und nicht durch Zwischenrufe Ihrerseits gestört wird. Man könnte sonst nämlich meinen, dass Sie nur daran interessiert sind, billiges politisches Kapital zu schlagen. Das mag auf Sie zutreffen, aber sicherlich nicht auf Kollegen Gudenus! (Beifall bei der SPÖ. – GR Kurth-Bodo Blind: Sie antworten ja nicht! Sie antworten ja nicht!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Bitte, Herr Kollege Blind, lassen Sie die Frau Vizebürgermeisterin ausreden! Im Gegensatz zum Anfragesteller hat der Stadtrat bei der Beantwortung keine Beschränkung. (GR Kurth-Bodo Blind: Das ist eine Fragestunde, und nicht eine ...stunde!) Bitte, Frau Stadträtin.

VBgmin Grete Laska (fortsetzend): Wenn ich mich richtig erinnere, haben wir gestern beim Thema Schule häufig über den Einsatz von zusätzlichen Lehrern für Kinder, die Verhaltensoriginalität aufweisen, diskutiert. Wie schwierig es ist, Kommunikation zu lernen, von Anfang an - nämlich reden, zuhören, fragen, antworten -, zeigt sich jetzt. - Entschuldigen Sie, Herr Kollege Gudenus, ich würde Ihnen wirklich gerne Ihre Frage beantworten und tue das jetzt auch.

Die Zielsetzung ist, dass wir in Österreich insgesamt dazu kommen, dass mehr Geld für Bildung ausgegeben wird - und zwar insgesamt: von Bund, Ländern und Gemeinden. Wir befinden uns hier im internationalen Durchschnitt eher an der unteren Grenze. Daher fordert diese Plattform, dass es österreichweite Standards - österreichweite Qualitätskriterien, Öffnungszeiten, Personaleinsatz und so weiter – gibt, und in diesem Zusammenhang dann auch eine österreichweite Regelung, was den Einsatz von öffentlichen Mitteln und die Beiträge der Eltern betrifft. In diesem Zusammenhang, sage ich, sind nicht nur die Wiener Kinderfreunde, sondern natürlich auch wir sehr interessiert daran, hier österreichweite Lösungen zu bekommen, und sind dann selbstverständlich auch bereit, in einer gemeinsamen Anstrengung zu überlegen, wie diese Maßnahmen finanziert werden können. Das heißt, ich verlange nicht die Mittel einfach vom Bund, denn wir befinden uns in einem geschlossenen System, auch was Mittelaufkommen betrifft. Ich bin überzeugt davon, wenn es uns gemeinsam gelingt, über diese Inhalte zu diskutieren, dann wird es uns auch gemeinsam gelingen, darüber zu diskutieren, wie viel für diesen Bereich aus Steuergeldern eingesetzt wird und welchen Beitrag die Eltern zu leisten haben. (GR DDr Eduard Schock: Das war aber keine Antwort!)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Eine Zusatzfrage? – Bitte. 

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Frau Vizebürgermeister, für die großen Zusammenhänge, die Sie mir da geschildert haben.

Es geht aus der Aktion der Kinderfreunde hervor, dass sie österreichweite Standards - wie Sie eben auch erwähnt haben - für die Bildung bis zum Alter von sechs Jahren fordern. Es ist trotzdem verwunderlich, vor allem auch im Hinblick auf den neuen Bildungsplan, der vorgelegt wurde - und Bildung bedeutet eben auch Bildung schon vor der Schule, und die Pflichtschule ist, wie wir wissen, nicht nur in Wien gratis, sondern auch in anderen Bundesländern -, dass es bis jetzt nicht möglich war, den Kindergarten in Wien kostenlos zur Verfügung zu stellen, zumal die Kindergartenkosten eine gewaltige Belastung für den Mittelstand darstellen, und erst jüngst wurden sie wieder erhöht. Aber das ist jetzt nicht meine Frage. 

Meine Frage ist, ob Sie zustimmen würden, wie es auch Ihr Kollege Niederwieser aus dem Nationalrat vorgeschlagen hat, die Kompetenz für den Kindergarten auf Bundesebene zu heben. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Ich stimme mit Kollegen Niederwieser so wie mit vielen anderen, übrigens auch mit den Landesrätinnen und Landesräten aus den einzelnen Bundesländern, überein, dass es so wie für die Schulen auch für die Kinderbetreuung vor der Schule ein bundeseinheitliches Rahmengesetz geben soll und so wie bei den Schulen, vor allem bei den Pflichtschulen, durchaus eine gemeinsame Vorgangsweise geben kann, also auch die Pflichten im Hinblick auf Infrastruktur, Personalkosten et cetera hineingenommen werden, so wie es auch bei den Schulen der Fall ist. Damit habe ich überhaupt kein Problem, das sage ich auch immer. Meine Forderung, zumindest die Schulpflicht um ein Jahr vorzuziehen und damit das letzte Jahr vor dem Schuleintritt zur Schulausbildung dazuzunehmen, kennen Sie. Dann stellt sich die Frage von Geld auch nicht mehr, denn dann gehört der Teil, der zur Bildung gehört, auf jeden Fall auch zu jenem Teil, der so wie die Schule unentgeltlich angeboten wird.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Nächste Zusatzfrage: Frau GRin Smolik. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vizebürgermeisterin! Sie haben jetzt schon das Bundesrahmengesetz angesprochen, und in diesem Zusammenhang ist ja auch die Rede von Mindeststandards und Qualitätssicherung. Nun besteht ja eine langjährige Forderung des Dachverbands der Berufgruppen darin, dass gerade im Sinne der Qualitätssicherung die Gruppengrößen gesenkt werden sollen. Werden Sie sich diesem Vorschlag anschließen oder nicht? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin!

VBgmin Grete Laska: Auch für diese Frage gilt das, was ich zuerst gesagt habe. Man kann sozusagen aus einem Kuchen nicht nur die Rosinen herauspicken! Das tun zwar diejenigen, die Rosinen nicht mögen, um den Kuchen dann essen zu können, aber ich bin fest davon überzeugt, dass wir, wenn wir uns diesem Thema ernsthaft nähern, alle diese Fragen zu lösen haben werden - auch die Frage von Gruppengrößen, auch die Frage von Personaleinsatz, auch die Frage, wie Personal ausgebildet ist. Denn auch da bin ich der Überzeugung, dass wir uns anstrengen werden müssen, auch die KindergartenpädagogInnen in eine gemeinsame Ausbildung an einer wirklich pädagogischen Hochschule einzubringen. Und wir brauchen nicht darüber zu diskutieren, dass all das natürlich mehr Mittel erfordert – egal, woher sie kommen. Und wenn wir der Meinung sind, dass aus dem öffentlichen Bereich - und das sind Steuermittel - mehr Geld für alle diese Maßnahmen gegeben werden soll, dann finde ich das okay, aber dann muss das im Gesamtkonzert des Budgets auch möglich sein. Und dann kann man nicht - und das trennt uns - jeweils einen Punkt herausgreifen und sagen: Das wollen wir jetzt, und das wollen wir jetzt, und da soll Wien vorpreschen, und das sollen wir noch dazuzahlen!, weil das nicht möglich ist, weil das budgetäre Mittel sprengt und weil im Moment - und auch dazu stehe ich - die Versorgungssicherheit und die Versorgungsdichte für mich in Wien Priorität haben.

Aber alle Lösungen, die gemeinsam hier in der nächsten Zeit – davon bin ich überzeugt - erfolgen werden, wobei wir immer versuchen, auch Vorreiter zu sein, so wie jetzt mit dem Bildungsplan, werde ich nicht nur politisch, sondern auch in der Umsetzung, wo ich es kann, selbstverständlich mittragen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Stadträtin. - Die nächste Zusatzfrage wird von Frau GRin Mag Anger-Koch gestellt. – Bitte sehr. 

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Können Sie sich vorstellen, das letzte Kindergartenjahr im Zuge der Förderung und der Sprachförderung jetzt doch in nächster Zeit gratis anbieten zu können? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Vizebürgmeisterin!

VBgmin Grete Laska: Ständiges Wiederholen sichert den Unterrichtsertrag! - Für mich ist die Nahtstelle zwischen Kindergarten und Schule ganz wichtig, und daher geht es mir bei der Forderung nach Vorziehung der Schulpflicht und der Entschärfung der Nahtstelle nicht nur um die Sprachförderung, sondern insgesamt um die Förderung aller Kinder in ihrer Kompetenz. Und daher: Wenn wir der Meinung sind, dass das so gemacht werden soll - und die Zeichen stehen gut -, dass es hier vielleicht gemeinsame Überlegungen geben könnte, dann glaube ich, dass wir diesen Punkt, zumindest, was dieses eine Jahr betrifft, in einer gemeinsamen Anstrengung für alle Bundesländer sehr schnell erreichen können.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Letzte Zusatzfrage: Herr GR Mag Gudenus, bitte. 

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! Ständiges Wiederholen sichert den Unterrichtsertrag - das stimmt, aber andererseits: Wenn Sie die Kindergartengebühren schon abgeschafft hätten, würden wir uns auch die vielen Anfragen sparen können.

Die Frage, die mich interessiert, ist folgende: Mir kommt es irgendwie so vor, als würden Sie das Ganze gerne auf den Bund abschieben. Das heißt, der Bund soll es im Endeffekt übernehmen, die Kompetenz wird auf den Bund abgeschoben. Wien wäre damit aus dem Schneider, die Kosten würden beim Bund hängen bleiben. 

Mich wundert nur eines, beziehungsweise ich habe die Frage nach folgendem Hintergrund, nämlich aus dem Gesamtzusammenhang: Warum sind Sie einerseits für eine Abschaffung der Studiengebühren, andererseits aber für die Beibehaltung der Kindergartengebühr in Wien? (Heiterkeit bei Gemeinderäten der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Also gerade in der derzeitigen Situation und am heutigen Tag müsste ich sagen: Mitnichten möchte ich irgendetwas auf den Bund abschieben, sondern das, was ich sage, ist: In einer gemeinsamen Anstrengung! Wenn Österreich sagt - und Österreich sind Bund, Länder und Gemeinden -, wir wollen mehr Geld für Bildung ausgeben - und zur Bildung gehört auch der Kindergarten -, dann werden wir uns überlegen müssen, wie wir das finanzieren können. Egal, ob das Wien finanziert, ob das Niederösterreich oder Vorarlberg finanziert, es betrifft immer wieder das Zusammenspiel von Bund, Ländern und Gemeinden. Hier kann es eine gemeinsame Vorgangsweise geben, und mir geht es nicht darum, Kosten abzuschieben, sondern mir geht es in diesem Fall um Chancengleichheit für ganz Österreich. Und wenn wir hier gemeinsam vorgehen wollen - und das sollten wir tun, denn es kann keinen Unterschied zwischen einem Vorarlberger Kind und einem Wiener Kind geben -, dann kann es gelingen. 

Hier geht es also nicht um ein Abschieben von Kosten, ganz im Gegenteil: Hier geht es darum, zu überlegen, was inhaltlich Sinn macht, wie man es organisatorisch machen kann und dann auch, wie die finanzielle Ausstattung ausschaut. Und noch einmal: Ich glaube, dass es möglich ist, es auch umzusetzen. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Damit ist die 3. Anfrage beendet.

Die 4. Anfrage (FSP - 05095-2006/0001 - KGR/GM) wurde von Herrn GR Schreuder gestellt und ist ebenfalls an die Frau Vizebürgermeisterin gerichtet. (Seit wann dürfen gleichgeschlechtliche Paare Pflegeelternschaften übernehmen und wie viele haben bisher die Pflegeelternschaft übernommen?)
Bitte, Frau Vizebürgermeisterin! 

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

In Beantwortung Ihrer Anfrage darf ich Ihnen sagen, dass sowohl im Bundes-Jugendwohlfahrtsgesetz aus dem Jahr 1989 als auch im Wiener Jugendwohlfahrtsgesetz 1990 vorgesehen ist, dass bei der Vermittlung für die Pflege und Erziehung eines bestimmten Kindes geeignete Pflegeeltern, Pflegepersonen auszuwählen sind. Während das ABGB bestimmt, dass bei der Adoption durch mehr als eine Person die Annehmenden miteinander verheiratet sein müssen, ist dies bei Pflegepersonen keine Vorraussetzung. Daher wird seit dem In-Kraft-Treten des Wiener Jugendwohlfahrtsgesetzes 1990 als rechtlich zulässig erachtet, dass sowohl eine Einzelperson als auch ein gleichgeschlechtliches Paar die Pflegeelternschaft übernehmen kann. Hier wird nicht nach den Rahmenbedingungen, ob verheiratet oder nicht verheiratet, auch nicht, ob gleichgeschlechtlich oder nicht, ausgewählt, sondern nach der Eignung als Pflegeeltern, und daher steht, so wie bei allen Maßnahmen der Jugendwohlfahrt, das Kindeswohl im Vordergrund. 

In Wien werden zur Zeit drei Kinder in einer gleichgeschlechtlichen Pflegefamilie versorgt. Ein Wiener Kind wird in Oberösterreich in einer gleichgeschlechtlichen Lebensgemeinschaft betreut, und das erste Kind wurde vor zirka zehn Jahren in eine solche gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaft, nämlich von zwei Frauen, in Pflege übergeben und hat sich dort hervorragend entwickelt. Wichtig ist, dabei auch anzumerken, dass die leiblichen Eltern der Kinder natürlich diesen Prozess mitzutragen haben, denn der vornehmliche Unterschied zwischen Adoption und Pflegeelternschaft ist ja, dass die Zielsetzung bei der zeitlichen Unterbringung bei Pflegeeltern die Parallelbegleitung der Ursprungsfamilie ist. Sie wissen, wir nehmen uns ja dieser Aufgabe vor allem dann an, wenn es notwendig ist, die Ursprungsfamilie eine Zeit lang zu entlasten, zu begleiten, aber dann sollen die Kinder unter pädagogischer Begleitung wieder dorthin zurückgeführt werden. Das heißt, es gibt hier einen Einklang, keine Berührungsängste. Und daher – das sage ich ganz offen - verstehe ich die Hektik der derzeitigen Diskussion nicht ganz.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Eine Zusatzfrage, Herr GR Schreuder?

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Vielen herzlichen Dank! Ich teile Ihre Auffassung und verstehe diese Hektik auch nicht ganz. Ich bedanke mich auch wirklich bei der Stadt Wien für die Kampagne. Ich fand das sehr richtig und wichtig, weil das letztlich auch unsere Erfahrungen waren, dass viele gleichgeschlechtliche Paare mit einem Kinderwunsch gar nicht wussten, dass es möglich ist, und es freut mich, dass das nun bekannt ist.

Nun stellt die Aufnahme von Pflegeeltern ja prinzipiell in Wahrheit höhere Anforderungen als beispielsweise die Adoption. Jetzt ist mir klar, die Adoption ist eine Bundesangelegenheit, das ist mir völlig bewusst, aber trotzdem, meine Frage ist: Werden Sie sich als Stadträtin der Stadt Wien beziehungsweise wird sich die Stadt Wien dafür einsetzen, dass auch nicht verheiratete gleich- und verschiedengeschlechtliche Paare die Möglichkeit zur Adoption erhalten? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Das, was ich meine und was sicherlich zu Diskussionen in der nächsten Zeit führen wird, ist grundsätzlich die Frage, ob die festgeschriebene Familienform aus der gesetzlichen Regelung, die ja schon längere Zeit zurückliegt, was die Adoption betrifft, eine ist, die noch zeitgemäß ist oder ob hier an Veränderungen zu denken ist. Und das wird sicherlich im Zusammenhang stehen mit der Grundsatzdiskussion, welche Regelungen zu treffen sind, die jetzt nicht nur Pflegeelternschaft, Adoption oder Ähnliches betreffen, sondern viele andere Bereiche des Lebens auch, wie man Zusammenleben definiert und welche rechtlichen Schlüsse man aus solchen Definitionen zieht. Das ist, glaube ich, ein umfassendes Thema, das zu diskutieren sein wird und dann auch dementsprechend zu lösen sein wird.

Ich bin überzeugt davon, dass die Diskussion darüber eine ist, die, so wie wir sie in vielen anderen Bereichen auch hier in Wien und in Fällen, die in Wien zu regeln waren, in den letzten Jahren geführt haben und neue Lösungen gefunden haben, auf Bundesebene zu führen sein wird. Dementsprechend werden die Lösungen dort und dann nachfolgend auch in den Ländern ausschauen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – 2. Zusatzfrage: Frau GRin Mag Anger-Koch. 

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine Frage: Sehen Sie persönlich diese Art der Pflegeelternschaft als Vorstufe der Freigabe für die Adoption von gleichgeschlechtlichen Paaren? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Ich persönlich habe, wie ich meine, schon klargestellt: Für mich persönlich steht immer das Kindeswohl im Vordergrund. Regelungen haben Gesetzen zu folgen, und Gesetze entstehen auf Grund von politischen Diskussionen und werden mit politischen Mehrheiten beschlossen. Daher wird auch die Frage der Anerkennung und der gesetzlichen Festschreibung von gleichgeschlechtlichen Partnerschaften eine sein, die uns noch beschäftigen wird. Wenn es hier zu gesetzlichen Lösungen kommt, dann wird selbstverständlich auch das Wiener Jugendwohlfahrtsgesetz auf bundesgesetzliche Regelungen reagieren.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – 3. Zusatzfrage: Herr GR Mag Gudenus. 

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister!

Im § 21 Wiener Jugendwohlfahrtsgesetz steht, dass zwischen den Pflegepersonen und den Kindern ein ähnliches Verhältnis hergestellt werden soll wie zwischen den echten Eltern und den Kindern. Finden Sie, dass das ein echtes Verhältnis oder ein ähnlich echtes Verhältnis ist, wenn zwei Männer ein Kind in Pflege nehmen anstatt Mann und Frau? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Das Wiener Jugendwohlfahrtsgesetz – und Sie haben es richtig zitiert – geht vor allem davon aus, dass auch in Pflegefamilien und bei Pflegepersonen im Vordergrund steht, dass dort eine Voraussetzung herrscht, die dem Kindeswohl zuträglich ist. Da geht es um Geborgenheit, da geht es um viele Aspekte, die notwendig sind, und auch um hohe Qualität, die wir ja auch durch Ausbildung und begleitende Bildung bei den Pflegepersonen wirksam werden lassen.

Ich muss Ihnen ganz offen sagen, wir haben leider viele Situationen, wo Kinder in den Ursprungsfamilien nicht mehr aufwachsen können, die von der klassischen Familie, wie sie landläufig dargestellt wird, nämlich Mann, Frau, verheiratet und glücklich, meilenweit entfernt sind. Es gibt daher viele Situationen, aus denen Kinder kommen, wo es alleinerziehende Väter und Mütter gibt, die aus bestimmten Gründen nicht mehr in der Lage sind, für die Pflege ihrer Kinder ordnungsgemäß zu sorgen, und es gibt auch in so genannten richtigen Familien, wie Sie es jetzt definiert haben, andere Bezugspersonen, die oft im selben Haushalt leben und damit auch mitwirken bei der Erziehung der Kinder.

Daher meine ich, wir sollten uns wirklich darauf verständigen, egal, welche Grundsatzmeinung wir zu Familie haben, dass hier im Vordergrund steht, dass die beste Situation für Kinder, die in ihrem Leben leider schon schlimme Erfahrungen gemacht haben, gefunden wird, um sie ins Leben zu begleiten. Das stellen wir sicher, und da gelten die Kriterien genauso für Einzelpersonen, da gelten die Kriterien genauso für verheiratete Männer und Frauen und eben auch, so wie heute diskutiert, für gleichgeschlechtliche Paare.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Letzte Zusatzfrage: Herr GR Schreuder. 

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Wir haben in den letzten Wochen viele Vorurteile, Fehlurteile und auch Ahnungslosigkeiten über uns ergehen lassen müssen. Ich weiß nicht, ob Sie die letzte Ausgabe der „Neuen freien Zeitung" gelesen haben – das ist ja keine Lektüre, die man sich unbedingt auf das Nachtkastl legt –, da wurde sehr wohl quasi unterstellt, in Partnerschaften von gleichgeschlechtlichen Paaren würden Kinder sexuell missbraucht werden. Das sind Worte, die einen sehr betroffen machen.

Um solchen Vorurteilen, vor allem bei der Freiheitlichen Partei, zu begegnen – bei einer mündlichen Anfrage muss ich mit Ihnen Vorlieb nehmen, ich würde jetzt ganz gerne eine mündliche Anfrage an die FPÖ richten, aber ich mache es gerne auch mit Ihnen –: Können Sie sich vorstellen – es gibt ja Regenbogenfamilien, es gibt ja nicht nur Pflegeeltern, es gibt viele Partnerschaften, wo Kinder aus früheren heterosexuellen Beziehungen da sind, es gibt ja auch die Adoption für Einzelpersonen, wo die Kinder dann bei gleichgeschlechtlichen Paaren aufwachsen –, können Sie sich vorstellen, dass Sie eine Studie in Auftrag geben und auch finanzieren, in der die Entwicklung von Kindern in Regenbogenfamilien quasi erforscht wird? Diese Studien gibt es ja schon in vielen Ländern und sie widerlegen solche Vorurteile sehr wohl. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin. 

VBgmin Grete Laska: Also zum Ersten kann ich mir durchaus vorstellen, dass man dieser Frage nachgeht und überprüft, was es hier schon gibt und wo es notwendig ist, im Einzelfall jetzt spezielle Fragen noch zu erforschen. Ich bin gerne bereit, darüber zu reden. Vielleicht kann man das auch von den Vorstellungen her ein bisschen konkretisieren. Ich werde es überprüfen lassen, um dann auch dementsprechend zu entscheiden.

Nur eine kleine Anmerkung: Ich nehme es tatsächlich persönlich, wenn Sie hier sagen, Sie müssen mit mir Vorlieb nehmen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Da frage ich zynischerweise, ob Sie es lieber hätten ... (Heiterkeit und Zwischenrufe bei der SPÖ und den GRÜNEN.) Okay, okay. So viel zur Missinterpretation von Formulierungen. (Neuerliche Heiterkeit.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Vizebürgermeisterin.

Wir kommen nun zur 5. Anfrage (FSP - 05092-2006/0001 - KVP/GM). Sie wurde von Herrn GR Dr Aigner die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport gestellt. (Die anerkannte und erfolgreich arbeitende Kooperative Mittelschule Embelgasse soll gegen den Widerstand von Eltern und Lehrerstab geschlossen werden. Wie wird diese Maßnahme von Ihnen begründet?)
Bitte um Beantwortung. 

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Wir haben gestern schon Gelegenheit gehabt, darüber zu sprechen, und ich habe in meinem Schlusswort auch ziemlich klar zu der angesprochenen Frage Stellung genommen, was die Situation in der Embelgasse betrifft, und mache es daher ganz kurz.

Ich habe gestern schon gesagt, dass es sich auch im Fall der Embelgasse nicht um eine Schulschließung handelt, sondern um eine Reorganisation in den inneren Bereichen. Wir haben zur Zeit in den Bezirken 4, 5 und 6 Hauptschulstandorte, die größere räumliche Ressourcen haben als die Nachfrage an Klassen ist. Daher ist es durchaus sinnvoll, zu überlegen, wie man hier Strukturen verändern kann. 

Was die konkrete Situation in der Embelgasse angeht, so habe ich im vergangenen Jahr sowohl dem Herrn Direktor als auch den Eltern und den Lehrern zugesichert, dass die Maßnahme, die ich voriges Jahr ausgesetzt habe, jedenfalls vor Umsetzung ausführlich besprochen wird, dass ich einladen werde zu einem solchen Informationsgespräch, und wenn Ihr Interesse offen und ehrlich ist, lade ich Sie gerne auch dazu ein, damit Sie aus erster Hand informiert sind, wie die weiteren Schritte dort gesetzt werden.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Eine Zusatzfrage: Herr Dr Aigner. 

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Darf ich jetzt aus Ihrer Antwort schließen, dass das sozusagen noch ein Prozess ist, der im Gang ist, also ein Überlegungsprozess, oder haben Sie da schon auch einen Zeitplan, wann diese Gespräche stattfinden? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Also der Überlegungsprozess war eigentlich im vergangenen Jahr schon abgeschlossen, nur war er aus meiner Sicht – deswegen habe ich die Maßnahme auch ausgesetzt – zu kurzfristig auch für die Betroffenen. Es macht keinen Sinn, eine an sich logische Maßnahme dadurch zu desavouieren und zu einer Aufregung zu führen, weil sie nicht ausführlich diskutiert wurde. Das habe ich den Betroffenen damals auch zugesagt. Es wird diese gemeinsame Besprechung geben, bei der ich auch den dann feststehenden Zeitplan vorlegen werde, der noch von jenen Maßnahmen abhängt, die wir auch gestern diskutiert haben. Da geht es insgesamt um die Frage, wann stehen welche Mittel zur Verfügung, um die parallel dazu notwenigen Maßnahmen setzen zu können, nämlich die Berufsschule auszusiedeln, dadurch die Klassen in der Viktor-Christ-Gasse freizumachen, damit wir wieder zusätzlichen Hauptschulraum auch in der Viktor-Christ-Gasse bekommen, denn da gibt es ja derzeit zwei Expositurklassen aus einer Berufsschule und Ähnliches mehr. Das alles ist tatsächlich in Einklang zu bringen. 

Es handelt sich um keine Ad-hoc-Maßnahme, es handelt sich um keine Schwachsinnsmaßnahme, die sich irgendjemand ausgedacht hat, um einen armen Direktor zu quälen, ganz im Gegenteil, es handelt sich um eine Maßnahme, die synergetische, organisatorische und vor allem auch logische Schritte setzt, die für alle eine Verbesserung darstellen sollen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Nächste Zusatzfrage: Herr GR Mag Jung, bitte. 

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Sie haben gesagt, der Informationsprozess war zu kurzfristig angesetzt aus Ihrer Sicht. Nachdem sich ja im Wesentlichen die Schülerzahlen fürs nächste Jahr auch schon absehen lassen, sind weitere, wie Sie das nennen, Reorganisationen in den inneren Bereichen für das nächste Schuljahr in Wiener Schulen absehbar? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Zum gegenwärtigen Zeitpunkt: Nein.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Nächste Zusatzfrage: Frau GRin Jerusalem, bitte. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Diese Reorganisation im inneren Bereich böte auch eine große Chance. Ich sage es jetzt einmal ganz allgemein. Wenn weniger Kinder an einer Schule sind und weniger Klassen eröffnet werden als in den Jahren davor, bleiben sozusagen Räume über. 

Jetzt kann man natürlich einsparen, man könnte aber auch anders denken, nämlich im Interesse der ganztägigen Schule, und sagen: Damit eine ganztägige Schule für die Kinder und Lehrerinnen und Lehrer auch Lebensqualität bietet, braucht man mehr Räume. Könnte man nicht diese freiwerdenden Räume – zum Beispiel auch Volksschule Leopoldsgasse im 2. Bezirk – als Aktivräume für den Nachmittag verwenden für Bewegung, Spaß, Spiel, Werken, was immer die Kinder dort auch machen wollen, damit ein bisschen diese Beengung wegfällt? Können Sie sich so ein Modell der neuen Nutzung von übriggebliebenen Räumen auch vorstellen für die Zukunft? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Ich agiere hier nicht im Konjunktiv, denn das tun wir. Ich zeige Ihnen gerne ein paar Schulstandorte, sollten Sie sie nicht kennen, wo genau diese Punkte schon umgesetzt sind. Es ist für mich immer die Mitentscheidung, zu überlegen, welche Schulform dort angeboten wird und wie die räumlichen Voraussetzungen ausschauen. Dabei gehe ich allerdings – das ist vielleicht das Einzige, was uns jetzt unterscheidet, und das wundert mich – nicht von Vormittag und Nachmittag, sondern von Ganztagsschule aus und dabei wiederum immer von sozusagen verschränkten Formen. Das ist meine Zielsetzung und dementsprechend versuche ich auch – ähnlich wie beim Neubau mit dem Modell Monte Laa und bei der Betrachtung von Altbau, auch bei der Renovierung von Altbaumassen –, immer davon auszugehen, dass die Zielsetzung eine optimale Vernetzung von Schule und Freizeit ist, weshalb sowohl Räumlichkeiten indoor als auch Bewegungsraum outdoor zur Verfügung stehen sollen. 

Dass das im innerstädtischen Bereich ein bisschen problematischer ist als an der Peripherie oder dort, wo wir automatisch Grünraum dabei haben, ist mir bewusst, aber noch einmal: Hier geht darum – so wie Sie gesagt haben –, das zu betrachten, und wir tun es auch. 

Noch einmal ganz kurz zurück auf die Leopoldsgasse. Ich weiß schon, dass das eine Chance war, sich hier politisch in einem Feld vor eine Schule zu setzen. Aber es ist vor allem auch darum gegangen, eine Maßnahme zu setzen, die für eine andere ganz wichtige Zielgruppe eine entscheidende Verbesserung erreichen konnte, nämlich für die Schule aus der Schwarzingergasse, die überhaupt nicht mehr den Bedingungen entsprochen hat, während ansonsten der Schulraum im 2. Bezirk, zumindest was ganztägige Betreuungsformen betrifft, genau den Kriterien entspricht, die Sie genannt haben, egal, ob das die Aspernallee ist, egal, ob das die Vorgartenstraße ist und andere, die genau diese Bedingungen haben.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke sehr. – Letzte Zusatzfrage für heute: Herr Dr Aigner, bitte. 

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Fließt bei diesen von Ihnen erwähnten Strukturreformmaßnahmen auch die mögliche Absenkung oder die hoffentlich kommende Absenkung der Klassenschülerhöchstzahlen, die ja auch einen höheren Raumbedarf mit sich bringen wird, ein? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Wir haben im Bereich der Hauptschulen – und es handelt sich ja hier um Hauptschulstandorte, die betroffen sind – eine durchschnittliche KlassenschülerInnenhöchstzahl in Wien von 25,1. Das heißt, wir sind hier von den derzeit möglichen KlassenschülerInnenhöchstzahlen weit entfernt. Unser Ansinnen war es und ist es immer, auch aus pädagogischen Gründen, den derzeitigen Rahmen auszuschöpfen, daher bedenken wir das natürlich mit. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke vielmals. Damit ist die Fragestunde für heute beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde.

Der ÖVP-Klub hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Rote Laterne für Wiens Arbeitsmarkt" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 69 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte nun den Erstredner, Herrn GR Dr Tschirf, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich ihn darauf aufmerksam machen möchte, dass seine Redezeit zehn Minuten beträgt. – Bitte sehr.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist bedauerlich, dass bei dem wesentlichsten Thema, das Wien betrifft, so wenige Kolleginnen und Kollegen aus dem Bereich der Sozialdemokratischen Partei anwesend sind, handelt es sich doch bei der Arbeitslosigkeit um eine der Kernfragen dieser Stadt und um das wesentlichste Thema der Wirtschaftspolitik für diese Stadt. 

Es tut mir auch leid, dass wir seit 48 Stunden den Herrn Bürgermeister hier in diesem Saal nicht mehr gesehen haben. Wahrscheinlich hat er sich jetzt 48 Stunden auf die Koalitionsverhandlungen vorbereitet, und ich hoffe, dass er in diesen Koalitionsverhandlungen auch die Thematik der Wirtschaftspolitik Wiens einbringt und insbesondere der Arbeitsmarktsituation und dass er danach wieder für Wien da ist und es nicht als Nebensache ansieht, sich ernsthaft mit dem Thema des Arbeitsmarktes in Wien auseinanderzusetzen, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich spreche von der „Roten Laterne" und spreche nicht von der wichtigsten Nebensache, nämlich dem Fußball und der Situation von Rapid, sondern von der Situation, die wir heute vorfinden, was den Wiener Arbeitsmarkt betrifft. Ich spreche davon, dass zum Amtsantrittszeitpunkt von Bgm Häupl die Zahl der Arbeitslosen 60 129 betrug und damit um 35 Prozent unter der Zahl des Vorjahres von 81 436 lag.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, insbesondere von der Sozialdemokratischen Partei! Hier besteht Handlungsbedarf, hier geht es nicht darum, die eine oder andere Kosmetik vorzunehmen, sondern endlich tatsächlich Maßnahmen zu setzen, um die wirtschaftliche Situation dieser Stadt durch bessere Rahmenbedingungen für die Wirtschaft dieser Stadt zu verbessern und gleichzeitig deutlich mehr hinsichtlich der Arbeitsvermittlung zu tun. Hier fehlen die Maßnahmen in den letzten Jahren.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn wir uns jetzt die letzten Jahre ansehen, dann hat es sehr viele Konjunkturpakete des Bundes, aber auch anderer Bundesländer gegeben. Ich erwähne hier Oberösterreich, das ein leuchtendes Beispiel ist, weil Oberösterreich auch bei einer industriellen Situation mit vielen größeren Städten bei einer Arbeitslosigkeit liegt, die deutlich unter der der Bundeshauptstadt Wien ist. 

Ich freue mich, dass auch der Herr Wirtschaftsstadtrat da ist, damit er einiges von dem, was wir hier diskutieren, auch in seine tägliche Arbeit mitnehmen kann. Ich freue mich darüber, dass er sich mit dem auseinandersetzt, was das Hauptthema dieser Stadt ist, nämlich mit der Situation am Arbeitsmarkt. 

Etwas, was aber auch eine ganz wesentlich Rolle spielt, ist die Frage der Fort- und Weiterbildung. Wenn ich mir auch hier die Zahlen österreichweit und Wien-weit hernehme und sehe, dass die Möglichkeit der Fortbildung der Arbeitnehmer österreichweit bei 50 Prozent liegt und in Wien nur bei 30 Prozent, dann muss ich eines sagen: Hier sind die Stadt und ihre Institutionen gefordert, dass sie entsprechende Rahmenbedingungen setzen, dass die Unternehmen diese Weiterbildungskurse auch anbieten können, denn es ist nicht einzusehen, warum in Wien Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer deutlich schlechter behandelt werden als in anderen österreichischen Bundesländern. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich frage mich auch, wo das Frühwarnsystem ist, das Frühwarnsystem, um rechtzeitig darauf zu reagieren, wenn jemand auf Grund seiner Situation, seiner vielleicht auch Qualifikationsmängel in größerer Gefahr ist, arbeitslos zu werden. Hier bedarf es eines Frühwarnsystems und rascher Maßnahmen. Herr Vizebürgermeister, gehen Sie das bitte an!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn wir uns die Berichte des Rechnungshofes und gerade auch der Volksanwaltschaft ansehen, sieht man ja, dass eines der Themen dieser Stadt ist, dass es jetzt Defizite in den Verwaltungsabläufen gibt. Wir brauchen für den Wirtschaftsstandort, für die Sozial- und Bildungspolitik eine effizientere Verwaltung in dieser Stadt. Wir müssen endlich den Reformstau auflösen, dass es in Wien halt schwieriger ist bei Betriebsansiedlungen als etwa im benachbarten Niederösterreich. Auch das ist ein Thema, das dazugehört, warum die Arbeitslosigkeit in dieser Stadt eine deutlich höhere ist als in anderen Bundesländern.

Noch etwas, meine sehr geehrte Damen und Herren, spielt hier eine wesentliche Rolle, das ist die Struktur der Arbeitsmarktverwaltung. Ich hoffe, dass die Situation gerade auch des Wiener AMS sich ändert, denn wir wissen genau, dass die Struktur des Wiener AMS trotz des Überbaus eines Ministeriums sehr stark von einer Erstarrung geprägt ist, weil letztlich auch nicht die Maßnahmen gesetzt werden können, die notwendig sind, die in anderen Bundesländern bei anderen AMS sehr wohl möglich sind. (GR Godwin Schuster: Das ist eine mutige Behauptung!) Kollege Schuster weiß das ganz genau, dass das Wiener AMS eines der Problemkinder ist (GR Godwin Schuster: Das kann ich nicht wissen, weil es nicht stimmt!) und dass die Frage, warum jemand in Wien weitaus länger arbeitslos ist als beispielsweise in Oberösterreich, auch an der mangelnden Vermittlung des AMS liegt. Wirken Sie gerade auf die Vertreter auch aus Ihren Reihen im Bereich des AMS ein, damit rasch die Maßnahmen gesetzt werden, die für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dieser Stadt notwendig sind. (Beifall bei der ÖVP. – GR Kurt Wagner, ein Blatt Papier in die Höhe haltend: Die Oktoberzahlen sind an Ihnen anscheinend spurlos vorübergegangen!)
Ich finde es bedauerlich, wenn jemand, der selbst ein Arbeitnehmervertreter ist wie der Kollege Wagner, so – ich würde fast sagen – zynisch damit umgeht, was Arbeitslosigkeit betrifft. (GR Kurt Wagner: Haben Sie die Zahlen vom Oktober gesehen?) Ich habe Ihnen vorgestern schon einmal dargestellt (GR Godwin Schuster: Geben Sie eine Antwort! Sechs Jahre Versäumnisse der Bundesregierung!), dass, würden die Arbeitslosenzahlen von Oberösterreich auch für Wien gelten (GR Godwin Schuster: Sechs Jahre Versäumnisse der Bundesregierung, das ist eine Tatsache! Das ist die Verantwortung des Herrn Bartenstein!), hätten wir über 40 000 Arbeitlose weniger in Wien. (Beifall bei der ÖVP.) 

Mir ist verständlich, dass es die Zwischenrufe gibt, denn das ist eine Bankrotterklärung der Wirtschafts- und Sozialkompetenz der Sozialdemokratischen Partei in diesem Haus, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 
40 000 Schicksale sind das, 40 000 Schicksale, über die man nicht mit Zwischenrufen, mit Wegspielen drübergehen kann, sondern damit, dass man konkrete Schritte setzen sollte. (Beifall bei der ÖVP. – GR Kurt Wagner: 7 000 neue Arbeitsplätze! – GR Godwin Schuster: Durch Maßnahmen, die wir gesetzt haben!)
Herr Vizebürgermeister! Liebe Kolleginnen und Kollegen der Sozialdemokratischen Fraktion! Was notwendig wäre, wäre, einige konkrete Schritte zu setzen. Erstens einmal, dass es andere Rahmenbedingungen für die Wirtschaft in dieser Stadt gibt (GR Godwin Schuster: Definieren Sie das „andere" ganz genau!), damit entsprechende Arbeitsplätze geschaffen werden können. Dazu gehört beispielsweise die Betriebsansiedlung (GR Kurt Wagner: Das geschieht ja! – GR Godwin Schuster: Das wird ja gemacht!), dazu gehört etwa die Förderung der Nahversorgung, denn wir haben viele, viele kleine Unternehmungen. Das sind genau die, die Arbeitsplätze in dieser Stadt schaffen und garantieren. Für die sollte mehr geschehen, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP. – GR Kurt Wagner: 8 683 Neue Betriebsgründungen! Das können Sie nachlesen! ) 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie wissen doch ganz genau, dass das teilweise Betriebsgründungen derjenigen sind, die einfach als Arbeitnehmer nicht mehr unterkommen. Was wir brauchen, ist, dass die, die tatsächlich Unternehmerpersönlichkeiten sind, die entsprechenden Rahmenbedingungen bekommen. Und für die geschieht viel zu wenig, doch damit könnte die beste Sozialmaßnahme geschaffen werden, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Das gibt es nicht? Oder? Das geschieht doch alles!)
Ich verstehe die Unruhe in der Sozialdemokratischen Partei. (GR Godwin Schuster: Es ist kein einziger Vorschlag neu! Das gibt es alles!) Sie können sicher sein, dass die Österreichische Volkspartei in diesem Haus nicht lockerlassen wird. (GR Godwin Schuster: Denken Sie daran, was Sie sechs Jahre lang versäumt haben!) Das Thema Wirtschafts- und Arbeitsmarkt ist für uns die zentrale Frage für die Menschen in dieser Stadt. (GR Harry Kopietz: Seit wann?) Bitte, kein Zynismus! (Beifall bei der ÖVP.) 
Gehen Sie an die Arbeit für die Wienerinnen und Wiener, für die Arbeitsplätze dieser Stadt! Handeln Sie! Der Handlungsbedarf ist gegeben. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Für die weiteren Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass jeder Redner fünf Minuten hat. 

Als nächster Redner hat sich Herr GR Dr Schock gemeldet. 

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Es ist erst zwei Tage her, am Montag, da hat uns die SPÖ, allen voran der Klubobmann Oxonitsch, aber auch der Herr StR Rieder in der Budgetdebatte hier weiszumachen versucht, wie gut nicht Wien ist (GR Kurt Wagner: Und hat Recht gehabt! – GR Godwin Schuster: Ganz richtig!) und wie schlecht und wie böse der Bund ist. Und heute kommt der Herr Kollege Tschirf hier heraus und erzählt uns genau das Gegenteil, erzählt uns, wie gut nicht der Bund ist und wie schlecht und böse nicht die Stadt Wien ist. (GR Kurt Wagner, ein Blatt Papier in die Höhe haltend: Lesen Sie das! Der Vergleich macht Sie sicher!) 

Ja, Herr Kollege Tschirf, Herr Kollege Oxonitsch, merken Sie denn nicht, dass das einem Arbeitslosen egal ist, dass es ihm egal ist, ob er durch die schlechte Politik hier in Wien arbeitslos ist, oder ob er arbeitslos ist, weil die Politik der Bundesregierung schlecht ist? Ich meine daher, hören Sie endlich auf mit diesen Schuldzuweisungen, das interessiert niemanden mehr, und tun Sie etwas gegen die Arbeitslosigkeit, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 
Im Wahlkampf hat es ja bei diesen Schuldzuweisungen Auswüchse und wieder groteske Blüten gegeben. Ich frage etwa Sie von der Sozialdemokratischen Fraktion: Ist eine Fraktion glaubwürdig, wo der Kollege Kopietz – er ist eh gerade da – die gute Lehrlingspolitik rühmt? (Ruf: Professor Kopietz!) Der Professor Kopietz; danke für die Berichtigung. – Ist das glaubwürdig, wenn der Professor Kopietz die guten und klugen Maßnahmen im Bereich der Lehrlingspolitik lobt, wenn sie von der Stadt Wien kommen, und wenn dann der Kollege Hundstorfer in seiner Funktion als Gewerkschafter, als Gewerkschaftschef das inhaltlich genau Gleiche kritisiert, nur weil es in dem Fall vom Bund kommt? Hundstorfer hat kritisiert – ich zitiere das jetzt wörtlich: „Es ist eine Chuzpe, die Jugendlichen in Schulungsmaßnahmen zu bringen, wo sie aber noch lange keine Lehrstelle oder einen Arbeitsplatz haben." 

Ich frage mich, hat diese Fraktion, die Sozialdemokratische Fraktion, hier überhaupt noch eine wirtschaftspolitische Linie? (GR Godwin Schuster: Kollege Kopietz hat von den Lehrlingen bei der Stadt Wien gesprochen!) Der Kollege Oxonitsch hat in der Budgetdebatte wieder die gesunkene Jugendarbeitslosigkeit in Wien bejubelt. Lauter Jubelmeldungen über das, was in der Stadt passiert, aber der Hundstorfer (GR Harry Kopietz: Herr Hundstorfer! So viel Zeit muss sein!) als Gewerkschaftschef sagt wieder zu dem gleichen Thema in Richtung Bund im Wahlkampf – und das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen: „Die Jubelbotschaften vom Bund über die Jugendarbeitslosigkeit sind ein Schlag in das Gesicht der arbeitslosen Jugendlichen und ihrer Eltern." Das sagt der Hundstorfer zu den Jubelbotschaften. (GR Harry Kopietz: Herr Hundstorfer!) Na, jetzt wissen wir es. Sagt der Herr Hundstorfer, genau! (GR Harry Kopietz: Der Herr Abgeordnete Hundstorfer!)
Meine Damen und Herren von der SPÖ, aber auch von der ÖVP! Merken Sie denn nicht, dass die Menschen von diesen ganzen Schuldzuweisungen, von diesem Hickhack genug haben? Merken Sie nicht, dass die Menschen, vor allem die Betroffenen, die Arbeitslosen Ihr Hickhack ja nicht einmal mehr hören können? Ich meine daher: Hören Sie doch auf mit diesen permanenten Schuldzuweisungen! Ersparen Sie uns dieses Theater hier in Zukunft! Wir fordern Sie auf: Verhandeln Sie lieber ernsthaft über eine neue Bundesregierung und beginnen Sie vor allem rasch und ernsthaft zu arbeiten, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ. – StR Dr Johannes Hahn: Das geschieht ja!)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau StRin Dr Vana hat sich gemeldet. – Bitte.

StRin Dr Monika Vana: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich wollte eigentlich an dieser Stelle mit den Versäumnissen der Arbeitsmarktpolitik der Wiener Stadtregierung beginnen, möchte aber jetzt doch einige Worte zur ÖVP und zum Herrn Kollegen Tschirf sagen, die diese Aktuelle Stunde „Rote Laterne am Wiener Arbeitsmarkt" beantragt haben. Sie sollten den Mund wirklich nicht zu voll nehmen. Das, was Sie hier abziehen, ist eine ganz schöne Show. Eine Partei, die seit 1989 den Wirtschafts- und Arbeitsminister in diesem Land stellt und ein Versäumnis nach dem anderen in der Arbeitsmarktpolitik des Bundes, die ja natürlich durchschlägt auf die Arbeitsmarktsituation in Wien, zu verantworten hat, die die höchste Arbeitslosigkeit der Zweiten Republik zu verantworten hat – täglich werden 18 Frauen arbeits-
los –, die sollte sich nicht hier herstellen und der SPÖ die Rote Laterne am Wiener Arbeitsmarkt zuschieben, denn diese Partei hat den Schwarzen Peter in der Arbeitsmarktpolitik. (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ.)
Dass Sie sich hier vom eigenen Arbeitsmarktservice, wo Sie selber drinnen sitzen, wo die Sozialpartner und weniger -partnerinnen drinnen sitzen, auch im AMS Wien, wie übrigens auch im Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds, distanzieren, da muss man schon einmal sagen (StR Dr Johannes Hahn: Denken Sie daran, wie Sie abgestimmt haben über die Arbeitsplatzvermittlung!): Die Situation am Arbeitsmarkt in Wien und auch im Bundesschnitt hat die große Koalition aus SPÖ und ÖVP, die es seit Jahren in der Arbeitsmarktpolitik gibt, zu verantworten. Das Ergebnis, das wir am Arbeitsmarkt haben, ist Ihres. Sie sitzen im WAFF, Sie sitzen im AMS und sind verantwortlich für diesen Stillstand, der eigentlich ein Rückschritt ist, wie ein bekannter Sozialdemokrat ja auch einmal angemerkt hat. Also das, was Sie hier abziehen, ist mehr als populistisch. 

Zur SPÖ: Ihre Versäumnisse in Wien in der Arbeitsmarktpolitik sind offensichtlich. 70 000 arbeitslos gemeldete Personen, 10 000 Jugendliche ohne Job, mehr als die Hälfte aller Frauen mit Kindern ohne existenzsicherndes Einkommen, steigende Einkommensunterschiede – übrigens über dem so genannten Bundesschnitt und dem so genannten EU-Schnitt –, da müssen Sie sich harte Kritik der Opposition sehr wohl gefallen lassen. Und nur weil die Arbeitslosigkeit statistisch in den letzten zwei, drei Monaten sinkt, ist das noch lange keine Entspannung am Wiener Arbeitsmarkt. Im Gegenteil! Der Wiener Arbeitsmarkt hat gravierende strukturelle Probleme, auf die gerade die Wiener Grünen seit Jahren hinweisen. Wir vermissen aber Ihre Antworten, zum Beispiel auf die steigende Zahl atypischer Beschäftigungsverhältnisse, auf die steigende Zahl von Frauen, die nur mehr Teilzeitbeschäftigung finden, mangelnde Ausbildungsgarantie für Jugendliche und so weiter. 

Sie lehnen seit Jahren – wie auch die ÖVP, die sich hier herausstellt und Innovation fordert – die grünen Konzepte ab, die in Teilbereichen massive Innovation bringen, wie zum Beispiel unser Vorschlag der Koppelung der Wirtschaftsförderung an Frauenförderpläne in Betrieben, um die wachsenden Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Männern zu schließen; zum Beispiel unser Vorschlag einer Wiener Arbeitslosenanwaltschaft, der eindeutig auch auf Wiener Ebene realisiert werden könnte, wo Sie sich nicht auf die Bundesebene ausreden müssen; zum Beispiel unser Vorschlag eines Wiener Lehrlingsfonds, in den Wiener Betriebe und auch die öffentliche Hand einzahlen – da braucht man nicht einmal das Rad neu zu erfinden, da braucht man nur ins Bundesland Vorarlberg zu schauen, wo das wunderbar funktioniert –; zum Beispiel unser auch gestern gefordertes Maßnahmenpaket gegen Einkommensunterschiede; zum Beispiel sogar die von Ihnen vor Jahren durchgeführte Aktion 8000 in der Arbeitsmarktpolitik, die sehr erfolgreich war, die es geschafft hat, innovative und nachhaltige Arbeitsplätze in jenen Bereichen zu schaffen, in denen es keine regulären Arbeitsplätze gibt, und Zukunftsbereiche wie Pflege, Gesundheit, Creative Industries, Wissenschaft und Forschung und so weiter. 

Zu all diesen Bereichen gibt es die grünen Anträge. Wir hören immer nur: Nein, nein, nein! Geht nicht! Pingpong zwischen Wien und Bund und Bund und Wien, zwischen WAFF und AMS und AMS und WAFF. Wir haben das wirklich satt, meine Damen und Herren von der Regierung. Wir haben es satt. Wir finden Sie phantasielos, wir finden Sie innovationsfeindlich, wir finden, Sie gehen an den Bedürfnissen der arbeitslosen Menschen und auch der ArbeitnehmerInnen in dieser Stadt, in diesem Land vorbei. Wir wünschen uns grünes Licht für Arbeitsmarktpolitik. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Als nächster Redner hat sich Herr GR Ekkamp gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich denke, das Thema spricht für sich, und ich sage auch von hier aus: Jeder einzelne Arbeitnehmer, der arbeitslos wird, ist zu viel, und wir haben alle gemeinsam daran zu arbeiten, aber dass gerade die ÖVP das heute in den Vordergrund stellt, das, denke ich, ist schon ein mutiger Schritt angesichts der Kompetenz, die sie seit dem Jahr 2000 in der Regierung gehabt hat. Ich will jetzt gar nicht über Zahlen diskutieren, ob das jetzt 370 000 oder 380 000 Arbeitslose sind, es ist die höchste Arbeitslosigkeit in der Zweiten Republik. Das sei jetzt nur so angemerkt, aber es ist traurig genug. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Die höchste Arbeitslosigkeit in Wien!) Ja, aber Wien kann sich nicht hundertprozentig abschotten. Sie wissen auch genau, Frau Stadträtin, dass sich auch Österreich von einer internationalen Entwicklung nicht komplett abschotten kann. Das wissen Sie, und wenn Sie es nicht wissen, dann müssen Sie halt irgendwo nachlesen. 

Trotzdem denke ich, man soll eine Diskussion in dieser Art und Weise doch sehr sachlich führen. Es geht ja um Menschen. Man darf auch nicht ausblenden, dass zum Beispiel Wien – und ich glaube, das ist an manchen gerade in der ÖVP vorbeigegangen – 220 000 Nichtwienerinnen und Nichtwienern einen Arbeitsplatz bietet. Im Vergleich zu Niederösterreich mit gleicher Einwohnerzahl haben wir um fast 250 000 Arbeitsplätze mehr.

Genauso ist es bei den Lehrlingen. Von den 16 000 Lehrplätzen, die zugegeben zu wenig sind, bietet Wien 4 000 Jugendlichen aus anderen Bundesländern einen Arbeitsplatz. Das heißt, die Beschäftigungsquote ist in Wien sehr hoch. 

Trotzdem sollte man versuchen, auf drei Themen noch einzugehen. Der Herr Kollege Tschirf hat es schon gesagt: Maßnahmen im Bereich der Wirtschaft. Jetzt denke ich daran, Maßnahmen im Bereich der Wirtschaft zu setzen, ist ganz, ganz wichtig. Nur gewisse Sachen können wir gar nicht beeinflussen. Ich denke zum Beispiel an die Abschaffung des Investitionsfreibetrages für Klein- und Mittelbetriebe. Das können wir nicht beeinflussen. Die Gruppenbesteuerung für Konzerne bringt den Klein- und Mittelbetrieben nichts. Wenn ich daran denke, dass man die Kaufkraft noch geschwächt hat und wenig vom Bund investiert worden ist – das ist eine Tatsache –, so wirkt sich das natürlich auf die Wirtschaft und auch auf die Arbeitsplätze aus, und Wien kann das nicht beeinflussen. 

Was Wien macht und auch beeinflusst: Es fördert und investiert. Ich erinnere – zwei Tage lang diskutiert – an die 2,3 Milliarden EUR an Aufträgen an die Wirtschaft. Das ist wesentlich mehr als im Jahr 2005. Das steigert die Beschäftigung. Ich erinnere an die Maßnahmen im Wiener Wirtschaftsförderungsfonds. 40 Millionen für Technologie und Forschung, 68 Millionen für High-Tech-Immobilien, 103 Millionen für die Modernisierung und Internationalisierung der Wirtschaft. Wien redet nicht, Wien handelt, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Zweiter Punkt: Arbeitsmarktpolitik. Ich glaube, das ist ein ganz, ganz wichtiger Punkt. Wir bemerken natürlich, dass sich die Wirtschaft nicht nur in Wien, sondern in ganz Europa und auch in Österreich umstrukturiert; gerade im Bereich der Industrie. Das darf doch auch an Ihnen nicht vorbeigegangen sein, meine Damen und Herren. (Zwischenrufe von GR Dr Matthias Tschirf und StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager.) Kollegin, Lautstärke ersetzt nicht den Inhalt einer Aussage.

Das heißt, gerade in der Industrie passiert es, dass kostenintensive Arbeit, kostenintensive Produktion ausgelagert, abgesiedelt oder verlagert werden. 25 Prozent der Arbeitsplätze in der Industrie sind in den letzten Jahren verschwunden. Das können Sie genauso nicht verhindern, das ist die Globalisierung, meine sehr geehrten Damen und Herren, weg von der klassischen Sachgütererzeugung. Die Wiener Wirtschaft, glaube ich, handelt. Ich habe es Ihnen schon gesagt. 

Jetzt darf ich Ihnen noch ein Zitat oder eine Aussage Ihrer Präsidentin der Wiener Wirtschaftskammer vorlesen. Sie meint auch, dass sich die Wiener Wirtschaft im internationalen Vergleich hervorragend bewährt und dass immer mehr Unternehmen Wien als Standort wählen, weil es eben ein unternehmerfreundliches Klima in Wien gibt. Forschung und Entwicklung nehmen einen hohen Stellenwert ein. Lesen Sie es nach auf der Homepage.

Meine Damen und Herren! Über den WAFF – weil Sie die Bildungsmaßnahmen angesprochen haben –, wird dann die Kollegin Lueger etwas sagen. Ich glaube, Wien macht hier sehr viel, auch im Bereich der Stiftungen. Wenn ich wieder eine Verknüpfung mache mit Auslagerung, wo viele Menschen zum Handkuss kommen, gelingt es Wien, im Gegensatz zu Niederösterreich, das abzufangen. Ich kann das sagen, ich komme aus einem Betrieb, in dem wir niederösterreichische Beschäftigte haben, die durch die Finger schauen, aber die Wiener bekommen Umschulungsmaßnahmen, um wieder Fuß zu fassen am Arbeitsmarkt.

Dritter Punkt: Kampf gegen die Jugendarbeitslosigkeit. Ich glaube, das muss uns allen am Herzen liegen. Jetzt zitieren Sie wieder Oberösterreich, aber Sie brauchen nur in die letzte Statistik hineinzuschauen – das ist nicht von mir, das ist bitte vom AMS; die Jugendarbeitslosigkeit ist zu hoch, da gebe ich Ihnen Recht –: Wien 14,1 Prozent, Oberösterreich 23 Prozent. So schaut die Realität aus, wenn man irgendwelche Zahlen vergleicht. Das heißt, wir müssen auch im Bereich der Jugendarbeitslosigkeit einiges unternehmen.

Es ist hier auch der Berufsbildungsfonds angesprochen worden. Da gebe ich Ihnen Recht, aber ich würde den sogar bundesweit machen, damit es nicht nur beschränkt ist auf irgendeine Branche und nur auf Wien. Wir sehen, in Vorarlberg funktioniert es, in Oberösterreich nicht. Das ist eine Aufgabe für die neue Bundesregierung. 

Meine Damen und Herren! Es gäbe noch viel zu sagen. Ich glaube, wir müssen uns gemeinsam anstrengen, dass die Arbeitslosigkeit nicht nur in Wien, sondern in ganz Österreich gesenkt wird. Ich denke, Wien tut einiges und wird auch in der Zukunft einiges dazu beitragen, dass die Arbeitslosigkeit weiter sinkt und dass es den Menschen in unserer Stadt wieder besser gehen wird. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Lasar. – Bitte schön.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ihr soziales Gewissen kann man eigentlich schon an der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik erkennen. Wenn ich mir nur die Diskussion der letzten zwei Tage angehört habe, dann habe ich nichts anderes mitbekommen, als dass in unserer Wienerstadt eigentlich in diesen Bereichen alles in Ordnung ist. 

Da möchte ich Ihnen schon einiges dagegenhalten. Wenn ich mir nur die Sozialpolitik ansehe im Bereich der Drogen, im Bereich des Arbeitsmarktes – was heute das Thema ist –, muss ich sagen, sind Sie konzeptlos. Sie haben kein Konzept, so wie in anderen Bereichen auch nicht.

Ich sage Ihnen jetzt noch Folgendes: Wissen Sie überhaupt, wie viele Arbeitslose wir derzeit bis September 2006 haben? Ich werde es Ihnen sagen: Über 71 000! Und Sie sprechen hier in diesen Bereichen von Konzepten, die Sie am Arbeitsmarkt haben. 

Dann gibt es noch Folgendes, da gibt es noch die Arbeitslosen, die in Schulungen versteckt werden, damit sie hier in Wien die Zahlen noch ein bisserl verschönern. Da hat mir zum Beispiel – das ist ja das Skurrile daran – ein 58-jähriger Arbeitsloser, der mit einem Kleinbus bei einer Kaffeefirma gefahren ist und leider arbeitslos geworden ist, erzählt, dass man ihm einen Englischkurs angeboten hat. Also ich frage Sie jetzt, was soll der bitte, wenn er für irgendeine Kaffeefirma gefahren ist, mit einem Englischkurs anfangen?

Ein zweites Beispiel: Da gibt es eine Dame, die ist Hilfsarbeiterin, 54 Jahre alt. Sie ist jahrzehntelang am Fließband gestanden. Wissen Sie, was sie dieser Frau angeboten haben? Ich sage es Ihnen, denn auf das kommen Sie sicher nicht: einen EDV-Kurs. 

Das ist Ihre Politik, die Sie am Arbeitsmarkt haben? Das ist, bitte, lächerlich. 

Ich sage Ihnen noch etwas: Sie sind auch das Schlusslicht bei den Lehrstellen in Wien.

Jetzt möchte ich vielleicht zu den Unternehmen kommen, die auch sehr wichtig sind und die in Wien auch sehr durch den Rost gefallen sind bei Ihrer Politik. Wir haben auch hier einen neuen Negativrekord: 17 Prozent. Aber ich werde es Ihnen in anderen Zahlen ausdrücken. Damit werden in Wien täglich bereits zwölf Unternehmen zahlungsunfähig, und das haben Sie ganz alleine hier in Wien verbrochen.

Sie, meine Damen und Herren, sprechen hier von einer sehr verantwortungsvollen Politik im Sozial- und Arbeitsmarktbereich und von Wirtschaftskompetenz. Also da sage ich Ihnen wirklich, da passt der heutige Titel, die „Rote Laterne". (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dipl-Ing Margulies hat sich gemeldet. – Bitte.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Es ist wirklich jedes Mal faszinierend, gerade wenn es um Arbeitsmarktpolitik geht, wie dieses Pingpongspiel Stadt – Bund eigentlich meines Erachtens nach tatsächlich eine innovative Arbeitsmarktpolitik lähmt. 

Nichtsdestoweniger einen Satz vorweg: Ich habe schon oft genug das Gefühl, dass insofern die Quadratur des Kreises versucht wird, als man sich weigert, einen tatsächlichen notwendigen Weg zu beschreiten, wenn die vorhandene Arbeit auf Grund der gestiegenen Produktivität eigentlich weniger Arbeitszeit erfordern würde. Wer tatsächlich Arbeitsplätze schaffen will, wird ob dieser Situation verunsichert. Schauen Sie sich doch tatsächlich an, was geschieht. Der Bund spart ein bei seinen eigenen Posten, weil er sagt, er muss effizienter arbeiten. Er ist damit ein Vorbild für die Wirtschaft. Die Wirtschaft spart ein, weil sie sagt, sie muss effizienter arbeiten. Das Land Wien spart ein, weil Sie sagen, wir müssen effizienter arbeiten. Die politischen Vorbilder machen Dienstverträge, die unerträglich sind. Prekäre Beschäftigungsverhältnisse gibt es in der Stadt Wien, prekäre Beschäftigungsverhältnisse gibt es beim Bund. Und dann wundert man sich, dass die Arbeitslosigkeit nicht sinkt, wenn gleichzeitig die Leute auch noch länger arbeiten sollen und so weiter und so fort. 

Was gibt es da für ein Mittel? Es gibt das Mittel der Umverteilung von Arbeitsplätzen – unter Anführungszeichen – durch Arbeitszeitverkürzung. Es wird nicht mehr gehen, dass wir zu einer Reduktion der Arbeitslosigkeit kommen, sodass Menschen Beschäftigungsverhältnisse haben, für die sie wirklich auch anständig bezahlt werden und mit denen sie wirklich gescheit über die Runden kommen, wenn es nicht zu einer durchgehenden Arbeitszeitverkürzung kommt – in Wien, auf Bundesebene, in Wirklichkeit global. 

Wir werden das merken, Sie werden es alle merken, denn früher oder später kommt es auch. Und da könnte der öffentliche Dienst tatsächlich eine Vorreiterrolle einnehmen, da muss der öffentliche Dienst in Wirklichkeit eine Vorreiterrolle einnehmen. Das muss nicht nur die Verkürzung der wöchentlichen Arbeitszeit sein, es kann bei Papakarenz-Modellen, bei Karenzmodellen und allem Möglichen der Fall sein. Da kann die Stadt Wien auch tatsächlich in ihrer Vorbildwirkung mehr bewegen, als wenn man im Zweifelsfall die Fördermittel beim WAFF gleich lässt, Fördermittel beim Wiener Wirtschaftsförderungsfonds gleich lässt. Als Vorbildwirkung könnte die Stadt Wien mehr bewegen.

Da geht es unter anderem auch darum, dass sich die Stadt Wien als größter Arbeitgeber in Wien dafür einsetzt, dass man tatsächlich ... (Zwischenruf bei der ÖVP.) Nein, Entschuldigung. Der größte einzelne Arbeitgeber in Wien ist die Stadt Wien mit rund 70 000 Beschäftigten. Es stimmt, es gibt viele Menschen, die im Gewerbe arbeiten, aber als einzelner Arbeitgeber, unter welchem Namen auch immer, ist es eindeutig die Stadt Wien. Sie hat so eine Marktmacht in Wirklichkeit, dass sie tatsächlich für die ArbeitnehmerInnen Politik machen könnte, dass die Stadt Wien tatsächlich auch wieder einmal mehr Menschen aufnehmen könnte. Es fehlen ja die Menschen. Im Bereich der Sozialpädagogen wird immer wieder geklagt, dass in Wirklichkeit ganz, ganz viel Leute schon zu viel Stress haben, dass man nicht mehr nachkommt mit der eigentlichen Arbeit. Im gesamten Sozialbereich, am Sozialamt, am Jugendamt, bei der Rechtsfürsorge, überall klagen die Beschäftigten, dass es in Wirklichkeit zu viel zu tun gibt und sie nicht einmal mehr Zeit haben, sich wirklich zusammenzusetzen, innovative Ideen weiterzuentwickeln et cetera.

Die Stadt Wien muss nicht einsparen, die Stadt Wien soll lieber innovative Modelle entwickeln, soll Arbeitsplätze schaffen und ein gutes Vorbild sein auch für den Bund. Gleichzeitig muss die Stadt Wien – ich komme tatsächlich noch einmal zu dem Punkt zurück – als innovativer Dienstgeber einmal Arbeitszeitverkürzung in Wien ausprobieren, und zwar selbstverständlich nicht mit einer Kürzung von Gehältern, insbesondere nicht bei den schlecht bezahlten Beschäftigten. Ich glaube tatsächlich, wenn ein Modell Wien mit unterschiedlichsten Modellen der Arbeitszeitverkürzung funktioniert, dann könnte das Auswirkung auch auf die Wiener Wirtschaft haben, wie vieles funktioniert.

Aber ich gebe Ihnen in einem Punkt Recht: Es wäre natürlich ein Umverteilungsprozess, und wir Grünen stehen zu diesem Umverteilungsprozess, weil es nicht angehen kann, dass immer mehr Menschen trotz Arbeit in Armut leben, weil wir gesicherte Arbeitsplätze haben wollen. Und wenn man sich den gesamten gesellschaftlichen Reichtum in Österreich anschaut, dann muss eigentlich einem jeden klar werden: Ohne Unterteilung wird sich daran nichts ändern.

In diesem Sinne komme ich zurück auf einen Spruch der Grünen, den wir schon vor zehn Jahre geprägt haben: Es geht um die Umverteilung von Arbeit, Zeit und Geld. Dazu kann Wien seinen Beitrag leisten, und da muss der Bund seinen Beitrag leisten. – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Mag Neuhuber hat sich gemeldet. Bitte zum Rednerpult.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Kollege Ekkamp, es stimmt, die Wirtschaft wird immer internationaler, sie verzahnt sich weit über die Landesgrenzen hinaus. Und da brauche ich nicht extra irgendwo nachzulesen, wie Sie es empfohlen haben, sondern das weiß ich, weil ich selbst mit meinen Unternehmen täglich in diesem internationalen Wettbewerb stehe.

Wir sind heute durchaus auch von globalen Rahmenbedingungen abhängig – das ist überhaupt gar keine Frage –, aber dennoch entwickeln sich Länder, Regionen und Städte unterschiedlich. Und das hat Gründe, denn sonst würde es ja in ganz Europa überall dieselben Konjunkturen geben, dieselben Arbeitslosenzahlen und dieselben Wachstumszahlen. Aber das ist nicht so. Es gibt in einzelnen Regionen positive und negative Aspekte, und Wien hat Defizite. Das ist überhaupt keine Frage. Da können noch so viele sozialdemokratische Nebelgranaten nicht darüber hinwegtäuschen. Wien hat Defizite, und über die wollen Sie nie reden. Das müssen wir zur Kenntnis nehmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber ich gebe dem Kollegen Schock in einem Recht. Wir sollten da nicht immer ein Pingpongspiel spielen, der böse Bund, das böse Wien, das bringt uns eigentlich nicht weiter. Wir sollten eigentlich einmal darüber reden, wer die Arbeitsplätze, die wir alle benötigen, auf welche Weise schafft. Da haben wir gerade wieder Sozialutopien gehört vom Herrn Kollegen Margulies. Da kommen wieder die alten Konzepte – ich will gar nicht sagen, woher die womöglich kommen –, der Staat, der Bund oder die Stadt müssen Arbeitsplätze schaffen. Arbeitszeitverkürzung soll es geben. Das wäre die Garantie für den Untergang der Wiener Wirtschaft, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir haben jetzt schon im internationalen Vergleich wahnsinnig viele Beamte. Vergleichen Sie das mit München, mit Brüssel, mit der ganzen EU. Wenn wir da noch die Arbeitszeit zurücknehmen, dann sind wir dem internationalen Wettbewerb hilflos ausgesetzt. Das ist völlig unmöglich, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich höre von Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen, auch von der StRin Vana, immer nur von Zwang: Man muss die Betriebe zu etwas zwingen. Sie kriegen nur dann eine Förderung, wenn das und das geschieht. Zwang und Regulierung ist das Schlimmste, was es für die Wirtschaft überhaupt gibt heutzutage, und das verkaufen Sie als innovatives Konzept, meine Damen und Herren von den Grünen. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich gehe kurz auf eine Studie ein, die wirklich unverdächtig ist, meine Damen und Herren, denn die ist nämlich vom Magistrat der Stadt Wien in Auftrag gegeben worden, von der MA 27, und soll sich mit Wien im internationalen Wettbewerb beschäftigen. In dieser Studie vom WIFO steht sehr wohl drinnen, dass nicht alles rosa ist, dass nicht alles in Wien durch die rosa Brille zu sehen ist. Es steht drinnen, Wien hat gute Grundvoraussetzungen – ich glaube, da sind wir uns alle einig –, Wien ist durchaus keine arme Stadt, aber es gibt eben Probleme, strukturelle Probleme, es gibt Defizite. Hier steht auch ganz deutlich drinnen, dass Wien in der Entwicklung der Zahl der Erwerbstätigen im internationalen Vergleich unter 38 Städten im letzten Viertel liegt. Also das ist eine Studie, die der Magistrat in Auftrag gegeben hat. Wenn Sie dem auch nicht mehr glauben, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, dann weiß ich nicht, was ich noch als Beweis anführen muss. (Beifall bei der ÖVP.)
Warum, schreibt die Studie weiter, ist das so? Wien hat die großen Probleme durch die Liberalisierung der Märkte, weil die Stadt immer relativ überreglementiert war und einen sehr hohen Anteil von stadteigenen Betrieben hat. Das ist zum Beispiel einer der Aspekte, die negativ waren. Was uns in dieser Studie hingegen besonders empfohlen wird, meine Damen und Herren, ist, den Internationalisierungsrückstand der österreichischen Wirtschaft aufzuholen – da ist durch die Ostöffnung schon viel geschehen –, die Exportorientierung der Klein- und Mittelbetriebe besonders zu fördern und die Spezialisierung entlang von so genannten Leitsektoren, also das Clustering. Da ist München eines der besten Exempel im deutschsprachigen Raum, und da – das wissen wir – gibt es trotz kleiner Fortschritte noch immer Defizite, meine Damen und Herren. Wir haben viel zu spät mit dem Clustering in Wien begonnen. 

Auf das, was wir gestern hier als Anträge eingebracht haben – Thema Bankenaufsicht, Schenkungs- und Erbschaftssteuer, Gruppenbesteuerung –, möchte ich noch ganz kurz eingehen, meine Damen und Herren. Ich verstehe es wirklich nicht, liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ, warum Sie da nicht mitgegangen sind. Ich nehme jetzt ein Beispiel heraus und gehe gar nicht auf die Schenkungs- und Erbschaftssteuer ein, Herr Vizebürgermeister, ich rede nur über die Gruppenbesteuerung.

Sie haben bei der Gruppenbesteuerung, wie ja gerade wieder Herr Ekkamp bemerkt hat, irgendeinen antikapitalistischen Beißreflex. Die Gruppenbesteuerung, richtig eingesetzt, ist aber nicht nur etwas für Großkonzerne, wie Sie immer meinen, sondern das ist ein Instrument genau zu dieser Exportförderung und Internationalisierung für die klein- und mittelständische Wirtschaft, weil jeder Tischler, jeder Schuster, jeder Malermeister, der in Bratislava oder in Warschau einen Betrieb gründet, seine Verluste dort – und man hat anfangs Verluste in solchen Fällen – mit etwaigen Gewinnen in Österreich gegenrechnen kann. Und das ist ja nicht nur grenzüberschreitend, es ist auch im Inland ausgleichbar. Also das ist nicht nur was für Großkonzerne. (GR Friedrich Strobl: Leider ja!) Nein, das ist ja nicht wahr. Wir müssen es nur fördern, dass es mehr für Klein- und Mittelbetriebe ist, Herr Kollege Strobl. Das ist durchaus für die klein- und mittelständische Wirtschaft einzusetzen. (Beifall bei der ÖVP.)
Die österreichische Wirtschaft hat in den letzten Jahren durch die Ostwirtschaft eine unglaubliche Erfolgsstory. Sie ist in vielen Sektoren – in der Produktionswirtschaft, bei den Immobilien, bei den Banken – führend, und jeder Arbeitsplatz, der dort geschaffen wird durch Österreicher, sichert letzten Endes auch wieder Arbeitsplätze hier.

Und da bin ich bei den Großkonzernen, Kollege Strobl, wenn Sie schon meinen. Jede österreichische Bank, die im Osten eine andere Bank aufkauft oder dort Kredite begibt und Arbeitsplätze im Osten schafft, schafft auch Arbeitsplätze im Inland. Das heißt, die Gruppenbesteuerung fördert beide, Großunternehmen und Kleinunternehmen. Zerstören Sie, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, diese österreichische Erfolgsstory nicht. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Lueger. Ich erteile es ihr.

GRin Angela Lueger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!
Es wäre jetzt sehr verlockend, aber die fünf Minuten sind ja viel zu kurz und viel zu schade, um auf die einzelnen Wortmeldungen der Opposition einzugehen. Nur eines frage ich mich schon und das speziell an die ÖVP: Positive Wirtschaftsprognosen alleine garantieren in keiner Weise, dass die Entspannung am Wiener Arbeitsmarkt hält und die Arbeitslosenzahlen zurückgehen! (Aufregung bei der ÖVP.) Aber Sie reden darüber, wir tun was! (GR Dr Matthias Tschirf: Was bitte? – StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Was? Was? – GR Mag Harald STEFAN: Ja, was? Was bitte? – Heiterkeit bei der ÖVP und FPÖ.) Dass Sie davon keine Ahnung haben (Beifall bei der SPÖ.), zeigt mir Folgendes, und ich möchte nur auf einige Punkte des WAFF-Programms für 2007 eingehen: Seit der Gründung des WAFF, seit 1995, sind die arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen mehr als verzehnfacht worden und meines Wissens nach gibt es den WAFF nur in Wien (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Leider! Leider!), ausschließlich und nicht in irgendeinem Bundesland! 

Auch im Jahr 2007 werden wir für die Beschäftigten und für Leute, die in Ausbildung stehen und auch am Arbeitsmarkt wenig Chancen haben, das Budget dafür nicht zurücknehmen, in keiner Weise. Und die Rekordsumme, und ich sage es so sehr wohl, von 56 Millionen EUR, die sicherlich sehr hoch ist, aber trotzdem im Vergleich zur Summe derer, die sie benötigen, immer noch klein und sehr konsequent einzusetzen ist, ist schlichtweg notwendig. (GR Dr Matthias Tschirf: Und warum wird die Zahl der Arbeitslosen dann nicht weniger? Warum wird sie nicht weniger?)

Und das Arbeitsprogramm des WAFF für 2007, Herr Dr Tschirf, wurde über alle Fraktionen hinweg, und soweit mir bekannt ist, sitzen von Ihnen da drinnen der Herr Hoch, der Herr DDr Schock und von den GRÜNEN die Frau GRin Vana (GR Dr Matthias Tschirf: Da sind noch mehr drinnen! – Heiterkeit bei der ÖVP.), und die haben einstimmig, einstimmig das WAFF-Programm für 2007 beschlossen! Dann verstehe ich nicht, warum Sie sich hier herausstellen! Kommunizieren Sie nicht mit Ihren Kolleginnen und Kollegen, die da drinnen sind? Es ist ein Ansatz, um etwas zu tun. (GR Alfred Hoch: Das kann doch nicht alles sein, wenn die Arbeitslosigkeit so hoch ist! - GR Dr Matthias Tschirf: Es ist aber nicht das, was notwendig ist!) Das unterscheidet uns von Ihrer Fraktion, weil wir versuchen, mit Ansätzen weiterzukommen (GR Dr Matthias Tschirf: Ansätze! Ansätze! Ansätze!) und bringen nicht nur, wie zum Teil auch immer die FPÖ, polemische Worte und nichts dahinter! (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist klar, dass am Arbeitsmarkt vor allen Dingen schlecht qualifizierte Menschen immer mehr von der Arbeitslosigkeit betroffen sind. Jedoch stellt der WAFF 40 verschiedene Programme für Weiterbildung und Qualifizierung auf, damit sich Menschen ihren Arbeitsplatz sichern können und nach einer Kündigung wieder die Chance haben, rascher Fuß zu fassen. 23 400 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer werden vom WAFF unterstützt. Und das sind jetzt nicht nur Menschen, die Arbeit suchen, sondern dort werden auch Unternehmen gefördert. Was mich aber besonders freut, ist, dass 60 Prozent der ArbeitnehmerInnen, die vom WAFF-Programm profitieren, Frauen sind und davon vor allem auch noch ein Fünftel Jugendliche!

Die Bildungsoffensive setzt beim WAFF in acht Bereichen ihre Schwerpunkte. Im Mittelpunkt stehen die Zielgruppen Jugendliche und Lehrlinge, Arbeitssuchende und vor allen Dingen Berufstätige. Um nur einige Punkte zu nennen: 12,8 Millionen mit drei großen Schwerpunkten für Lehrlinge, zwölf Lehrlingsakquisiteure und Förderungen der Unternehmen, die Lehrlingsausbildner haben, wo die Kosten übernommen wurden, ebenso Beratungs- und Weiterbildungsförderungen für 12 000 Berufstätige, vom Weiterbildungskonto bis zu PISA Plus.

Die Unterstützung für Frauen ist mir besonders wichtig, denn die Frauenerwerbsquote liegt speziell in Wien bei 77 Prozent (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Teilweise! Nur teilweise!), weit höher als im Rest des Bundesgebiets von Österreich, seltsamerweise! Viele, viele Programme wie die Programme „NOVA“, „NOVA-Karenz“, „FRECH“ und die Beratungsstellen von „AMANDAS MATZ“, um nur einige zu nennen, werden weitergeführt und ich denke, dass dies gute, innovative Programme sind.

Wir reden nicht, wir setzen Maßnahmen, auch wenn sie nur ein kleiner Anhaltspunkt für Sie sind, aber wir setzen sie ganz einfach. Sie waren bei der Umsetzung mit dabei und mit allem einverstanden und stellen sich jetzt hier heraus und sagen, es passiert nichts! Eines kann ich Ihnen sagen: Mir persönlich ist jeder investierte Euro, jeder investierte Cent lieber als ein arbeitsloser Jugendlicher und arbeitslose Menschen, Frauen und Männer, die Existenzängste und keine Zukunftsperspektive haben. (Aufregung bei StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager und GR Dr Matthias Tschirf.) So wollen wir nicht agieren und daher gibt es diesen Maßnahmenkatalog, den Sie nicht nur abstimmen, sondern sich auch einmal durchlesen sollten! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Aktuelle Stunde ist somit beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern des Freiheitlichen Klubs drei, des Grünen Klubs fünf, des ÖVP-Klubs neun eingelangt sind.

Vor Sitzungsbeginn sind von den Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Freiheitlichen eine, keine vom Grünen Klub und vom ÖVP-Klub fünf Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Zuweisung erfolgt wie beantragt.

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 1, 5, 6, 9, 12,13, 16 bis 18, 23, 25, 26, 28, 29, 31, 33 bis 42 und 44 bis 46 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn der Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung die erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 8 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Die Postnummern 10, 20, 19, 21, 22, 24, 27, 30, 32, 2, 3, 4, 43, 11, 14, 15 und 7 werden in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 8 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Adaptierung des Wiener Stadions für die EM 2008. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Nurten Yilmaz, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Poststück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet und Herr GR Dr Madejski hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. Er hätte 40 Minuten, wenn er es ausnützt. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Danke für den Hinweis auf die 40 Minuten, ich werde sie sicher nicht ausnützen.

Zum Aktenstück, welches ich auch sehr gerne zum Anlass nehmen werde, um über die Motive der Fraktionen oder insbesondere einer Fraktion ein bisschen nachzudenken und hier ein bisschen darüber zu reden, warum dieser Akt von den GRÜNEN wahrscheinlich abgelehnt wird.

Die Kostensteigerung von zirka 70 Prozent ist natürlich schon ein bissel ungeheuerlich und normalerweise sagt man ja, da ist falsch budgetiert, ins Blaue hinein budgetiert worden. Ich frage mich auch, wieso 2004 oder wieso bei der Bewerbung und wieso bei der Erstellung des Budgets und bei den sicherlich vielen Gesprächen bei der Bewerbung um die EM 2008 nicht bereits damals alles oder fast alles an notwendigen Investitionen oder Bedingungen auf dem Tisch gelegen sind. Es ist aber heute müßig, darüber nachzudenken oder nachzuforschen, es ist einfach so. Ich glaube, dass bei der Verhandlung mit dem Partner im Fußballbereich ein bisschen leichtsinnig umgegangen worden ist und dass hier jetzt laufend neue Bedingungen vor Ort gefordert werden und Wien, will es sich nicht blamieren, diese Forderungen halt auch erfüllen muss.

Wir sehen in diesem Bereich das Ganze und das heißt, die Europameisterschaft in Wien als wichtigen wirtschaftlichen und auch sportlichen Faktor für nachfolgende Generationen. Und weil wir als politische Fraktion und als Freiheitliche immer das Ganze im Vordergrund sehen und nicht immer nur Teilaspekte, stimmen wir diesem Akt selbstverständlich zu. Es ist schmerzlich, dass dort gerodet wird, aber es ist auf Grund der Bedingungen einsichtig. Vor allem haben uns die maßgeblichen - und das war für uns der ausschlaggebende Punkt der Zustimmung-, die wichtigsten Vertreter der Einsatzkräfte - Rettung, Feuerwehr und Polizei - durchaus überzeugend argumentiert, dass es wichtig ist, hier den Vorplatz des Stadions für etwaige Einsätze freizuhalten. Es ist einsichtig, denn wenn wirklich was passiert und dann in diesem Bereich die Einsatzfahrzeuge nicht vor Ort und raschest vor Ort sein können, dann hätten wir im Nachhinein nicht nur die böse Nachrede, sondern wären auch für die eine oder andere Verletzung oder vielleicht sogar Todesfall verantwortlich und das sollten wir nicht in Kauf nehmen.

Ich habe zuerst gesagt, die Freiheitlichen haben immer das Ganze und nicht Teile eines Projekts im Kopf und sehen auch immer das Ganze. Nur die Grüne Fraktion hat offensichtlich - und wenn man die letzten Monate und Jahre Revue passieren lässt und ich erlebe das ja auch schon jahrelang mit, so wird das offensichtlich immer ärger - in Wirklichkeit nie das Ganze, sondern immer nur Teilaspekte als Leitmotiv ihres politischen Handelns und sie akzeptiert das Ganze nicht, was mich bei dieser Fraktion ein bissel wundert, weil das so ist, als ob man einen Tunnelblick hat. Es gibt aber wissenschaftliche Untersuchungen, dass normalerweise Männer den Tunnelblick haben. In der Fraktion der GRÜNEN sind aber 11 Frauen und nur 5 Männer und Frauen sagt man ja nach, dass sie keinen Tunnelblick haben, dass sie einen sehr weiten Blick haben und alles normal übersehen. Offensichtlich ist in dieser Fraktion da irgendwas passiert. Sie sehen nicht das Ganze, sondern nur den Teil. 

Es ist wie bei einem Puzzlespiel. Das Puzzle wird am Schluss zusammengesetzt und ergibt ein Ganzes. Da gibt es die Mitspieler und jeder versucht, das richtige Puzzle zu finden, einzusetzen und am Schluss das Ganze herauszubekommen. Es kann natürlich so wie in der Politik bei einem Puzzle sein, dass der eine oder andere Mitspieler von diesem Spiel ausgeschlossen wird. Da wird er kein Puzzle einsetzen können, das ist halt so. Aber man schaut sich halt dann das Puzzle fertig an und es gefällt einem oder es gefällt einem nicht.

Wenn Sie, meine Damen und Herren von den GRÜNEN, bei diesem Puzzlespiel mitspielen, dann kommt mir das auch immer so vor wie bei kleinen Kindern: Sie verstecken immer ein Puzzle und dann wird das Bild nie fertig. Also das muss man hintan halten, liebe Fraktion, denn das ist kindisch. Sie verstecken dieses Puzzle oder verhindern einen Teilaspekt und dadurch wollen Sie, dass das Gesamtpuzzle, sprich, in dem Fall das Stadion, sprich, in dem Fall die Europameisterschaft 2008, verhindert wird.

Aber, meine Damen und Herren, dass Sie das verhindern wollen, das zeigen mir ja die diversen Anträge von Bezirksräten der Grünen Fraktion. Da gibt es ja so skurrile Anträge wie, dass man diese Europameisterschaft absagen soll, weil das eine so frauenfeindliche Veranstaltung ist. Denen dürfte entgangen sein, meine Damen und Herren (Aufregung bei den GRÜNEN.), dass es sehr wohl in Europa, in Nordeuropa, in Skandinavien und Amerika Frauenfußball gibt, der sehr erfolgreich abgehalten wird und heute sehr oft mehr Zuschauer hat als der Männerfußball! Sie wollen diese Veranstaltung offensichtlich mit allen Mitteln verhindern! (Weitere Aufregung bei den GRÜNEN.) Sie haben nicht das Gesamtwohl dieser Stadt im Auge, sondern Ihren Aktionismus, meine Damen und Herren! Um das geht es! (Beifall bei der FPÖ.)
Sie können nicht positiv denken! Sie wollen zerstören oder zumindest ist das Leitbild Ihres politischen Denkens Verhinderung. (Heiterkeit bei StRin Dr Monika Vana.) Dass sich Ihre inhaltlichen Interessen geändert haben, zeigen mir die Rednerlisten der letzten Monate und Jahre: Da spricht bei der Umwelt immer nur der Herr Maresch (Allgemeine Aufregung bei den GRÜNEN.), da spricht sonst niemand mehr. Sonst schicken Sie zwei, drei, bis zu vier Redner hinaus. Ihre Schwerpunkte sind andere geworden! Das merkt man jetzt bei diesen ganzen Aktionen, wo Sie vorgeben, im Umweltbereich tätig zu sein. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Ihre Zielgruppen und Ihre Interessen haben sich auf Asylanten, Migranten, gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften, Subkulturen, Radlfahrer und alles Mögliche verlagert! (Weitere Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Meine Damen und Herren, nur die Umwelt ist Ihnen kein Anliegen mehr! Wichtig für Sie ist Aktionismus, billiger Stimmenfang, Desorientierung, Desinformation der Bevölkerung (Aufregung bei GR Mag Rüdiger Maresch.), Aushöhlung des demokratischen Systems (Große Aufregung bei den GRÜNEN.), Verunglimpfung und Lächerlichmachung des Staates. Verhinderung ist Ihr Programm! Sie glauben das nicht? Ich sage Ihnen jetzt ein paar Beispiele. (Beifall bei der FPÖ.)
Aktionismus, über das reden wir heute. Die Stadionaktion, die der Herr Kollege Maresch hier mit anderen macht, ist purer Aktionismus gegen jedes bessere Wissen! Sie haben die gleichen Informationen wie alle anderen Fraktionen und stellen sich trotzdem noch dort hin, nur weil Sie in die Zeitung wollen, in den „U-Bahn-Express“ oder wie die heißt, „Heute“ oder „Kronen Zeitung“, um sich als großer Umweltschützer feiern zu lassen! Oder (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) das Synonym „Bacherplatz“ ist reiner Aktionismus gewesen. Sie haben dort mit Ihren wenigen Kollegen und Leuten verhindert, dass im 5. Bezirk eine durchaus sinnvolle Garage hinkommt. Im Rohrauerpark ist es Ihnen nicht mehr gelungen, Gott sei Dank, weil dort die Bevölkerung mit 57 Prozent Ja‑Stimmen massiv gesagt hat, dass sie das will. Und jetzt kündigen Sie schon wieder in der Argentinierstraße und in anderen Bereichen an, ebenfalls wieder Lobbyismus betreiben zu wollen. Das ist reiner Aktionismus gegen jedes besseres Wissen!

Aktionismus und Desinformation ist die Lobau. Es ist Desinformation, Herr Kollege Maresch, wenn Sie seit gestern und auch heute hier herausgehen und behaupten, Sie wissen schon, dass sich bereits 75 m unter der Lobau nur mehr Schotter und Sand oder was immer befinden. Sie wissen es natürlich nicht. Sie behaupten und schreiben überall: „Wir brauchen gar keine Umfahrung, es ist alles machbar.“ Und ich frage mich nur, mit welchem Konzept Sie den Verkehr in Wien oder rund um Wien vorbeibringen wollen. In Wirklichkeit braucht Wien nicht nur diese Umfahrung, in Wirklichkeit wird Wien in den nächsten 20, 30, 40 Jahren einen zweiten Ring (Aufregung bei GR Mag Rüdiger Maresch.) bei Fischamend brauchen! Da werde ich gar nicht mehr leben, werden meine Kinder das vielleicht erleben, dass es einen zweiten Ring mit einer ganz anderen Zielsetzung über Fischamend und direkt von der Westautobahn geben wird und da werden Sie ... (Weitere Aufregung bei GR Mag Rüdiger Maresch.) Sie werden es noch erleben, Sie sind jünger als ich. Sie werden dann mit dem Krückstock nach Fischamend fahren. Dann denken Sie an mich. Das wird trotzdem kommen. Denken Sie an mich, Herr Maresch. (Beifall bei der FPÖ.)
Desinformation und Verunsicherung gibt es auch bei der Baumgartner Höhe. Na, da haben Sie sich ja auch profiliert, allerdings mit dem Kollegen Gerstl, den Sie mit eingefangen haben. Der hat sich nicht so gut ausgekannt, aber den haben Sie auch überzeugen können. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Da behaupten Sie, Grünflächen werden zuviel verbaut und die Aufzonung ist dort möglich. Das Gegenteil ist der Fall. Lassen Sie sich überzeugen. Ich bin kein Anhänger von dem, was mir der Schicker immer alles erzählt, und auch nicht groß davon überzeugt, aber Wahrheit muss Wahrheit bleiben. Und in diesem Fall, bei der Flächenwidmung, stimmt es nicht, was Sie den Leuten dort gesagt haben. Das ist Verunsicherung und Desinformation! 

Und dann könnte man noch Beispiele - jetzt wird es aber ernst, meine Damen und Herren - für die Aushöhlung - und auch das ist Ihre Ideologie! - des demokratischen Staatssystems durch Verhöhnung und Verunglimpfung unserer Heimatstadt Wien und Österreichs bringen. Und Sie, meine Damen und Herren, haben sich als Bühne eines Aktionismus, der verabscheuenswürdig ist, den Nationalfeiertag ausgesucht. (Weitere Heiterkeit bei den GRÜNEN. – Beifall bei der FPÖ.)
Als sich 125 000 Wienerinnen und Wiener in einer durchaus guten Stimmung, Volksfeststimmung, am Heldenplatz als ÖsterreicherInnen gezeigt haben und gemeinsam diesen Staats‑ und Nationalfeiertag gefeiert haben, was haben Sie da gleichzeitig gemacht? Sie haben hier in der unmittelbaren Umgebung ein, ich würde fast sagen, entsprechend Ihrer Größe, kleines Bierzelt aufgestellt - es sind dort auch Bierfässer hineingerollt worden, meine Damen und Herren (GRin Claudia Smolik: Das stimmt nicht!) - und haben dies als Bühne für eine schamlose antiösterreichische Kampagne benutzt. (Heiterkeit bei StR David Ellensohn.) Das muss ich Ihnen sagen!

Sie haben dort Transparente angebracht, meine Damen und Herren! Und wenn Sie jetzt noch lachen, dann zeige ich Ihnen nur einige wenige, die Sie dort am Nationalfeiertag vis-à-vis von 125 000 Wienerinnen und Wienern, die stolz darauf sind, Österreicher und Wiener zu sein, angebracht haben: 

Erstens: „Heimat im Herzen, Scheiße im Hirn.“ Das sind Ihre Plakate gewesen! Traumhaft, traumhaft! (Heiterkeit bei StRin Dr Monika Vana.) Na, verabscheuungswürdig ist das. Die Frau Kollegin Vana lacht noch! Vielleicht trifft das auf Sie auch zu, aber ich weiß nicht. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Zweitens: „Ich würde gerne auf die Fahne“ - gemeint ist die österreichische – „brunzen, doch man darf sie nicht verhunzen.“ (GR Mag Rüdiger Maresch schüttelt den Kopf.) Herr Maresch, Sie schütteln den Kopf. Richtig, ich habe ihn auch geschüttelt. Was lachen Sie so blöd? Das ist es. Das ist Ihre Politik! Einzelne von Ihnen waren vielleicht nicht dabei, das sage ich gar nicht, aber es war Ihre Parteiorganisation, die das aufgestellt hat! Das ist durch ein Foto beim Abräumen beweisbar, ganz beweisbar! (GR Mag Wolfgang Jung: O ja!) Die rechtlichen Folgen möchte ich Ihnen hier noch gar nicht sagen. (Aufregung bei den GRÜNEN.) Das heißt, Sie haben sich hier selbst, muss ich sagen, mit Ihrer Parteiorganisation als Partei und als ernstzunehmender Faktor in der Innenpolitik und auch in Wien disqualifiziert. 

Unter diesem ideologischen Aspekt, den ich versucht habe herauszuarbeiten, muss man alle Ihre Aktionen in Wien sehen: Destabilisieren, Desinformation, Falschmeldungen. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie ehrlich sind und Mut haben, dann plakatieren Sie diese Plakate im nächsten Wahlkampf auf allen Ihren Ständern. Sie haben sie ja schon, Sie brauchen sie nicht einmal mehr zu drucken. Das wäre eine ehrliche Politik! Legen Sie das grüne Mäntelchen ab, es ist in Wirklichkeit eh nur mehr ein zerschlissenes T-Shirt (Aufregung bei den GRÜNEN.), und dann, meine Damen und Herren, wäre das ehrliche Politik. Aber Sie wären dann nicht mehr vertreten, das muss ich auch dazu sagen. Das wäre für mich nicht traurig, sondern das wäre eine positive Wende für Wien!

Dem Aktenstück stimmen wir zu. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Darf ich für das Protokoll nur sagen: Man kann nicht gescheit oder weniger gescheit lachen, man kann lachen. Bitte, Herr Stadtrat. 

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Das war interessant, weil ich geglaubt habe, dass der Schwerpunkt des heutigen Tages die EM 2008 ist. Aber offensichtlich ist der Schwerpunkt die Politik der GRÜNEN in dieser Stadt. Und wir würden uns natürlich gerne hier herstellen und jeder Einzelne und jede Einzelne herauskommen und 40 Minuten zur Politik der GRÜNEN reden. Jetzt bin ich mir aber nicht sicher, ob die Präsidiale das so vorgesehen hat. Aber ein paar Worte muss ich trotzdem darauf verwenden, um meinen Vorredner nicht zu korrigieren, aber zumindest anzudeuten, wie wir das sehen. 

Also am 26. Oktober, am Nationalfeiertag, waren auch GRÜNE aus diesem Haus anwesend. Ich war ja dort bei der Veranstaltung (GR Mag Wolfgang Jung: Als Redner!) als Redner, sehr richtig. Jetzt muss man einmal richtigstellen: Selbstverständlich haben wir kein Bierzelt aufgestellt. Die grün-alternative Jugend hat ein Zelt aufgestellt, wie seit Jahren üblich, und auf dem waren verschiedene provokante Plakate, Transparente angebracht. Sie haben zum Beispiel eines davon ausgelassen und ich glaube, Sie haben es ausgelassen, weil es nicht ganz so plakativ wie die anderen ist, nämlich „Soldaten sind Mörder“. Tucholsky sagt ... (GR Anton Mahdalik: Mörder werden Minister! – Heiterkeit bei GR Mag Wolfgang Jung.) Er wird ja nicht Soldatenminister. (GR Mag Wolfgang Jung: Was sonst?) 

Wenn man sich anschaut, was in den letzten Monaten und Jahren zum Beispiel von Soldaten der britischen Armee oder der deutschen Armee oder der US-Armee alles veranstaltet wurde, um einen euphemistischen Ausdruck zu verwenden, dann glaube ich, dass man das auch genauso sagen kann, ja. Dass wir dem Bundesheer gegenüber etwas kritischer als andere Parteien eingestellt sind, das wissen wir und dass ich nach wie vor der Meinung bin, dass der Katastrophenschutz zwar eine gute Aufgabe ist, aber dass jemand, der für den Katastrophenschutz ausgebildet wird, nicht unbedingt gleichzeitig lernen muss, wie man von hinten einen erwürgt oder ersticht, sondern dass man da andere Ausbildungen sehr, sehr viel nützlicher verwenden könnte. Das ist so. 

Die grün-alternative Jugend hat dieses und anderes in einer, sagen wir einmal, sehr scharfen Art und Weise vorgetragen. Aber jetzt sage ich als Mensch über 40 nicht, das darf die Jugend und die muss frech sein, weil das auch ein bissel paternalistisch klingt. 

Die Veranstaltung, die die GRÜNEN gemacht haben, war ein paar Meter weiter daneben, die offizielle Parteiveranstaltung, wenn man so mag, mit einer größeren Bühne, auf der mehrere Redner, Rednerinnen aufgetreten sind, die StRin Monika Vana, der Landessprecher Albert Steinhauser oder ich. Und da haben wir unter anderem über den Eurofighter geredet, über den Eurofighter-Vertrag und, und, und. Das war Ihnen offensichtlich nicht wert, beanstandet zu werden. Und erstaunlicherweise sind auch die 125 000 Menschen, die am Heldenplatz waren, nicht alle für den Eurofighter. Das sind nicht alles Militärfreaks, sondern da gehen viele Leute spazieren und schauen sich das an so wie ich in den vergangenen Jahren auch schon dort war, um mir anzuschauen, was dort überhaupt läuft. Es ist immer wieder putzig, weil dort das österreichische Bundesheer, man kann es eh nicht anders sagen, eine richtige Bedrohung nicht einmal für jemanden darstellen würde, der sich dort bedroht fühlt, weil die alle herumstehen und ein bissel was trinken und miteinander reden. Die Uniformen schauen manchmal, sagen wir, fast freundlich aus. Ein richtiges Bedrohungsszenario entwickelt das Militär dort nicht. Es ist eine richtig österreichische Veranstaltung und es steht ein bissel ein Kriegsspielzeug in der Gegend herum, das zum Glück für diesen Zweck nicht verwendet wird. 

Sie haben, wenn ich es richtig gehört habe und wir werden das im Protokoll nachlesen, Herr Madejski, zum Plakat „Heimat im Herzen, Scheiße im Hirn" im Anschluss an diesen Satz zu Monika Vana gesagt: „Und Sie lachen. Vielleicht trifft das auch auf Sie zu.“ Falls das so ähnlich im Protokoll steht ... (GR Dr Herbert Madejski: Genauso habe ich es gesagt, Sie brauchen gar nicht nachzuschauen! Genauso habe ich es gesagt, weil ich es provokant finde!) Er hat es vorgelesen, deswegen kann er sich erinnern, dass er es auch gesagt hat. Das ist gut möglich. (Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN.) Dann ist natürlich das Mindeste ein Ordnungsruf. An dem werden Sie nicht vorbeikommen. Auf eine Entschuldigung wird die StRin Monika Vana wahrscheinlich verzichten, weil die Beleidigung, ich glaube, brauchen wir nicht, ja, brauchen wir nicht. Es ist ihr wurscht. (GR Mag Wolfgang Jung: Die Frau Stadtrat kann man nicht beleidigen, sie ist ja da!) Man könnte sie schon beleidigen, aber für Sie ist es nicht ganz so einfach. Für Sie ist es nicht ganz so einfach! (GR Anton Mahdalik: Das ist eine Beleidigung! Die Stadt darf man beleidigen, die Vana nicht?) 

Zurück zur Europameisterschaft 2008. (GR Kurth-Bodo Blind: Die Stadt kann man beleidigen, die Vana aber nicht?) Herr Blind, Sie können beleidigen. Sie beleidigen da herinnen ununterbrochen die Intelligenz des Homo sapiens, also dürfen Sie selbstverständlich ... (Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN.) Also dürfen Sie selbstverständlich ...Ich lasse es dabei, ich lasse es dabei, sonst kriege auch ich einen Ordnungsruf und das will ich mir heute nicht antun.

Die Europameisterschaft. Was man natürlich schon sagen muss, wenn man bei der FPÖ ist: Der Akt ist nicht ganz super und so, aber irgendwie kann man nicht gegen die Europameisterschaft sein, also muss man irgendwie zustimmen. Das zieht sich jetzt nicht bei der FPÖ alleine, aber das ist auch das Gefühl, das einem vermittelt wird und deswegen darf auch so gearbeitet werden wie gearbeitet wird, weil es tatsächlich etwas Schwieriges ist, ein großes Ereignis wie die EURO 2008 in irgendeiner Art und Weise zu kritisieren, ohne gleich - da funktioniert ein guter Schmäh - sofort eine ganze Partei, in dem Fall nämlich die GRÜNEN, in das Eck „Die wollen die EURO nicht“ zu drücken und das pickt dann. Das ist hervorragend, die GRÜNEN, da sind wir lustfeindlich, weil wir irgendwelche Bäume gerne sehen oder was auch immer. Das funktioniert gut.

Nur damit das auch einmal im Protokoll steht: Die GRÜNEN repräsentieren hier ganz normal die Wiener und Wienerinnen. Bei uns gibt es Leute, die sind richtige Fußball-Fans und Mitglieder von Vereinen wie ich zum Beispiel, mehrfach hier gesagt. Wir haben Leute, die leiden mit Rapid oder mit der Austria, beide haben im Moment ungefähr das gleiche Leid, das wechselt alle 14 Tage. Wir haben Leute, die gehen regelmäßig ins Stadion. Wir haben Leute, die schauen regelmäßig im Fernsehen zu und wir haben Leute, die interessieren sich nicht für Fußball. Es muss auch nicht jeder Politiker und jede Politikerin so tun, als ob sie sich für Fußball interessieren und alles wissen würde. Wir haben ein ganz normales Sammelsurium von Leuten und die einen interessieren sich mehr fürs Kicken und die anderen weniger. Ich schaue meistens mit denen, die sich mehr interessieren, das ist ja logisch, ja. So gibt es fast jedes Mal eine Abordnung von uns, wo mehrere Leute inklusive Frauen, weil das ja vorhin auch noch ein Thema war, zum Beispiel die Abg Claudia Smolik, regelmäßig zu den Länderspielen pilgern und letzthin sogar unerwarteterweise einen hohen Erfolg der österreichischen Mannschaft bewundern und bestaunen durften (GRin Claudia Smolik: Und beklatscht haben!) und beklatscht haben. So, so weit, so normal. 

Zur EURO 2008: Ich persönlich und die GRÜNEN freuen sich, dass dieses große Ereignis - ich sage es fürs Protokoll, ja - nach Wien kommt und hier stattfindet. Es ist das drittgrößte Ereignis, es hat super Einschaltquoten, der Tourismus wird boomen und, und, und, und, und, viele schöne Sachen. Trotzdem erlauben wir es uns, uns auch in diesem Bereich alles genau anzuschauen und wenn uns etwas nicht passt, es auch zu kritisieren. Und der kindische Schmäh: Aha, wenn man irgendwo dagegen ist, zum Beispiel gegen eine Erhöhung beim Geld, dann ist man plötzlich gegen die EURO. Also gehen wir es der Reihe nach durch. Die Wienerinnen und Wiener dürfen sich nämlich auch erwarten, dass diese EURO so abgewickelt wird und so hervorragend funktioniert wie auch die Weltmeisterschaft im Großen und Ganzen funktioniert hat, die ja tatsächlich der totale Bringer für die Bundesrepublik Deutschland war. 

Was macht Wien, wenn wir bei der EURO nachfragen: „Was ist geplant?“ Da heißt es immer: „Wir sind gut vorbereitet.“ Auf die Nachfrage „Und was machen wir genau?“ geht es immer in die Schleife „Wir sind gut vorbereitet". Jetzt hoffe ich, dass das alles stimmt, nur da liegen tut relativ wenig. 

Jetzt möchte ich anhand eines Beispiels, nämlich anhand des Akts von heute, nachweisen, wie ich glaube, dass es eben nicht so gut vorbereitet ist.

Eine Meldung des Rathausservices: „Laska und Schweitzer unterzeichnen Stadionvertrag." Ich erwähne hier nur ein paar kurze Passagen: „Mit diesem Papier hat Wien seine Hausaufgaben gemacht. Durch die gute Zusammenarbeit und die Finalisierung des Vertrags mit dem Bund wurde sichergestellt, dass alle Stadionauflagen für die EURO 2008 erfüllt werden können, zeigte sich VBgmin Grete Laska zufrieden." Dann geht es weiter: Alles ist gemacht, alles ist paletti. Laut UEFA-Statuten müssen einige Adaptierungen beim Happel-Stadion vorgenommen werden. Das kostet uns 18 Millionen EUR und so weiter exklusive Bundessteuern. Damit sind alle Sicherheitsauflagen der UEFA erfüllt. Bis 1. Oktober 2006 muss das alles abgeschlossen sein. Dieser Termin kann ganz locker eingehalten werden. Außerdem muss man noch 50 000 Zuschauerplätze anbieten, weil es die UEFA so vorschreibt. So, das ist am 15. Dezember 2004, also alles paletti. 

All das, was wir heute beschließen, hätte laut dieser Aussendung gar nicht passieren dürfen, weil es ist eh alles erledigt. Damals hat man darüber geredet, was man im Stadion sanieren muss. (VBgmin Grete Laska: Das steht auch im Vertrag drinnen!) Dann hat man einen Vertrag gemacht. Dann hat man uns gesagt, das kostet 18 Millionen. 

Es gibt einen neuen Akt: Mit Schreiben vom 9. August 2006 verlangt die UEFA alle möglichen Änderungen im Stadion. Es gibt einen sehr, sehr umfangreichen Katalog, nämlich: Das Medienzentrum muss im Stadion zusammengelegt werden, die VIP-Parkplätze dürfen nicht weit weg sein, weil die VIPs nicht so weit laufen können, die müssen direkt vorgefahren werden, die Trainingsfelder müssen als Sponsorflächen zur Verfügung stehen - da waren zu wenig eingeplant, es müssen mehr werden -, das Verhältnis der Zuschauerzahl zur Gastronomie und den Sanitärräumlichkeiten ist nicht ausreichend und, und, und – zwölf solche Punkte. Am Schluss kommt noch je eine kurze Erinnerung, was Nettokapazität von 50 000 Zuschauern bedeutet, nämlich dass man die Medienarbeitsplätze nicht hineinrechnen darf und so weiter, und so fort und dass es deswegen im Moment zu wenig Plätze gibt. Und dann gibt es noch als Schlussempfehlung, man möge ein Verkehrskonzept erarbeiten. Und dann kommt eine ganz, ganz lange Liste von Baumängel, aus der dann erfolgt, es werden die meisten Sanitäreinrichtungen einfach abgerissen und neu errichtet. Da steht da hinten „Risse und Abplatzungen“ und so weiter. Das erspare ich uns allen jetzt. 

Nur, wie das mit dem zusammenpasst, dass man vor zwei Jahren gesagt hat, es ist alles super, es kostet 18 Millionen - und jetzt kostet es 15 Millionen mehr? Und weil die GRÜNEN sich trauen zu sagen, entweder hat man vorher schlecht verhandelt, schlecht ausgemacht, schlecht kontrolliert - und ich glaube nicht, dass die UEFA ein sehr leichter Verhandlungspartner ist, das glaube ich nicht, denn die würden gerne alles alleine bestimmen und würden die Städte eigentlich nur als Hülle verwenden und nicht dreinreden lassen. Das führt dazu, dass diejenigen, die Bier trinken, im Juni 2008 in dieser Stadt fast ausschließlich „Carlsberg“ bekommen werden, weil das der Sponsor mit 30 Millionen EUR ist. Aber das soll nicht das Problem darstellen. Die UEFA ist kein leichter Verhandlungspartner, aber es wurde offensichtlich nicht sehr sorgfältig verhandelt. Das darf man einmal sagen. 

Wenn wir jetzt überall so gut vorbereitet sind wie beim Stadion, dann mache ich mir schon ein wenig Sorgen. Zur Sicherheit habe ich einfach im Internet nachgeschaut. Was würde ich denn finden, wenn ich sage „Wien, EURO 2008?“ Was gibt es da alles an Vorbereitungen? Da vergleiche ich das einfach mit den anderen Städten, mit den Schweizer Städten. Wie weit sind die, ungefähr? Und siehe da: Zürich - ruck-zuck geht das -, Verkehrskonzept gibt es schon. Das haben sie schon ausgearbeitet, im Gemeinderat abgestimmt, das ist schon erledigt. Wir wissen in Zürich jetzt schon haargenau, wo die Parkplätze sein werden, wie man hinkommt, wie sie sich das alles vorstellen. Im Übrigen ist das ganze Stadionumfeld vom Individualverkehr freigeräumt, die müssen irgendwo weiter draußen parken und kommen alle mit dem Shuttle hin. Das nützt auch der Sicherheit und so weiter, und so fort. Ich finde, wenn ich beim Schweizer Fußballverband nachschaue, ein riesiges Kulturprojekt, das man wahrscheinlich auch bei uns leicht adaptieren könnte. All diese Dinge finde ich in Wien schlecht bis gar nicht oder wenig. Und sogar Kärnten, und ich bin unverdächtig, Kärnten zu oft zu loben, aber in Kärnten gibt es wenigstens die Aktion „Kärnten-Team 2008“: Alle Nachwuchsteams bekommen Dressen, alle Damenfußballmannschaften bekommen Dressen einheitlich geschenkt. Und dann kann man sie noch billig erwerben, falls darüber hinaus noch jemand welche haben möchte. 

Bewegung in die ganze Sache ist in den letzten Wochen jetzt schon gekommen, offensichtlich aber, weil sich Leute darum gekümmert haben und die Medien schreiben ja darüber. Heute steht im „Kurier“: „UEFA zeigt Stadt Wien die gelbe Karte.“ Die „Wiener Zeitung“ hat des Öfteren über die EURO im Sinne von „Offensichtlich sind wir nicht gut vorbereitet“ geschrieben. Es gibt einen Artikel von Herrn Bernhard Baumgartner: „Die EM braucht Profis“, einen Vergleich mit Deutschland, wo ein hoch professionelles Großveranstaltungsmanagement - es ist die WM natürlich ungleich größer - mit mehreren Hundert Mitarbeitern im Einsatz war und er formuliert das ganz schön, weil es das bei uns nicht gibt. Er sagt, das lässt zwei Schlüsse zu: Entweder sind unsere Funktionäre so toll, dass wir diesen neumodischen Schnickschnack nicht brauchen, nämlich genau das Organisieren und frühzeitig Planen und, und, und oder es ist eh alles ganz anders, nämlich - und jetzt soll man es positiv darstellen - es ist alles erledigt, es gibt alles und die SPÖ weiß alles, aber sie sagt es uns nur nicht, weil wir es ja nicht wissen müssen. Und sie sagt es auch sonst niemandem und vorläufig auch nicht den Medien, weil das Ganze noch ein bissel geheim ist. Es teilen zwar alle jeden Tag auf und es sind noch bei 500 Umgrabtage bis zur Europameisterschaft, aber das wäre noch die bessere Variante. 

Die SPÖ weiß also alles, hat ein Verkehrskonzept fix fertig, weiß haargenau, wie das alles gemacht wird, weiß, wie viel Kosten noch auf uns zukommen. Das könnten wir vielleicht noch als Frage formulieren, auch wenn wir nicht in der Fragestunde sind: Wenn wir jetzt 15 Millionen mehr brauchen, wie viel mehr als wir ursprünglich budgetiert hatten und geglaubt hatten, dass wir damit auskommen, werden wir dann noch bis 2008 brauchen? Das wäre gar nicht uninteressant zu wissen. Bis jetzt waren die Antworten darauf: „Wir sind gut vorbereitet." Und das andere wissen wir nicht genau. 

Und jetzt nehmen wir an, die SPÖ weiß das alles und möchte dieses Wissen mit uns teilen. Die VBgmin Grete Laska hat medial angekündigt, gute Idee, regelmäßige Treffen mit allen Fraktionen, wo genau dieser Infoaustausch stattfinden soll, damit wir nicht hier herausgehen müssen und sagen: „Wo sind die Informationen?" Das soll in Zukunft besser funktionieren. Ich bedanke mich für das Angebot. Ich hoffe, dass wir das auch tatsächlich so durchziehen können. Nicht ausschließlich, weil wir gerne Informationen hätten, sondern weil wir auch gerne Ideen einbringen würden. Und dort sehe ich ein Haupthandicap der Sozialdemokratie, nicht, weil sie jetzt nicht auf die Ideen der GRÜNEN alleine hören würde, aber dass Kulturschaffende in der Stadt riesige Konzepte entwickeln und alles, was sie gerne hätten, ein Termin entweder beim StR Mailath-Pokorny oder bei jemand anderem Zuständigen ist. Wir haben einmal dort angefangen, bei Leuten, die Sie alle kennen, wenn man die Namen vorliest, die aber nicht verlesen werden sollen, weil es wahrscheinlich schlecht ist, dass ich das jetzt alles weiß und es den Leuten vielleicht nicht gut tut, Leuten, die unverdächtig sind, GRÜNE zu sein, weil es nämlich zu einem guten Teil SPÖler und ÖVPler sind, sogar eingetragene Mitglieder der Parteien beziehungsweise Leute, die Funktionen ausgeübt haben. Die erarbeiten riesige Konzepte und kriegen nicht einmal irgendwo einen Termin von 10 Minuten! Das geht dann so weit, dass ich beim Bürgermeister anklopfen muss und frag’, ob die Leute dorthin kommen können. Die kommen zu uns, nicht weil sie GRÜNE sind, sondern weil das offensichtlich noch der einzige Türöffner ist, wo man reinkommt. Und daraus leite ich ab, die SPÖ glaubt zu wissen, wie man das organisiert - es hat auch schon viele Großveranstaltungen in der Stadt gegeben, die gut funktioniert haben, keine Frage - und ist nicht daran interessiert, andere Vorschläge zu hören. Und das finde ich so schade. 

Die EURO soll am Schluss da herinnen nicht nur abgenickt werden und wir dürfen nichts dagegen sagen, weil sonst in der Zeitung steht: „Die GRÜNEN sind gegen Großereignisse“ und es so fälschlich dargestellt wird wie vorhin vom Herrn Madejski, der offensichtlich bei der Bezirksvertretungssitzung im 2. Bezirk nicht anwesend war, in dem kein Antrag gestellt wurde, man möge die EURO absagen oder was auch immer da vorhin gefaselt wurde. Ich kann es nicht anders ausdrücken. 

Es ist schade, dass die Sozialdemokratie nicht hergeht und sagt: „Wir hören uns zumindest die Ideen von allen an.“ Das finde ich ein bissel bitter. Es könnte ja sein, dass was darunter ist, was man umsetzen möchte. Sie sind ja eh nicht dazu gezwungen. Alles, was man verlangt, ist, dass man die Idee vortragen darf und dann können Sie ja immer noch bewerten und sagen, das ist gut oder schlecht. Das wäre das Wenigste. Aber man bekommt bei der Sozialdemokratie nicht so schnell einen Termin, wenn man ein Kulturschaffender ist oder für Antirassismus-Fußball oder Antirassismus-Fairplay. Auch sie warten immer wieder, die Fan-Gruppen werden nicht einbezogen und, und, und, und, und. Die Opposition sowieso nicht. 

Aber ich red’ ja gar nicht von den GRÜNEN, sondern in der Stadt gibt es sehr, sehr viele Leute, die daran interessiert wären, für die EURO 2008 einen Beitrag zu leisten und Sie verzichten auf die Leute, weil Sie angeblich die fertigen Konzepte haben, die wir nach wie vor nicht kennen. Ich harre der Dinge und hoffe, dass die Informationen alle einmal fließen werden. 

Zu den schon angesprochenen Bäumen rund ums Stadion wird der Umweltsprecher der GRÜNEN Rüdiger Maresch Genaueres ausführen. Ich sage nur aus meiner langjährigen Stadionerfahrung, ich kenne Stadien, wo rundherum Bäume stehen, ich kenne Stadien, die enger in Häuserzeilen stehen, wo wenig Platz ist, wo die Sicherheit dadurch ein bissel ein Problem ist, die aber trotzdem große Spiele beherbergt haben. Die Europameisterschaft hat 1996 in England stattgefunden und dort war es so knapp vor den Häuserzeilen, dass die Polizei ganz andere Probleme hatte. 

In Wirklichkeit geht es ja weniger um die Bäume als um die Videoüberwachung und die ist aufwendiger, wenn Bäume mit Laub herumstehen.

Was ich aber schon noch zum Happel-Stadion und Bäumen sagen möchte, ist, dass momentan sehr wenige Personen auf … ich muss den Satz umstellen: Es hat zu Beginn des Tagesordnungspunktes ein Problem gegeben, weil einmal mehr, wenn viele Personen auf die Galerie drängen, die SPÖ nervös wird, was vermutlich meistens richtig ist, weil ja hauptsächlich viele Leute kommen, wenn es eine Art von Protest gibt und sie wollten die Leute einmal mehr, das haben wir in der Vergangenheit schon öfter gehabt ... (GR Dr Matthias Tschirf: Na ja, 10 Leute sind nicht sehr viel!) Da gibt es jedes Mal eine Diskussion, dürfen die hineingehen oder dürfen die nicht hineingehen und nicht, was dürfen sie mitnehmen. Es fängt immer gleich an, zuerst heißt es: Wir befürchten, dass ihr etwas tun werdet, was ihr nicht tun dürft und um euch selbst zu schützen – das habe ich auch schon gehört -, lassen wir euch nicht hinein, weil wir euch sonst nachher hinauswerfen müssen. Die Diskussion haben wir da schon öfter gehabt. Ich würde mich freuen, wenn wir das nicht jedes Mal irgendwo draußen diskutieren müssen und lange darauf hinweisen, dass es einem Bürger und einer Bürgerin in diesem Land und in dieser Stadt erlaubt ist, eine Gemeinderatssitzung von der Tribüne zu verfolgen. Da gibt es Spielregeln und die kennen wir alle, aber ich kenne die SPÖ … (GR Godwin Schuster: Die muss man einhalten!) Ja, die muss man einhalten, das mag richtig sein, aber die Sozialdemokratie sagt ja immer schon vorher: Wir wissen, sie werden sie nicht einhalten und deswegen lassen wir sie gar nicht hinein. Wir können ja nicht Leute bestrafen, bevor sie irgend etwas angestellt haben, nur weil wir im Glauben oder im sicheren Glauben sind, dass etwas passieren wird. Wir wissen eh alle, wie die Spielregeln sind … (GR Christian Oxonitsch: Ich glaube, ihr seid auch ganz froh, dass man solche Dinge ablehnt!) Wir wären froh, wenn ...? Entschuldigung, ich habe es nicht gehört! (GR Christian Oxonitsch: Ich habe gesagt, ich glaube, ihr seid auch ganz froh, dass man solche Dinge ablehnt!) Wir sind auch froh, dass wir einen hohen Sicherheitsstandard … (GR Godwin Schuster: Wirklich!) Nein, im Ernst, im Ernst, im Ernst. Es wird sich im Protokoll der Zwischenruf oder die Anmerkung vom Klubobmann Oxonitsch wieder finden. Wir sind auch froh, dass wir in dem Haus einen hohen Sicherheitsstand haben und hier sitzen können, ohne dass wir uns bedroht fühlen müssen. (GR Godwin Schuster: Das ist auch nicht notwendig!) 

Aber es war ja diesmal nicht so, dass man jetzt geglaubt hat, da kommen irgendwelche Attentäter und die bedrohen die Sicherheit von irgendjemandem, sondern der erste Versuch war zu sagen, vermutlich sind das Menschen, die mit der Rodungspolitik rund um das Happel-Stadion nicht einverstanden sind und deswegen sollen sie besser nicht hineingehen. Oder hat irgendjemand geglaubt, dass jemand da oben eine Baumscheibe runterwirft? (GR Harry Kopietz: Schwachsinnige Behauptung!) Genau, schwachsinnige Behauptung. Es hat niemand gesagt, dass jemand eine Baum ... Vollkommen richtig, vollkommen richtig. 

Ich komme zum Ende, ich komme zum Ende. (Beifall bei GR Mag Alexander Neuhuber.) Applaus ist immer schön. Schade, wenn er von der falschen Seite kommt. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Es wäre auch verlockend gewesen, nachdem ja die Einführung mit grüner Politik begonnen hat, dass wir jetzt mit der FPÖ-Politik enden. Aber ich setze mich außerhalb dieses Hauses genügend mit der FPÖ-Politik auseinander und habe momentan keine Lust, das zu tun, was der Herr Madejski am Anfang gemacht hat, sondern ich bleibe bei dem Aktenstück. Ich hoffe, dass die EURO 2008 ein Erfolg wird, ganz im Sinne nicht nur der Fußball-Fans, sondern auch aller anderen, weil die den Monat auch irgendwie überstehen müssen, die Leute, die sich nicht für Fußball interessieren. Ich persönlich freue mich auf die EURO. 

Ich hoffe, dass viele gute Ideen noch einfließen werden und dass ich diese ganzen spannenden Projekte, die schon längst vorbereitet und in den Schubladen sind, auch sehen darf und dass wir die auch bewerten können. Und dann freuen wir uns alle auf den 7. Juni und in Wien wahrscheinlich auf den 8. Juni 2008, wo das erste Spiel von Österreich stattfinden wird. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. – Die GRÜNEN zeigen ein großes Transparent mit der Aufschrift „JA ZUR EURO 2008 MIT BÄUMEN“ – GR Mag Rüdiger Maresch hält eine große Baumscheibe in die Höhe. – Allgemeine Aufregung. – StR Dr Johannes Hahn: Damit die Bäume nicht in den Himmel wachsen!)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren! Ich darf als Vorsitzender des Gemeinderats ein paar zusätzliche Bemerkungen machen:

Zum Ersten: Vielleicht sollte man der Technik sagen, es dürfte hier auf der Galerie sehr heiß werden, zumindest den Zuhörern und darum auch dieses kollektive Jackenausziehen. Die Medien haben es zur Kenntnis genommen. Sollte den Damen und Herren Zuhörern auf der Galerie kalt sein, können sie die Jacken durchaus wieder anziehen.

Zum Zweiten: Ich glaube, man sollte den Herrn StR Ellensohn - ich will ihn nicht belehren, weil er ja ganz genau weiß, dass es den § 10 in der Geschäftsordnung des Wiener Gemeinderats gibt, der genau die Eintrittsberechtigung regelt, der genau regelt, wer zu den Sitzungen kommen kann. Jeder jedenfalls, der eine Karte hat und das im § 10 Abs 2 im Sinne der Sicherheit der Abgeordneten sein kann, dass auch der so geregelt ist. Gefährliche Gegenstände, et cetera, sind zu entfernen. Das weiß er ja. Als Stadtrat kennt er die Geschäftsordnung des Wiener Gemeinderats. Das braucht man ihm nicht extra zu sagen.

Zum Dritten: Auch eine Bemerkung zum Kollegen Madejski, den wir ja als sehr emotionalen Redner kennen. Wir sind da auch überein gekommen, sollte ihm im Zuge dieser emotionalen Rede diese zitierte Zusatzbemerkung, trifft auch auf Sie zu, auf Frau StRin Vana herausgerutscht sein - wir werden das Protokoll selbstverständlich nachlesen -, dann ist das natürlich ein Ordnungsruf. Da brauchen wir nicht weiter zu diskutieren.

Jetzt hat der Kollege Kenesei so lange warten müssen, aber er hat jetzt das Wort. Ich bitte ihn zum Rednerpult. 

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Das lange Warten hat spätestens in 563 Tagen, 5 Stunden und 14 Minuten ein Ende. Dann ist nämlich der Anpfiff. (GR Christian Oxonitsch, auf sein Notebook zeigend: Ich habe hier 13! 13! – Heiterkeit bei der SPÖ.) 13? Dann ist der Anpfiff zur EURO 2008 und einen Tag später dann das erste Spiel der österreichischen Nationalmannschaft, hoffentlich in einer besseren Performance als in den letzten Wochen und Monaten.

Nichtsdestotrotz, auch wenn es noch oder nur mehr 563 Tage bis zur EURO 2008 sind, sollte man sich über einiges unterhalten, die Dinge enthalten, die nicht nur diesen Akt heute betreffen, sondern was überhaupt diese EURO 2008 von der organisatorischen Seite her, aber auch von der wirtschaftlichen Seite her für diese Stadt bringen kann und bringen soll und wo es durchaus ein paar Punkte gibt, die man kritisch hinterfragen sollte und wo man sich als gelernter Wiener schon seine Gedanken macht, wenn nach mehr als zwei Jahren, wo der Zuschlag stattgefunden hat, die EURO in Österreich und in der Schweiz durchzuführen, einige Dinge im Argen liegen, um nicht zu sagen, dahintümpeln und auf eine Behandlung warten.

Wenn man sich das heutige Aktenstück anschaut, dann sind da durchaus Punkte drinnen, die Sinn machen, dass sie umgesetzt werden. Auf der anderen Seite fragt man sich aber, warum sind sie nicht schon längst in Angriff genommen worden beziehungsweise warum hat sich niemand Gedanken darüber gemacht, was da passiert, sei es jetzt das Medienzentrum, seien es jetzt die Parkflächen, die zusätzlich geschaffen werden. Wir beschließen ja heute eine zusätzliche Erhöhung der Kosten, was sicherlich nicht das letzte Mal sein wird. Das würde mich nämlich interessieren, vor allem von den Rednern der Sozialdemokratischen Fraktion, was noch alles dann im Nachhinein, nachdem die EURO 2008 vorbei ist, an Kosten auf uns zukommen, denn ich sehe mit Berechtigung, aber auch mit Sorge, dass hier Dinge, wenn auch nur temporär, umgebaut werden beziehungsweise Flächen genutzt werden, die derzeit als Sportflächen in dieser Stadt zum Beispiel Nachwuchsmannschaften und auch Sportvereinen zur Verfügung stehen und die auf Grund von Umbaumaßnahmen und Adaptionsarbeiten für einen gewissen Zeitraum vor und während der Europameisterschaft nicht als Sportflächen dienen können, sondern wie zum Beispiel die Trainingsfelder neben dem Stadion als Parkplätze, wo danach selbstverständlich wieder ein Sanierungs- und Erneuerungsbedarf gegeben ist. Denn ich gehe davon aus, dass diese Parkplätze erstens einmal nicht dort bleiben werden und zweitens einmal die Sportflächen, die bis jetzt ja dort Bestand haben, selbstverständlich wieder eingerichtet und neu errichtet werden. 

Ähnlich ist es beim Kricketplatz, wobei der Punkt sehr vage formuliert ist: „Falls es für die Erfüllung der Forderungen notwendig ist.“ Also mittlerweile ist mir bekannt, dass es ein angeblich letztes abklärendes Gespräch mit den UEFA-Verantwortlichen gegeben hat. Vielleicht kann man da auch ein bisschen genauer definieren, ob es jetzt für die Erfüllung der Forderungen notwendig ist, den Kricketplatz als eine temporäre Parkfläche zusätzlich zur Verfügung zu stellen, was bedeuten würde, dass der Kricketplatz danach natürlich entweder an einem anderen Ort neu errichtet wird, um ihn wieder für Sportveranstaltungen zur Verfügung zu stellen oder dass er am selben Ort wieder in seinem ursprünglichen Zustand (VBgmin Grete Laska: Das wird man nicht machen. Wenn, dann würde man ihn verbessern, denn der derzeitige Zustand ist nicht dementsprechend!), in einem verbesserten Zustand neu errichtet beziehungsweise in einem sanierten Zustand den Sportvereinen wieder 
übergeben wird.

Das sind also alles Fragen, die noch für den Kostenfaktor relevant sind, denn ich gehe davon aus, dass in dem jetzigen genehmigten Sachkredit die Wiederherstellungskosten dieser Flächen beziehungsweise dieser Sportanlagen nicht enthalten sind. Was mich viel mehr stört, ist, dass teilweise Dinge da drinnen stehen, der Kollege Ellensohn hat es schon gesagt, die eigentlich seit dem Oktober/November 2004 bekannt gewesen sind. Wenn man sich die sanitären Einrichtungen des Ernst-Happel-Stadions zu Gemüte führt und davon ausgeht, dass rund 50 000 Besucher bei den Spielen - und die Spiele werden allesamt ausverkauft sein - anwesend sein werden, dann wusste man beim Zuschlag dieser Europameisterschaft, dass man mit dieser Anlage, so wie sie sich derzeit präsentiert, sicherlich nicht in eine EURO 2008 gehen kann. Das heißt, das sind Kosten und das sind Faktoren, die spätestens seit dem Oktober 2004 bekannt gewesen sind. 
Was noch interessant und was nicht neu ist und was jetzt die Stadt offensichtlich vor größere Probleme stellt, ist die Nettokapazität von 50 000 Besuchern. Da gibt es offensichtlich unterschiedliche Rechnungsarten, nämlich auf der einen Seite zu sagen, 50 000 ist 50 000 und damit basta, bis man jetzt offensichtlich draufgekommen ist, dass die UEFA mit 50 000 etwas anderes meint als die Verantwortlichen dieser Stadt. (VBgmin Grete Laska: Das ist ein Irrtum!) Na ja, offensichtlich ist der Irrtum, sehr geehrte Frau Stadträtin, bei der Stadt gewesen, denn sonst hätte man ... (VBgmin Grete Laska: Nein, diese Interpretation ist ein Irrtum!) Nein, nicht die Interpretation, sonst hätte man jetzt nicht zusätzlich als Punkt 11 anführen müssen, dass eine Nettokapazität von 50 000 Besuchern bereitzustellen ist, dass hier die ganzen Medienarbeitsplätze und die VIP-Plätze ab ... (VBgmin Grete Laska: Nein!) Das steht im Stadionvertrag drinnen! Und warum beschließen wir das dann jetzt im Oktober/November 2006 bei einer Erhöhung mit, wenn es seinerzeit im Stadionvertrag bereits vorgesehen war und ... (VBgmin Grete Laska: Da ist ein klitzekleiner Unterschied! Das ist ein klitzekleiner Unterschied, was betrachtet wird aus Sicht von einzelnen Plätzen! Da geht es um Sicherheitszonen, von den einzelnen Zonen!)
Richtig, es ist aber in der ursprünglichen Diskussion auch darum gegangen und Sie können mir glauben, auch ich habe mich erkundigt, ob zusätzliche Sitze bei den Stiegen angebracht werden können, genau (VBgmin Grete Laska: Nein, das ist nicht das Thema!) bei den Stiegenauf- und -abgängen, wo es von den sicherheitstechnischen Einrichtungen Einsprüche gegeben hat, wo es geheißen hat, dass auf Grund der Annahme, dass es zu einer Vollauslastung bei den Spielen kommen wird, es hier bei den Stiegenbreiten keine Veränderung geben kann. Das heißt, wir müssen uns jetzt andere Möglichkeiten suchen. Es wird jetzt im 2. Rang eine zusätzliche Reihe installiert, um diese plus/minus 1 400 Plätze, um die es geht und die in dieser Diskussion so der Knackpunkt sind, unterzubringen. 

Interessant ist, dass teilweise in Aussendungen und auch in Darstellungen über das Ernst-Happel-Stadion bei der Europameisterschaft von einer Kapazität von 53 000 Besuchern ausgegangen wird. Wir müssen froh sein, wenn wir jetzt tatsächlich auf diese 50 008, das ist jetzt die letzte Zahl, die kolportiert wird, also netto auf diese 50 008 kommen. Ich glaube, es ist zu schaffen und es ist zu machen, davon ist keine Diskussion. Nur, wie gesagt, die Zeit rennt und der Sekundenzeiger oder die Sekundenzählung der Uhr auf der UEFA-Seite sinkt hinunter. 

Noch sind es diese besagten 563,5 Tage, 4 Minuten und ein bissel was und Sie sehen, wie schnell 10 Minuten vergehen und wie schnell 100 und 200 Tage vergehen werden und die EURO 2008 näher kommen wird und wir in große Probleme kommen. Große Probleme jetzt nicht einmal mit dem Stadion. Da bin ich felsenfest davon überzeugt, dass das in den Griff zu bekommen ist und wenn es notwendig ist, wird halt eine Schicht eingeschoben und dann wird es passen. Von dem bin ich felsenfest überzeugt. Das haben wir bei Großveranstaltungen in dieser Stadt schon öfters hingebracht, mit plus/minus das berühmte kaputte Eis (Heiterkeit bei VBgmin Grete Laska.), ich weiß, in der Wiener Stadthalle. (VBgmin Grete Laska: Ja, es hätte etwas gefehlt!) Sie haben ja fast gebeten darum, es hätte etwas gefehlt. Ich mache es gerne, weil man es einfach erwähnen muss, wenn man über solche Dinge spricht.

Viel mehr aber noch fehlt, und das ist das Problem, dass sich ja nicht nur der Bereich Sport mit der EURO 2008 auseinandersetzen sollte, sondern dass vielen, vielen Bereiche in dieser Stadt schön langsam bewusst werden sollte, dass diese EURO 2008, wie es immer so schön heißt, die drittgrößte Sportveranstaltung der Welt ist und auch Wien seinen Teil von dieser drittgrößten Sportveranstaltung der Welt abbekommen soll. Das ist durchaus positiv, weil für die Stadt daraus natürlich viele positive Aspekte zu ziehen sind, wenn man - und jetzt der Umkehrschluss - darauf gut vorbereitet ist. 

Zur Verkehrsorganisation hat es einmal eine kurze Vorstellung des Herrn StR Schicker gegeben, dass es ein Farbleitsystem geben wird gemeinsam mit den Eintrittskarten. Na no na net. Also das gibt es bei großen Sportveranstaltungen auf der ganzen Welt, dass klar gekennzeichnet ist, wo ist mein Parkplatz, wenn ich mit dem Auto komme, wo muss der Busfahrer hin, wenn er eine Eintrittkarte für den Sektor xy/blau hat, wo ist der Parkplatz, wo alle blauen Busse stehen, nämlich jetzt nicht von der Farbe her, sondern die alle ein Ticket für diesen blauen Sektor haben und wo stehen die mit dem grünen, dem roten und dem gelben? Das ist ja noch die leichte Übung gewesen und es freut mich, dass der Herr StR Schicker diese leichte Übung schon zusammengebracht hat. (Beifall bei der ÖVP.)
Die etwas schwerere Übung für den Herrn StR Schicker ist, da gemeinsam mit den Wiener Linien ein Verkehrskonzept auf die Beine zu stellen. Nämlich auch das wird notwendig sein, die Verkehrsströme in der Stadt zu organisieren, denn wir dürfen ja nicht glauben, dass die Zuschauer, die 50 000, ausschließlich nur zum Stadion fahren, dann wieder zusammenpacken und nach Hause fahren werden und fort sind. (VBgmin Grete Laska: Hoffentlich nicht!) Hoffentlich nicht, hoffentlich nicht, hoffentlich nicht. 

Dazu gehört aber eine Konzeption, wie die öffentlichen Verkehrsmittel funktionieren werden, nämlich sowohl von den Betriebszeiten als auch von den Kapazitäten her, weil ich mir nicht vorstellen kann, dass es einen großen Sinn macht, die U-Bahn um kurz nach dreiviertel ein Uhr in der Früh einzustellen, abzudrehen und zu sagen: Jetzt ist Schluss, jetzt fahren die Nachtautobusse. Also da wird es einmal ein Gespräch mit den Wiener Linien geben müssen, um an eine Kapazitätserweiterung und an eine Betriebszeitenerweiterung zu denken. Das verursacht aber Kosten und diese Kosten würde ich ganz gerne wissen, weil das auch ein wesentlicher Faktor ist, um dann eine Kosten-Nutzen-Rechnung zu machen.

Weiters die Verkehrsströme in der Stadt. Welche organisatorischen Maßnahmen sind von der Stadt Wien vorgesehen, um die Verkehrsströme sowohl des Busverkehrs als auch des privaten motorisierten Individualverkehrs in dieser Stadt zu organisieren, nämlich sowohl für die Tausenden, die in die Stadt kommen und sich bei uns diese EURO 2008 live geben, als auch für die restlichen knapp 1,8 Millionen Einwohner, die ja in diesen 3 Wochen, in denen die EURO stattfindet, nicht fluchtartig die Stadt verlassen werden, Urlaub nehmen oder sonstwo sein werden, weil die ja großteils doch einen Job haben bis auf die, die in dieser Stadt keinen haben. Über das haben wir aber ohnedies schon in der Früh diskutiert. Es geht darum, dass sich diese in der Stadt aufhalten und ihren Lebensmittelpunkt in diesen drei Wochen weiterhin ordnungsgemäß abhalten. 

Es ist noch viel Arbeit zu tun, und ich vermisse es sehr, dass sowohl vom zuständigen Stadtrat für die Wiener Linien – nämlich vom Finanzstadtrat – als auch von dem, der für den Verkehr zuständig ist – von StR Schicker –, außer einem bunten Farbleitsystem rund um das Stadion noch nichts gekommen ist und noch nichts angeboten wurde. Ich sehe die große Gefahr, dass wir sehendes Auges in ein Chaos hineintaumeln, das wir kurzfristig nicht in den Griff bekommen, sondern nur durch organisatorische Maßnahmen, wenn man sie zeitgerecht durchführt.

Das nächste Problem, das ich sehe – es betrifft sowohl die Österreichwerbung als auch den Tourismusverband –, ist, dass man sich bislang offensichtlich bei den Tourismusverantwortlichen mit dem Thema EURO 2008 überhaupt noch nicht auseinandergesetzt hat. Ich verweise nur darauf, dass ab dem Februar 2007 – also sehr bald! – die Tickets von der UEFA zum Kauf angeboten werden. Das heißt, spätestens ab diesem Zeitpunkt muss klar sein, welche Packages auch von den Tourismusbetrieben angeboten werden, wie das beworben wird und was für Angebote von Seiten der Stadt, also von der Tourismusbranche kommen, um tatsächlich die vielen Tausenden von Menschen, die in die Stadt strömen werden, erstens unterzubringen und zweitens mit einem entsprechenden Betten- und Hotelangebot zu versorgen beziehungsweise die Kapazitäten zur Verfügung zu stellen. (Ruf bei der SPÖ: Das gibt's schon!)

Dann halten Sie es unter Verschluss. (GR Friedrich Strobl: Dann unterhalte dich einmal mit den eigenen Leuten in der Fraktion!) – Die Kritik richtet sich nicht nur gegen die Stadt. Ich komme schon noch zu den Teilbereichen, wo es auch um andere Organisationen in diesem Land geht: Vor allem der Veranstalter, der Österreichische Fußballbund ... (VBgmin Grete Laska: Das ist nicht der Veranstalter!) – Ja, aber auch der ÖFB ist gefordert, seine Hausaufgaben zu machen – all jene, die an dieser EURO beziehungsweise an der Umsetzung dieser Veranstaltung beteiligt sind.

Es ist zum Beispiel so – wir wissen das aus der Erfahrung von Deutschland aus den großen Städten –, dass es eines verstärkten Angebots an Campingflächen bedarf. Wir wissen, dass sehr viele Menschen nicht nur ihren Urlaub, sondern auch Großveranstaltungen dazu nutzen, entweder mit dem Wohnmobil oder mit dem Zelt als klassischer Campingtourist in die jeweilige Stadt zu kommen. Ich weiß schon, in Wien gibt es ein Angebot an Campingflächen, auch in Laxenburg gibt es einen Campingplatz. Wenn man sich aber die Auslastungszahlen zu dieser Zeit ansieht, sieht man, dass diese Flächen im Normalfall zwischen 80 und 95 Prozent belegt sind. Es gibt eine Belegung von 80 bis 95 Prozent in der Zeit ohne EURO – ich glaube kaum, dass man mit den restlichen 5 bis 20 Prozent das Auslangen finden wird! Auch da ist die Stadt gefordert, zusätzliche Flächen, zusätzliche Infrastruktur, sanitäre Einrichtungen, Duschen und so weiter und so fort anzubieten. Bis jetzt hat es nichts davon gegeben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich sehe meinen Debattenbeitrag nicht grundsätzlich als Kritik, sondern als Versuch, in Ermangelung einer bis jetzt stattgefundenen Diskussion oder einer Gesprächsrunde darüber, was man machen könnte, Ideen einzubringen.

Nächster Punkt: Fan-Meile. Es hat verschiedenste Vorschläge gegeben, schlussendlich ist die Sozialdemokratische Fraktion zu dem Schluss gekommen, diese am Rathausplatz, ein wenig am Ring und – wenn man es braucht – am Heldenplatz einzurichten. Auf näheres Nachfragen hat Herr StR Schicker gemeint: Der Ring werde nur temporär – von 17 bis 22 Uhr oder von 17 bis 23.50 Uhr – einbezogen, und dann werden alle wieder gehen müssen. 

Ich sage nochmals dazu: Der Rathausplatz und der Ring sind für den Hauptplatz der Fan-Meile, der in Wien gedacht ist, der denkbar schlechteste Ort. Wir gehen davon aus, dass sich 50 000, 70 000, an den Halbfinal- und Finaltagen vielleicht auch 100 000 Leute auf dieser Fan-Meile aufhalten werden. Es wird notwendig sein, entsprechend viel technisches Equipment, die Videowall, Getränkestände, Fanshops, und alles andere, was rund um diese EURO noch dazugehört, um das tatsächlich zu einem großen Event werden zu lassen, unterzubringen. Na, das schaue ich mir an, wie das am Ring funktionieren wird, wenn in der Nebenfahrbahn untertags die Zelte stehen, wo die Leute untergebracht werden sollen oder wo sie sich die Getränke holen – oder stehen die dann auf der Fahrbahn? Werden sie jeden Tag weggeräumt, wieder hingestellt, kommt die Oberleitung herunter, kommt die Lichtleitung weg, weil man die Videowall beim Burgtheater am Ring aufstellen will? 

Es gibt nur einen großen Platz in dieser Stadt, der sich dafür anbietet: Das ist der Heldenplatz. An dem werden wir, wenn wir als Stadt einen ordentlichen Platz anbieten wollen, nicht vorbeikommen. Alle, die sich in dieser Branche mit großen Events, mit Public Viewing auskennen und sich das ansehen, sind der Meinung, dass ausschließlich der Heldenplatz für das genommen werden kann, weil er an drei Seiten bespielbar ist, weil er nicht nur mit einer großen Leinwand zu bespielen ist, sondern weil mehrere Möglichkeiten gegeben sind, weil genügend Platz da ist, um auch alle anderen Dinge unterzubringen – wie Getränke- und Fanshops, andere Bewerbungsmöglichkeiten und andere Vergnügungsmöglichkeiten –, und es auch von der Organisation her, auch von den Sicherheitskräften wesentlich einfacher ist, diesen Platz zu überschauen, zu organisieren beziehungsweise, wenn notwendig – wir hoffen es alle nicht –, einzugreifen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn wir jetzt bei der Fan-Meile sind, komme ich zu einem Punkt, den sich die Stadt aber ganz schnell überlegen sollte, denn ich glaube, das ist eine Diskussion, die in Deutschland gezeigt hat, wie positiv sie sich auswirken kann: Das sind die Ladenöffnungszeiten und die Sperrstundenverordnung. In Deutschland gab es während der Weltmeisterschaft eine Aufhebung der Ladenöffnungszeiten. Es gab Ladenöffnungszeiten von null bis 24 Uhr. Die deutschen Städte, in denen das umgesetzt wurde, die die WM-Stadien beheimatet haben, haben einen besonders großen wirtschaftlichen Aufschwung in dieser Zeit genommen, einen sehr großen Ansturm verzeichnet. Ich weiß schon: Eine WM kann man nicht mit einer EM vergleichen – da gibt es wesentlich mehr Teilnehmerstaaten und so weiter.

Wenn wir bei der EURO aber vom drittgrößten Sportevent weltweit reden, kann man schon davon ausgehen, dass bei den Spielen, die in Wien stattfinden werden – immerhin werden das zuerst die Gruppenspiele mit 
Österreichbeteiligung und dann zwei Viertelfinal-, ein Halbfinalspiel und das Finale sein –, sowohl von den Fans als auch von der interessierten Öffentlichkeit einiges in Bewegung geraten wird.

Ich würde sehr dafür plädieren, für diese drei Wochen recht rasch darüber zu diskutieren und mit den Zuständigen eine Einigung zu finden, wie man mit den Ladenöffnungszeiten umgeht. Ich kann mir nicht vorstellen, dass 19 Uhr oder 19.30 Uhr beibehalten werden kann, noch dazu, wenn man sich vor Augen führt, dass das ja in einer schönen Jahreszeit stattfinden wird, wo auch nach einem Spiel um 22.30 Uhr oder 22.45 Uhr nicht davon auszugehen ist, dass die Leute nach Hause gehen, sich ins Bett legen und sich auf den nächsten Tag freuen werden, um eine Sightseeingtour in dieser Stadt zu unternehmen. Man sollte da durchaus das Angebot machen, dass die Geschäfte in dieser Stadt – und da kann man davon ausgehen, dass ganz Wien eine Tourismuszone sein wird – eine temporäre Ladenöffnungszeit von null bis 24 Uhr anbieten. An welchen Tagen das gelten soll, ob da der Sonntag dabei sein muss oder nicht, darüber kann man sich noch unterhalten. Das ist jedenfalls ein wesentlicher und wichtiger Faktor, um tatsächlich die Kaufkraft, die durch die EURO in diese Stadt kommt, in dieser Stadt zu nutzen und zu halten und die Wirtschaft zu beleben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das Nächste ist ganz sicher die Sperrstundenverordnung. Es wird nicht möglich sein mit 24 Uhr ... (GR Harry Kopietz: Haben Sie schon mit der Frau Stenzel geredet?) – Mein Gott, Herr Prof Kopietz! Ehrlich jetzt: Seien Sie mir nicht böse! (VBgmin Grete Laska: Das war die Retourkutsche auf vorhin!)
Wenn Ihnen nichts mehr anderes einfällt, weil das Argument, das hier gebracht wird, ein gutes ist ... (GR Harry Kopietz: Ja eh! Was sagt die Frau Stenzel?) – Sie können ja sagen: Ja, es ist keine schlechte Idee, diskutieren wir drüber. (Zwischenruf von GR Harry Kopietz.) – Erledigt, aus! Das ist ja nicht so schwer, auch wenn es Ihnen schwer fällt, aber geben Sie sich einmal einen Ruck und sagen Sie: Okay, reden wir halt darüber. Es ist ja nicht so. Wenn Sie aber kein Argument mehr haben, dann sagen Sie: Was wird die Frau Stenzel sagen? (Beifall bei der ÖVP. – GR Harry Kopietz: Tu nicht Tatsachen verdrehen!)
Was wird der Herr Maier sagen, der Herr Müller und der Herr Schmidt, die dann vielleicht betroffen sind, oder die Frau Hinz und die Frau Kunz, die dann betroffen sind, weil das Geschäft offen hat, weil sie länger arbeiten muss und so weiter? (Beifall bei der ÖVP.)
Das verstehe ich nicht an der SPÖ und speziell an Ihren Spitzenrepräsentanten: (GR Harry Kopietz: Das geht nicht rein!) Kaum ist irgendwo eine Idee, die auftaucht und die nicht im eigenen Saft ... (VBgmin Grete Laska: Nicht empfindlich sein!) – Nein, ich bin nicht empfindlich, ich bemühe ... (VBgmin Grete Laska: Ja! Super!) – Ich versuche oder bemühe mich, einige Faktoren hier zu diskutieren, von denen ich mir denke: Das wäre nicht schlecht für die Stadt, das könnte man sich überlegen – da gibt es Für und Wider, es ist unausgegoren, vielleicht aus dem Bauch, man kann sagen: Schau, so geht es nicht. (GR Mag Thomas Reindl: Für die EM dürfen wir nicht einmal einen Würstelstand aufstellen in der Innenstadt!)
Ich glaube auch nicht, dass wir mit dem Würstelstand bei der Europameisterschaft wirklich einen Stich machen werden! Ich gehe einmal davon aus, dass wir vielleicht ein bisschen etwas anderes brauchen werden, nicht? (Beifall bei der ÖVP.)
Außer wir machen eine Würstelstandkolonie, und diese fährt dann als Zirkus durch die Stadt. Alles ist möglich, Kollege Reindl!

Weiterer Punkt: Sperrstundenverordnung. Auch da werden wir wahrscheinlich gemeinsam zu einer Lösung kommen müssen, dass Lokale in dieser Stadt länger als bis um 24 Uhr beziehungsweise so wie im Prater bis 1 Uhr in der Früh offen gelassen werden. Ich kann mir nicht vorstellen, dass den Menschen, wenn das Match um 20.45 Uhr angepfiffen wird, im Normalfall um 22.15 Uhr aus ist und die Fans um 22.30 Uhr, 22.45 Uhr aus dem Stadion heraußen sind, knapp nach 23 Uhr, 23.15 Uhr im Prater in ein Lokal kommen, um kurz vor 1 Uhr der Kellner den Sessel wegzerrt und diesen auf den Tisch stellt, weil mit 1 Uhr zuzusperren ist! 

Auch da ist es als Hinweis oder als Vorschlag zu verstehen, über die Sperrstundenverordnung einen gemeinsamen Konsens zu finden, so wie auch bei den Ladenöffnungszeiten, auf die ich bestehe. Ich habe gesehen, welch Erfolg das in Deutschland war, temporär für diese Zeit ... Du brauchst nicht den Kopf zu schütteln, Kollege Strobl! Die Ladenöffnungszeiten bei der WM waren derart erfolgreich, dass mittlerweile drei Bundesländer diese Ladenschlusszeiten auch jetzt, außerhalb der WM zeitlich begrenzt beizubehalten versuchen – es geht um zehn Sonntage, drei davon vor Weihnachten, die restlichen können sie sich aussuchen. Über das sollte man reden und nicht von Haus aus – und das ist das, was ich nicht verstehe! – sagen: Nein, das ist nichts. (GR Friedrich Strobl: Ich habe nur gesagt, es war nicht der Erfolg!)
Es war ein ziemlicher Erfolg! Wenn man mit allen redet, sieht man das. Es gibt da offensichtlich Auffassungsunterschiede in der Wirtschaft, was Erfolg und was Misserfolg ist. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich gehe davon aus, dass Erfolg das ist, wenn der Unternehmer, der auch das Risiko trägt, sagt, dass es ein Erfolg gewesen ist. Ich gehe davon aus, dass man dem Unternehmer, der sagt, es war für mich ein Erfolg, glauben kann. Ich glaube nicht, dass die Unternehmen in den deutschen großen Städten grundsätzlich sagen, es wäre ein Erfolg gewesen, wenn sie in Wirklichkeit ein Minusgeschäft gemacht hätten, sonst hätte es sicherlich nicht den Druck gegeben, das jetzt auch zu tun.

Ich denke, meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben noch irrsinnig viel zu tun, es werden noch sehr viele Kosten auf uns zukommen, und die hätte ich ganz gerne einmal in einem Paket nochmals auf dem Tisch – vor allem die Wiederherstellungskosten und die Rückbaukosten bei einigen Dingen, die nur temporär sind. Ich denke, wir sollten das nicht einfach so treiben lassen und die Uhr herunterzählen: Es sind dann nur mehr x Stunden, Wochen und Minuten. Die Zeit vergeht schneller, als wir denken. Wir haben es von Oktober 2004 bis zum November 2006 gesehen, wie schnell die zwei Jahre vergangen sind und wie wenig – und das muss man dazusagen – bislang tatsächlich umgesetzt wurde. Ich hoffe, dass wir mit dem Beschluss jetzt und mit dieser Diskussion ein gewisses Tempo in die Sache hineinbringen und dass wir ruhigen Gewissens der EURO 2008 entgegensehen können. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Mag Reindl, Sie haben das Wort.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Wir haben heute ein Transparent gesehen, das sich mit dem Thema „Ja zur EURO 2008 mit Bäumen" beschäftigt hat. Ich muss sagen, es wurde der Nagel auf den Kopf getroffen, denn die EM 2008 in Wien wird in einem der größten und schönsten Naturerholungszentren, die wir haben, mit Millionen von Bäumen stattfinden. Ich finde, dass hier ein ganz toller Punkt getroffen wurde. Ich bedaure auch, dass die elf Spieler der GRÜNEN, die auf der Galerie waren, den Gemeinderatssaal schon verlassen haben. 

Ich möchte nun ein paar positive Dinge zur EM sagen, da hier auch sehr viel kritisiert wurde: Die EM 2008 ist – das wurde schon gesagt – das größte Sportereignis Europas, das drittgrößte der Welt und das größte, das wir je in Österreich hatten. Sie ist ein weit größeres Ereignis als die Olympischen Spiele, die in Österreich auch schon stattgefunden haben. Es wird mit 16 Teams 31 Spiele in der Schweiz und in Österreich geben, davon 7 in Wien – das wurde auch schon gesagt. Wir müssen mit 1,1 Millionen Zusehern in den Stadien rechnen, insgesamt werden pro Spiel in etwa 155 Millionen Zuschauer an den TV-Geräten erwartet und – für Wien ganz besonders wichtig – im Finale 280 Millionen Zuschauer. Insgesamt rechnen wir damit, dass 4,8 Milliarden Seher – das muss man sich einmal vorstellen! – live die Spiele beobachten werden. Wien und auch die anderen Ausrichtungsstätten werden mit über 30 000 Übertragungs-
stunden weltweit sichtbar sein. 

Die Vorbereitungen, meine Damen und Herren, laufen aus meiner Sicht und aus Sicht meiner Fraktion entgegen der Kritik der Opposition sehr hervorragend. Wir sind sehr hervorragend unterwegs. Ich verstehe auch die Neugier des einen oder anderen Gemeinderates/Ge-
meinderätin, mehr Informationen zu bekommen, aber das Ganze ist ein „working in progress", das heißt, man muss ganz genau festlegen, welche Informationen schon bereit sind, öffentlich diskutiert zu werden und wo noch ein gewisser Feinschliff notwendig ist, um gut gerüstet zu sein. 

Besonders danken möchte ich den Dienststellen im Haus, die neben ihrer laufenden Tätigkeit in den sehr intensiven und tiefgehenden Vorbereitungsarbeiten integriert sind: Dem Sportamt, den Verkehrsabteilungen, den Sicherheitsabteilungen, aber auch den Blaulichtorganisationen, die außerhalb für die Konzeptionen zuarbeiten, und auch den Wiener Verkehrsbetrieben und der Wiener Wirtschaft, die sich schön langsam auch auf die Europameisterschaft vorbereitet. 

Besonders erfreulich finde ich es, dass der Bund nun auch einen sehr kompetenten und ausgezeichneten Mitarbeiter, den Herrn Palme, als Koordinator für Österreich bestellt hat. Das heißt, es war wichtig, dass von Seiten des Bundes entsprechende Signale und Kompetenz zur Verfügung gestellt wurde, dass die vier Ausrichterstädte gemeinsam agieren, gemeinsam handeln und dass es einen gemeinsamen Standard gibt, der für alle Städte gilt. 

Ich denke auch, dass die EM die Chance bietet, Wien als eine Stadt der Lebenslust und des Sportgenusses zu präsentieren. Diese Gelegenheit dürfen wir uns keineswegs entgehen lassen. Es hat kürzlich auf Initiative der Sportsektion im Bundeskanzleramt und unter aktiver Teilnahme des Bundeskoordinators Palme in Wien ein Workshop für die EM 2008 stattgefunden. Das Motto war: Was können wir von der WM 2006 in Deutschland für die EM 2008 in Österreich und der Schweiz lernen? – Dieser Workshop war sehr aufschlussreich und sehr hoch besetzt: Es waren Vertreter des Organisationskomitees der Weltmeisterschaft in Deutschland, Vertreter der acht Durchführungsstädte – vier aus der Schweiz und vier aus Österreich –, Repräsentanten aus Städten in Deutschland, wo WM-Spiele stattgefunden haben, Vertreter der Österreichwerbung und der Tourismuswerbung, Vertreter der Schweizer Botschaft und Vertreter aus dem österreichischen Organisationsteam anwesend.

Die Erkenntnisse, die aus der WM gezogen wurden – ich kann sie jetzt nicht alle aufzählen, weil sie sehr umfassend sind –, haben gezeigt, dass die UEFA ihre Regulative und Ausrichtungsregeln gegenüber den ursprünglichen Planungen, so wie die Grundsätze bei der Vergabe der EM im Jahr 2004 galten, geändert und angepasst hat. Das heißt: Von der Durchführung der WM in Deutschland wurde auch auf Ebene der UEFA sehr viel gelernt. Als Ergebnis gibt es heute den Antrag, dass wir unser Budget aufstocken wollen, weil die UEFA eine genauere Richtlinie erlassen hat beziehungsweise Richtlinien geändert hat. 

Ich halte das für ganz wichtig. Heute wurde die Kritik geäußert, wir seien schlecht vorbereitet. Wir haben vor zwei Jahren mit der Arbeit begonnen, uns klar nach einer koordinierten Vorgabe der UEFA verhalten, aber inzwischen hat die UEFA ihre Regeln geändert, was sie gemäß dem Vertrag, der mit der UEFA für die Ausrichtung der EM abgeschlossen wurde, theoretisch bis zum letzten Tag vor Spielbeginn machen darf. Wir hoffen, dass die UEFA mit diesem Schritt sozusagen eine Finalisierung ihrer Vorstellungen getroffen hat. 

Was wir von der WM 2006 gelernt haben, ist Folgendes: In Deutschland wurden in die Infrastruktur der Stadien 1,4 Milliarden EUR investiert. Eine Weltmeisterschaft hat natürlich andere Kapazitäten, aber man sieht auch, dass sehr viel Geld in die Hand genommen wurde, wobei ich ja nur die Stadioninfrastruktur anspreche. Die Fan-Zonen und die Funparks wurden in einer vollkommen neuen Dimension, wie es noch nie davor bei so einem Sportevent der Fall war, ausgerichtet. Es gab eine perfekte Betreuung der Medien. Das ist – so glaube ich – auch der Schlüssel gewesen, warum die WM ein sehr positives Image über die Medien bekommen hat. So wurden auch die Fehler, die während einer so großen Veranstaltung passieren – und die passieren eben, wenn man so eine große Veranstaltung durchführt – nicht überzeichnet. Es wurde in der Berichterstattung einerseits nicht aus einer Mücke ein Elefant gemacht und andererseits auch diverse Probleme mit Fans oder kleine, regionale Probleme zum Beispiel mit Hooligan-Attacken nicht hochgespielt. Das heißt: Es ist ein sehr wichtiger Schlüssel, dass die Medienbetreuung gut funktioniert. 

Deutschland hat es auch geschafft, trotz der schlechten Vorbereitungsspiele der deutschen Fußballnationalmannschaft – wir als Österreicher leiden ja im Moment auch ein bisschen – eine sehr positive Stimmung während der ganzen WM hochzuhalten. Ich denke, dass die Einstellung nach dem Sieg gegen Trinidad und Tobago – wenn ich das bemerken darf – hoffentlich auch in Österreich ein bisschen positiver wird. Die Erwartungen der Fans an die Veranstalter wurden eigentliche übererfüllt, was ganz wichtig ist.

Von den negativen Punkten nenne ich auch nur die Highlights: Nicht angenommen wurden die verlängerten Ladenöffnungszeiten, Herr Kenesei. In Deutschland hat man so, wie Sie das auch gesagt und für die EM vorgeschlagen haben, überlegt, dem Ansturm der Fans mit verlängerten Ladenöffnungszeiten zu begegnen. Dies wurde – das ist das Ergebnis! – nicht angenommen. Daher bin ich der Meinung, dass es auch für Wien zu überlegen ist, ob wir das so umsetzen sollen, wie Sie es vorgeschlagen haben. (GR Günter Kenesei: Ja, genau! Ich bin dafür, dass man zusperrt!)

Überraschenderweise hat auch die Verknüpfung von Fußballsport und der Kultur nur sehr eingeschränkt funktioniert. Das heißt, primär ist der Sport im Mittelpunkt gestanden, und das große kulturelle Angebot, das eben zur WM geboten wurde, wurde von den Fans kaum genützt. 

Die euphorischen Nächtigungszahlen – auch das soll uns vielleicht ein bisschen mehr auf den Boden holen –, die für die WM vorgeplant waren, wurden nicht erreicht. Das heißt, auch diesbezüglich sollten wir ein bisschen mehr am Boden bleiben und nicht an Phantasiezahlen glauben. (GR Günter Kenesei: Wir sollten sie absagen!)

Interessant war auch, dass die geplanten Maßnahmen für die grünen Ziele, also die „green goals", im Sinne eines Umweltschutzgedankens bei so einer Großveranstaltung – dieser ist meiner Meinung nach sehr wichtig, es soll nicht auf Mord und Brand sozusagen Umweltverwüstung stattfinden – sehr gut waren, aber leider war die Umsetzung teilweise sehr mangelhaft. Das heißt, es hat keine Mehrwegbechersysteme gegeben, die Mülltrennung hat nicht richtig funktioniert – und andere Dinge auch. (GR Günter Kenesei: Wie viele Campingtouristen hat es in Deutschland gegeben?)

Zum Thema Campingtouristen möchte ich anführen, dass es Städte gegeben hat, wo neben dem Stadion ein Campingplatz war, und dieser aber zu zwei Dritteln leer stand. Der klassische Campingplatz … (GR Günter Kenesei: Das kann ich dir auch sagen, warum! Weil die nicht wollen, dass hunderttausend Leute durch ihr Vorzelt gehen! Sie reden mit den falschen Leuten! ) – Herr Kollege Kenesei, ich berichte von einem Workshop über Erfahrungen mit der Weltmeisterschaft in Deutschland. Sie können sagen, was Sie wollen, die Organisatoren aus Deutschland haben uns berichtet, dass es so war. (GR Günter Kenesei: Wir haben eh keinen Campingplatz neben dem Stadion!) Das haben uns diese berichtet. Man muss den Personen, die uns über die Weltmeisterschaft berichtet haben, eine Glaubwürdigkeit zusprechen. (GR Günter Kenesei: Und die restlichen?) 

Zu den Bauphasen, die wir heute beschließen werden – die zweite Umbauphase – möchte ich noch einmal erwähnen, dass alle Maßnahmen, die gesetzt wurden und auch werden, im vollsten Konsens mit der UEFA vorgenommen werden, dass es jetzt nach der WM einige Anpassungen gegeben hat und dass daher auch weitere Adaptierungen notwendig sind. 

Weil hier gesagt wurde, es ist noch überhaupt nichts passiert: Das ist abzulehnen, das ist eine falsche Behauptung, um nicht ein anderes Wort zu verwenden. In der Bauphase 1 wurde die Sicherheitszentrale im Stadion errichtet, eine Flutlichtverstärkung durchgeführt, die TV-Präsentationsstudios, in denen Spieler interviewt werden können, fertiggestellt und die Presse- und TV-Kommunikatoren-Plätze, wo die Journalisten von Presse, TV und Radio sitzen werden, vorbereitet. Und ein neues Bürogebäude für die Durchführungsgesellschaft der EURO 2008 SA wurde gebaut. 

Herr Kollege Kenesei, der Veranstalter der Europameisterschaft ist eine Gesellschaft, die sich EURO 2008 SA nennt! Du hast vorhin gesagt, der Veranstalter sei die Stadt Wien. (GR Günter Kenesei: Nein! Habe ich nicht gesagt!) Die Stadt Wien stellt das Stadion zur Verfügung (GR Günter Kenesei: Kollege Reindl, zuhorchen! Von der Stadt Wien war keine Rede!), Veranstalter ist eine Gesellschaft, in der die UEFA, der Schweizer Fußballverband und der Österreichische Fußballverband zu je einem Drittel vertreten sind – und alle drei gemeinsam veranstalten die Europameisterschaft. (GR Günter Kenesei: Ja! Aber EM heißt nicht: Eingeschränkte Möglichkeiten!) Österreich stellt nur die Infrastruktur zur Verfügung. Wir sind nicht der Veranstalter. (GR Günter Kenesei: Das habe ich ja gesagt! Zuhören! Das ist ja unglaublich!)
In der zweiten Phase werden wir nun 15 Mil-
lionen EUR beschließen. Da werden die besagten Sanitärräume hergerichtet, die Gastronomie wird verbessert werden, es wird eine Erhöhung der Sitzplatzkapazität geben – das wurde schon erwähnt –: Es werden neue Reihen am 2. Rang eingebaut und sieben Reihen temporär – das heißt, hier ist leider keine Nachhaltigkeit gegeben, was sehr bedauerlich ist – zur Laufbahn hinunter errichtet. 

Eine Sache bezüglich der Sichteinschränkung möchte ich noch anfügen – die Frau Vizebürgermeisterin hat in einem Zwischenruf darauf hingewiesen –: Nach der Regel der UEFA handelt es sich um einen sichtbehinderten Platz, wenn man den Knöchel des Spielers nicht mehr sehen kann. – Du bist Sportler (in Richtung GR Günter Kenesei), du weißt, dass das so ist. – Ich meine, man kann darüber streiten, ob das zutrifft, wenn man von einer Reihe aus durch die Bande den Knöchel des Spielers beim Corner nicht sehen kann, man aber sonst das komplette Spielfeld ungehindert sieht. Es geht also sozusagen um diese Detailabstimmung: Welcher Platz gewährt die Sicht auf den Knöchel des Spielers – das klingt sehr amüsant, das stelle ich mir auch amüsant vor – und welcher nicht? Über diese Plätze wird dann diskutiert. Diese Plätze werden dann den 50 000 Sitzplätzen zugerechnet oder auch nicht. Das heißt also, die Problematik ist nicht die Sitzplatzanzahl, sondern die Problematik ist, von wo aus man den Knöchel sehen kann. (GR Günter Kenesei: Die Problematik ist, dass ihr zuerst die Medien- und die VIP-Plätze vergebt! So einfach ist das!)
Weiters wird der TV-Compound errichtet, der 7 000 m² groß ist. Man muss sich vorstellen, was es bedeutet, dass die EM hier stattfinden wird! Die 50 Mitgliederverbände der UEFA werden mit Fernsehteams nach Wien kommen. Die Übertragung des Spiels selbst wird wahrscheinlich – so nehme ich an – vom ORF durchgeführt und weltweit ausgestrahlt werden. Aber alles, was vorher oder nachher oder in der Pause zu sehen ist, wird durch eigene TV-Stationen übertragen. Wir rechnen, dass alleine aus Europa 70 TV-Stationen kommen, an der Veranstaltung teilnehmen und diese übertragen werden und dass aus dem restlichen Teil der Welt weitere Übertragungseinrichtungen und Sattelschlepper kommen werden. 

Ganz wichtig für das Funktionieren dieser Übertragungen ist ein neues, temporäres Mediencenter. (Heiterkeit bei Stadtschulrats-Vizepräsident Walter Strobl.) – Entschuldigung, Herr Kollege Strobl, ich möchte Sie nicht beim Lachen stören! (GR Günter Kenesei: Du störst eh nicht!) – O ja, ich habe es schon gehört. (GR Günter Kenesei: Er lacht weiter!)

Dieses temporäre Mediencenter wird vor dem Pressegebäude aufgebaut werden, damit auch die Journalisten, die nach Österreich und nach Wien kommen, ordentliche Arbeitsplätze vorfinden werden. 

Zur Neugestaltung des Stadionumfelds: Die Meiereistraße wird zur Krieau verlegt, daher wird auch ein neuer Stadionvorplatz errichtet. Ein barrierefreier Sicherheitsring wird errichtet werden. Die Beleuchtung wird auch ganz neu vom Stadiondach aus erfolgen. Ich muss sagen, beim Sicherheitskonzept stehen funktionelle Gesichtspunkte im Mittelpunkt und nicht politische Kompromisse. Das möchte ich betonen. 

Ich habe vorhin schon kurz über Krisen- und Katastrophenschutz gesprochen, als ich die Unruhen, die kleinen Aufregungen, die es in Deutschland durch diverse Fans gegeben hat, angesprochen habe. In Wien werden wir uns auf solche Dinge leider auch vorbereiten müssen. Es wird ein Krisen- und Katastrophenschutzzentrum geben. Das Stadionbad wird hergerichtet und temporär dafür genutzt werden. Ich hoffe, dass sich die Opposition jetzt nicht aufregt, dass das Stadionbad für die badenden Gäste während der Europameisterschaft und ein paar Wochen davor und danach wahrscheinlich nicht benutzbar sein wird. 

Wir müssen also davon ausgehen und die Vergangenheit hat gezeigt, dass es bei Großveranstaltung wie der Europameisterschaft den einen oder anderen Krisenfall gibt. Ich möchte nicht an die schlimmsten Fälle der Vergangenheit denken. Ich hoffe, dass das in Wien nicht passiert. Ich glaube, wir sind uns alle klar darüber, dass wir uns das nicht wünschen, aber man muss auch mit kleinen oder größeren regionalen Problemen umgehen können. Man muss überlegen, was passiert, wenn jemand mit chemischen Substanzen hantiert, was passiert, wenn jemand wider Erwarten mit Waffen unterwegs ist. 

Dafür wird es ein Krisen- und Katastrophenschutzzentrum geben. Wir hoffen das dieses Zentrum sozusagen nie über das normale Maß, das für die Sicherheit verlangt wird, aktiv werden muss, aber man muss für den Fall der Fälle gerüstet sein. Das ist ganz wichtig! Wenn wir nicht für den Fall der Fälle gerüstet sind, haben wir von Anfang an schon verloren. Das heißt, im Stadionbad wird die Krisenzentrale sein. Wir werden dort eine temporäre Polizeiinspektion einrichten, es werden die Sanität, aber auch Einrichtungen der Stadt Wien – wie etwa das Fundamt, das Touristikinformationszentrum, der Bürgerdienst und die Verkehrsbetriebe – untergebracht sein. Es wird also ein sehr umfassendes Konglomerat im Stadionbad untergebracht sein. 

Ein weiterer Punkt ist für mich der Masterplan Verkehr, der seit dem Jahr 2005 in groben Zügen steht, das heißt, entgegen anderer Behauptungen der Opposition ist der Masterplan Verkehr auf Punkt und Beistrich definiert. Jetzt geht es darum, die Details, die Grundlagen für das Verkehrsleitsystem auszuarbeiten: Wie werden welche Fan-Ströme geleitet? Wie fährt welcher Fan-Strom zu? Es gibt ja auch die Auflage, dass sich diese nach Möglichkeit vor dem Spiel, während des Spiels und nach dem Spiel nicht unmittelbar treffen sollen. Da gibt es ganz konkrete Planungen, wie das vorgehen soll. Es wird jetzt noch am Detail geschliffen. Und ich bin mir sicher, dass wir ein sehr hervorragendes Verkehrsleitsystem bekommen und auch finalisieren werden. Miteingebunden ist auch ein Arbeitskreis Öffentlicher Verkehr, damit auch vom öffentlichen Verkehr aus auf die Besucherströme entsprechend reagiert wird. 

Es gibt ja jetzt schon den Arbeitskreis für Länderspieler oder für Rock-Konzerte, wenn sie im Stadion stattfinden. Eine EM hat aber eine andere Dimension, daher gibt es die Notwendigkeit, diesen anzupassen. Ich bin mir auch diesbezüglich sicher, dass es in relativ kurzer Zeit eine Diskussionsgrundlage geben wird, die wir alle gemeinsam in den Informationssitzungen, die die Frau Vizebürgermeister angekündigt hat, behandeln werden. 

Bei der Fan-Zone – sie wurde heute auch schon angesprochen – sind wir im Moment dabei, die rechtlichen Rahmenbedingungen zu klären. An der Fan-Zone hängen eine Reihe von Dingen, nicht nur die Gastronomie oder die Frage, wo welcher Bildschirm steht, sondern es geht auch um Haftungsfragen, um die Abklärung rechtlicher Rahmenbedingungen und um die Sicherstellung der Sicherheit. Die Basis dafür muss ein sehr ordentlich ausgearbeitetes Konzept sein, um wirklich eine ordentliche Fan-Betreuung in diesen Fan-Zonen sicherzustellen. 

Wichtig sind die Fan-Zonen meiner Meinung nach nicht nur für die Fans, die nach Wien kommen werden, sondern auch dafür, dass die Wienerinnen und Wiener bestmöglich in das Europameisterschaftsgeschehen eingebunden sein können, dass sie aktiv in das Turnier eingebunden sind und auch die Möglichkeit haben, wenn sie keine Karte haben, sich mit Gleichgesinnten und Freunden die Spiele im öffentlichen Bereich ansehen zu können.

Ich bin aber sicher, dass es neben der großen Organisation der Fan-Meile – um das Wort zu verwenden – von der Stadt auch viele private Initiativen durch Sportvereine, Kulturvereine oder auch im Freundeskreis geben wird, um ein gemeinsames Erlebnis zu haben. 

Meine Damen und Herren! Die EM 2008 bietet Wien die einzigartige Möglichkeit, am Erfolg dieser für unsere Stadt wirklich einzigartigen Veranstaltung auch durch die weltweite multimediale Präsenz teilzuhaben. Es gilt, die Wiener Bevölkerung bestmöglich zu integrieren und Synergien durch die Veranstaltung für den Wirtschaftsstandort Wien zu sichern.

Die EM wird ein unverzichtbarer Werbewert für unsere Stadt sein, der die Ausgaben, die wir jetzt für eine funktionierende Infrastruktur tätigen müssen, weit übersteigen wird. Wir werden ganz toll von der weltweiten Übertragung profitieren. Wir haben die Möglichkeit, vor jedem Spiel, das in Wien stattfindet, und auch vor dem Finale einen 20-sekündigen Clip spielen zu lassen, der weltweit „gebroadcasted" wird, wo sich Wien präsentieren kann. Eine solche Möglichkeit, die Stadt präsentieren zu können, muss man erst einmal erhalten! 

Meine Damen und Herren! Die Basis ist gelegt, die Konzepte sind am Fertigwerden, wir sind sehr gut unterwegs und ich bin mir sicher, Wien wird eine der besten Europameisterschaften aller Zeiten organisieren. 

Dafür ist es aber notwendig, meine Damen und Herren, dass wir alle gemeinsam, so wie bei der Bewerbung, nun auch, wenn es um die schwere Arbeit der Umsetzung geht, an einem Strang ziehen und wir alle hinter der Europameisterschaft 2008 stehen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Mag Maresch, bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Überraschung: Die FPÖ wird vielleicht später reden – das weiß man ja nicht genau – oder es wird auch nur einer von ihnen reden. 

Grundsätzlich ist es so – das haben die GRÜNEN heute dokumentiert –: Wir sind natürlich für die EURO 2008 in Wien – allerdings mit Bäumen! Ich habe Ihnen heute schon die Baumscheibe gezeigt, ich habe sie jetzt nicht extra zum Rednerpult genommen. Es geht um 54 Baumfällungen und nicht um einen politischen Kompromiss, wie mein Vorredner gesagt hat. Es geht einfach darum, dass dort 54 Bäume gestanden sind, jetzt stehen nur mehr 21 Bäume – die meisten davon sind Ahornbäume und Platanen. Die Platanen – das kann man an den Jahresringen an dieser Baumscheibe ablesen – sind 75 Jahre alt. Sie wachsen in einem Bereich bis zu 20 m um das Stadium. 

Für uns von den GRÜNEN war von Anfang an sehr überraschend, dass diese weg müssen. Das Stadion gibt es seit 75 Jahren, es hat gute und schlechte Zeiten gesehen – Fußballveranstaltungen, Rockkonzerte und dergleichen. Ich war auch schon öfters dort. Mir ist eigentlich nicht aufgefallen, dass die Rettungskräfte beziehungsweise die Einsatzkräfte bei Bedarf dort kein Manövrierfeld gehabt hätten, aber jetzt ist es so. 

Interessant ist die Forderung der ÖVP, jetzt auch über die Ladenöffnungszeiten nachzudenken, und die Meinung, Sicherheit habe Vorrang vor Baumschutz. Ich glaube durchaus – und das hat man mir immer gesagt –, dass von den 54 Bäumen einige im Weg stehen – keine Frage! Das ist so oder muss man sich anschauen. Bei einem Runden Tisch mit allen Parteien und den Blaulichtorganisationen – also mit Feuerwehr, Rettung und der Wiener Polizei – hieß es aber vor allem von diesen: Nein, die müssen weg, wir haben keinen Platz für Aufmarsch und dergleichen. 

Ich denke, Kollege Mahdalik wird wahrscheinlich doch noch reden, weil er so emsig mitschreibt. Ich werde noch ein wenig Zeit überlassen, dass er auch noch reden kann. 

Bei der Geschichte, die uns da nicht von der Frau Stadträtin, sondern von den Beamten und den Blaulichtorganisationen präsentiert wurde, hieß es: Es gibt ein Sicherheitskonzept – und das steht und ist unveränderbar! Das ist ein klassisch autoritäres Verhalten. Man sagt, man habe eine Konzept, das man nicht mehr ändere. Gescheiter werden kann man offensichtlich nicht mehr! Wir glauben, dass Weisheit und Klugheit einzusetzen, heißt, dass man sich anschauen muss, ob es nicht noch Veränderungsmöglichkeiten, Adaptierungsmöglichkeiten gibt und so vielleicht die Sicherheit noch besser gewährleisten kann – allerdings mit Bäumen. 

Ich überlege die ganze Zeit: Was kann der Grund für das Handeln sein? Kann es sein, dass die Polizei, die Feuerwehr, die Rettung an einem 75 Jahre alten Baum nicht vorbeikommt, weil sie ihn übersehen? – Nein, das kann ich mir nicht vorstellen. Es stellte sich dann heraus, es sind die Überwachungskameras, die dadurch behindert werden.

Schauen wir uns die Geschichte einmal an: Durch welche Überwachsungskameras kann das Feld nicht beobachtet werden? Warum stellt man nicht mehr Überwachungskameras auf? Liegt es am Geld? – Offensichtlich nicht. Wir haben gehört, es gibt eine Überschreitung um einige Millionen an Euro. Offensichtlich kann es am Geld nicht liegen, denn das ist ja vorhanden. Offensichtlich liegt es am guten Willen. Man will einfach nicht: Es ist so, Sie haben gesagt, es ist so, und wenn wir fragen: Warum ist es so?, gibt es eine einzige Antwort: Darum. Also, auf die Frage: Warum?, kommt immer: Darum. Das nennt man autoritäres Verhalten und das ist nicht weise und nicht klug. (GR Mag Thomas Reindl: Wenn die Feuerwehr nicht autoritär wäre ...!)

Kompromisse zu schließen, heißt für uns: Man kann gescheiter werden, man überlegt sich das. Herr StR Swoboda hat gesagt: Wenn man die Bürger bei einer Geschichte beteiligt hat, sind noch alle Projekte besser geworden. 

Wenn es nur um mehr Kameras geht – das wird sich die Stadt leisten können! –, dann gibt es natürlich auch die Möglichkeit des Baumschnitts. Das muss man sich anschauen. Außerdem haben wir immer gesagt: Von den jetzt verbleibenden 21 Bäumen können 10 oder 15 Bäume stehen bleiben, manche werden noch wegmüssen. Es tut mir leid, aber es ist so. Wir waren immer kompromissbereit und haben gesagt: Wir glauben niemals, dass alle 54 Bäume dort stehen bleiben müssen. Nein, uns ist vom Herrn Bürgermeister gesagt worden: Die Bäume müssen weg, und weil der Herr Bürgermeister das sagt, müssen die Bäume weg. (GR Mag Thomas Reindl: Nein! Die Blaulichtorganisationen haben das gesagt!) – Ich weiß, du kennst dich am allerbesten aus, genau! (GR Christian Oxonitsch: Da schauen wir euch an, wenn was passiert!) – Ja, genau!

Was ist im Interesse der Stadt, dass man nachdenkt oder dass man autoritär drüberfährt? Man sollte sich in Wirklichkeit anschauen, wo sich die Fan-Meile befinden wird. Die Fan-Meile – so hört man – wird am Rathausplatz sein. Es werden sich hunderttausend Menschen am Rathausplatz bewegen, viel mehr als beim Stadion. Beim Stadion wird es ganz viel Polizei und Einsatzkräfte geben. Erinnern wir uns doch bitte an die französische WM: Wo waren denn da die Krawalle, am Stadion oder in den Städten und in den Straßen? – In den Straßen, natürlich. Da ist weniger Polizei gewesen, da konnte man nicht alles beobachten. 

Also muss man sich eigentlich überlegen, wie man mit den Fan-Meilen umgeht. Der Herr Polizeipräsident sagte zu mir: Das werden wir schon in den Griff kriegen. Da gibt es Zivilpolizei, die wird überall vorhanden sein und wird dort stehen und so etwas verhindern. (GR Mag Thomas Reindl: Das stimmt ja nicht!) – Thomas, warst du nicht dabei bei der Sitzung? Das hat er gesagt. (GR Mag Thomas Reindl: Er hat gesagt, die Fan-Meile ist auch videoüberwacht!) – Genau, richtig! 

Und dann, lieber Thomas, schau dir einmal genau an, wie die Situation an der Bellaria ausschaut, wie es beim Rathauspark ausschaut! Kann es sein, Thomas, dass man dann auch die Ringstraßenalleen fällen wird, weil die den Einsatzkräften im Weg sein werden? (GR Mag Thomas Reindl: Nein, weil da genügend Fluchtwege vorhanden sind!) – Wohin? Über das Gitter in den Volksgarten hinein, über die Spitzen? Genau! Das möchte ich mir anschauen, wie das ist: Links der Volksgarten, rechts der Rathauspark, dazwischen die Fans! Die flüchten dann über die Zäune! Das schauen wir uns an. Das schauen wir uns wirklich an, was da passiert – das sage ich jetzt gleich einmal für das Protokoll. Wir werden sehen, wie ihr das Problem mit den Eisenstangen am Volksgarten, mit den Eisenstangen im Rathauspark dann lösen werdet. Werden da auch die Bäume gefällt? – Das glaube ich nicht. Daher sage ich noch einmal: Zurück an den Start oder ihr müsst in Wien alles umreißen! Ich denke, das werdet ihr wohl nicht tun. 

Dann heißt es wieder, das war alles nicht so. Wir haben uns gedacht, wenn die Stadt Wien ... (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Kümmere dich mehr um ...!) – Ich weiß, das kommt schon. Die Stadt Wien sagt immer: Die EURO 2008 ist ganz sicher. Daher haben wir gedacht, wir schreiben Lennart Johansson und schauen, was er uns antwortet. 

Wider Erwarten hat mir doch tatsächlich Lennart Johansson – in dem Fall delegiert an Martin Kallen von der EURO 2008 – am 1. November 2006 einen Brief zurückgeschrieben, in dem etwas Interessantes steht. Davor wurde von der Frau Sportamtsleiterin immer gesagt: Die UEFA hat das angeschafft, die machen das, wir können ja gar nichts machen, weil das alles ausgemacht wurde. (GR Mag Thomas Reindl: Die UEFA hat die Barrierefreiheit ...!) – Thomas, du hast keinen Brief bekommen, ich habe einen Brief bekommen. 

In meinem Brief steht – vielleicht steht in deinem etwas anderes – wörtlich: „Die UEFA beziehungsweise ihre Tochtergesellschaft EURO 2008 SA ist für die Vorbereitung der Spielorganisation im stetigen Kontakt mit dem Stadioneigentümer beziehungsweise der Stadt Wien.“ – Zitat Ende. (GR Mag Thomas Reindl: Keine neuen Argumente von dir!)

Na sicher! Das glaube ich auch. Die Stadt Wien wird das sensationell gut organisieren – außer bei dem Bäumen, da muss man die Motorsägen sprechen lassen. Gut. 

Es geht weiter: „Ob Bäume gefällt werden oder nicht, liegt aber nicht im Entscheidungsbereich der UEFA beziehungsweise ihrer Tochtergesellschaft EURO 2008 SA, darüber haben die zuständigen Behörden in Wien zu entscheiden.“ – Zitat Ende. So, das war einmal das Erste. (GR Mag Thomas Reindl: Und die haben entschieden!)
Zuerst habt ihr immer gesagt: Die EURO und die Genfer und Leonhard Johansson haben es uns angeschafft. Dann stellt sich heraus: Nein! Ihr wollt euch in Wirklichkeit bei den Kameras Geld sparen. Das ist der Punkt. Ihr seid in Wirklichkeit knausrig genug, um bei der Sicherheit zu sparen, weshalb die Bäume wegmüssen.

Wir glauben nach wie vor, es gibt Möglichkeiten, dass einige Bäume stehen bleiben. In Wirklichkeit kann man die Sicherheitssituation dort nur verbessern. Im Übrigen sag ich noch einmal: Das wirkliche Problem kann an den Fan-Meilen passieren, wie alle Fußballveranstaltungen bisher gezeigt haben. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Vettermann.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich werde am meisten zu den Ausführungen meines Vorredners sprechen, weil ja schon sehr viel gesagt wurde, und im Stakkatotempo noch einmal in Erinnerung rufen, was es an Chancen gibt. Der Grund, warum wir den Akt aufgerufen haben, ist, dass wir die Möglichkeit haben, bei der drittgrößten Sportveranstaltung der Welt einer der Gastgeber zu sein. In Wien werden 7 der 31 Spiele stattfinden, alle Vorrundenspiele, zwei Viertelfinalspiele, ein Halbfinale und das Finale. Wenn die österreichische Mannschaft wirklich weiterkommt, ist die Chance gegeben, in Wien mit entsprechend heimischem Publikum im Hintergrund voll angetrieben zu werden. (GR Mag Rüdiger Maresch: Schlimmstenfalls gibt's den ledernen Pokal!) – Genau! 

Die Chance, uns da zu präsentieren, werden und wollen wir nützen. Wir als Kongressstadt, die auch tolle Events veranstaltet – es kommt wieder der Stadtsilvester auf uns zu –, haben durchaus gezeigt, dass wir das können. Wir werden auch versuchen, Synergieeffekte für die Wiener Wirtschaft zu erzielen. 

Die Fan-Zonen wurden angesprochen – auch die Fan-Meilen, das Public Viewing, der Rathausplatz und die Möglichkeiten, die sich daraus ergeben: Dass wir TV-Clips von 20 Sekunden bei den sieben Spielen werden zeigen können, dass wir auf der UEFA-Homepage vorkommen, dass auch die Events außerhalb der Spiele in den Blickpunkt kommen. Es wird wichtig sein, dass es faire Preise für die Gäste, aber auch nur für die Wienerinnen und Wiener gibt, die das sehen wollen, und dass die Wiener den Gästen mit Gastfreundschaft begegnen. 

Zum Thema der Sicherheit: Eines der Assets, warum Wien prinzipiell eine gute Stadt ist, um besucht zu werden, aber das bei der EM 2008 vor allem sein will, ist, dass Wien eine sicherere Stadt ist. Für die Sicherheit hat es natürlich keine Vorgaben der UEFA in dem Sinn gegeben, dass sie gesagt hat, das oder das müsst ihr tun. Die Barrierefreiheit wurde verlangt. Es wurde dann gemeinsam mit dem Blaulichtorganisationen darüber diskutiert und beraten, wie das umgesetzt werden kann. Es gab ja auch diesen Runden Tisch, wo alle Details geklärt und dargestellt wurden und der Fluchtwegbereich und das niveaugleiche Stadion schon gefordert wurden – mit Bewegungs- und Handlungsumfeld und natürlich auch mit Beleuchtung und Videoüberwachung, die ebenfalls erwähnt wurde. 

Es ist ja ganz klar, dass die UEFA dann auf den Brief zurückschreibt: Kommissionieren, durchführen können das nicht wir, wir können das nicht anschaffen. Das muss rechtsgültig passieren. – Das ist ja auch passiert. Das kann sich Wien auch gar nicht wegnehmen lassen. Daher war es klar, dass die Blaulichtorganisationen, nicht aus Jux und Tollerei, sondern aus eigener Logistik heraus diese Vorschläge gemacht haben. Dieses Papier wurde auch ausgeteilt und die Frau Vizebürgermeisterin hat zwei- oder dreimal dezidiert nachgefragt, ob es da Kompromissmöglichkeiten gibt. Warum sollten wir aus Jux und Tollerei versuchen, Bäume umzusägen, wenn es nicht wirklich notwendig ist? Es wurden übrigens auch einige – ich glaube zwölf Stück – umgepflanzt, es gab über 500 Ersatzplatzungen. 

Wenn es aber einen Kompromiss gegeben hätte, wären wahrscheinlich alle politisch Verantwortlichen glücklich gewesen. Es war aber so, dass auch die Blaulichtorganisationen gesagt haben, um ein Höchstausmaß an notwendiger Sicherheit zu gewährleisten und kein Risiko einzugehen, muss das sein. Das machen wir übrigens in allen Sachen so, ob es um die U-Bahn geht oder um einen Aufzug geht: Immer haben wir eine doppelte oder dreifache Sicherung und sind noch einmal auf der sicheren Seite, denn im Nachhinein kann das dann keiner mehr klären. 

Niemand, der sich jetzt vor die Bäume stellt, wird dann da sein, wenn es dann Kritik gibt, wenn es heißt: Jetzt ist doch etwas passiert, genau diese eine schlimme Prophezeiung ist eingetreten. – Daher ist das so notwendig und drei Parteien haben sich dazu verständigt, weil sie gesagt haben, sie akzeptieren das, was von den Blaulichtorganisationen so gesehen wird. Diese sind ja die Fachleute! Wir haben uns darauf verständigt, dass wir diese Sicherungsmaßnahmen durchführen müssen, und diese Maßnahmen werden auch gesetzt werden. 

Das wurde dort – soweit wir informiert wurden – durchaus von den GRÜNEN zur Kenntnis genommen, die gesagt haben: Wir sind zwar nicht gänzlich einverstanden, wir werden aber auch keine Aktionen durchführen. Das hat allerdings eigentlich nicht sehr lange gehalten: Am 17. November waren Folgende gleich wieder beim Fototermin: Klubobfrau Vassilakou und GR Maresch und der Bezirksvorsteher-Stellvertreter aus dem 2. Bezirk. Sie waren beim Stadion, um sich fotografieren zu lassen. Das war – wie mir berichtet wurde – eher kurz, Sie haben sozusagen einmal kurz vorbeigeschaut, haben sich neben die Aktivisten gestellt, sie waren nicht mit ihnen dort, sonder sind dann wieder gegangen – nur, damit es ein nettes Foto gibt! (GR Mag Rüdiger Maresch: Das war anders! Das war nicht so!) Der eine Aktivist am Baum musste dann in dem Sinn gerettet werden, damit er sozusagen nicht gänzlich verdurstet oder verhungert. Aber auch dafür sind die Blaulichtorganisationen da, um Aktivisten notfalls zu bergen, damit ihnen nichts passiert. 

Ich mein, das Ganze ist schlecht, weil es etwas über Handschlagqualität und Zusagen aussagt. Sie haben gesagt, dass diese Aktionen nicht stattfinden werden, und sie haben dann doch stattgefunden. Natürlich ist das ein Unterschied zu einem politischen Kompromiss, wenn man sagt, ein Kompromiss ist, wenn wir alle gemeinsam klüger werden. Es ist ja bei der Sicherheit in dem Sinn kein politischer Kompromiss möglich, da es darum geht, ob die Blaulichtorganisationen und die Fachleute sagen, das ist möglich, und nicht, ob wir – ob zwei, drei oder vier Parteien – gerne eine andere Regelung hätten oder nicht. 

Es gibt einen rechtswirksamen Bescheid, der von der Stadt Wien ausgestellt wurde und rechtswirksame Folgen hat. Neben den vielen anderen Punkten, die heute gesetzt wurden und die wir mit dem heutigen Beschluss sicherstellen werden, wird auch da etwas für die Sicherheit getan werden. Die weiteren Infogespräche, die die Frau Vizebürgermeisterin angeboten hat, werden erst stattfinden und werden den Dialog und den gemeinsamen Gedankenaustausch fördern. Bei der Sicherheit wird es eben in dem Sinn keinen Kompromiss geben können, aber nicht, weil wir kompromissunfähig sind, sondern weil sozusagen das Thema selbst den Kompromiss verhindert, was ja auch von drei Parteien gleich gesehen wird. 

Es wurde bereits gesagt, dass die Adaptierungen schon vorangeschritten sind, ich möchte es dennoch erwähnen, ohne jetzt alle aufzuzählen. Wir haben schon einiges und vieles gemacht. Wir werden auch, nebenbei gesagt, beim Betreuungszentrum am Marathonweg einiges an Service bieten. Es geht nicht nur um die Sicherheiter und die Blaulichtorganisationen, das ist auch eine wichtige Sache – auch im Stadionbad untergebracht. Es wird der Bürgerdienst einberufen werden, um Informationen zu geben. Es wird ein Fundamt geben, denn so viele Besucherinnen und Besucher verliehen auch was, die Verkehrsbetriebe werden informieren, wie man am besten zum Stadion kommt und es wird natürlich auch eine Sanitätsstation geben. Die Wientouristik wird ebenfalls dort sein, um auch sonstige Wiener Angebote zu bieten. Das heißt, wir haben durchaus auch einen Serviceteil vorgesehen. 

Mit dem heutigen Beschluss werden wir dieses Medienzentrum entsprechend den Vorgaben und Abmachungen fertigstellen können, wir werden die entsprechenden Parkplätze zur Verfügung stellen können. Wir werden weiters im technischen Bereich dafür sorgen können, dass es Übertragungen gibt, dass die entsprechenden Zuleitungen gegeben sind. Wir werden die Nutzung weiterer Trainingsfelder als Selbstdarstellungsflächen – sage ich einmal – zur Verfügung stellen können. Das kommt ja allen anderen auch zugute – da muss ich gleich zur ÖVP schauen, die das so zynisch sagte! –: Es werden die Sanitärräume neu gestaltet und adaptiert – na, ist das schlecht? Ich meine: Was ist daran kritikwürdig, wenn das einmal passiert und entsprechend auf dem neuesten und besten Stand – gerade aus diesem Anlass! – durchgeführt wird? Ich finde, das ist eine super Sache, die allen BesucherInnen zugute kommen wird.

Es werden Büros und Lagerräume für die Schlusszeremonie geschaffen werden – nämlich 1 500 m² mit direktem Zugang zum Stadion. Es wird die berühmte zusätzliche Reihe im zweiten Rang geben, obwohl es eben die Diskussion gibt und wir durchaus vielleicht auf dem Standpunkt stehen könnten, wir hätten jetzt schon die 50 000 Sitzplätze – aber soll es sein. Es wird sicherlich heikel sein, ob man alles sieht oder nicht, also wenn auch diese Sitzplätze gestaltet werden, dann wird es auf alle Fälle abgenommen werden. 

Es wird ein Verkehrskonzept und ein Verkehrsleitsystem geben, das natürlich den öffentlichen Verkehr forciert und die Erreichbarkeit zum Stadion, zu dieser Veranstaltung gewährleistet. Dadurch wird es gelingen, gemeinsam mit dem Partner – wir sind ja nur Partner! –, sowohl mit dem Veranstalter als auch mit dem Bund und der UEFA, nicht nur eine der besten, sondern – wie ich hoffe – die beste Fußballeuropameisterschaft aller Zeiten in Wien durchzuführen. 

Falls das Team auslässt – Thomas Reindl, mein Kollege, ist sehr optimistisch, ich hoffe auch, dass es nicht auslässt –, werden wir das durch Gastfreundschaft und Begeisterung in Wien wettmachen können. Es wird auch gelingen, die Chancen für die Wiener Wirtschaft zu nutzen. Der Beschluss heute wird uns einen Schritt näher zu einer erfolgreichen Durchführung der EM 2008 gemäß unserem Motto „Wien – die Stadt für Lebenslust und Sportgenuss" bringen. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Vassilakou. Die Redezeit beträgt drei Minuten.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich verstehe schon, dass das Thema, Bäume zu roden oder nicht zu roden, emotionalisiert. Das verstehe ich. Es ist durchaus etwas, was in der Bevölkerung und vor allem bei Anrainerinnen und Anrainern sehr viel Zuspruch und sehr viele Stimmen kosten kann, und ich kann mir schon vorstellen, dass das für Sie nicht leicht ist, darüber zu diskutieren. Ich bitte aber darum, dass man bei der Wahrheit bleibt. Es muss möglich sein, dass man über dieses Thema, das durchaus ein schwieriges ist, zivilisiert und seriös diskutiert und zumindest nicht Dinge von sich gibt, die ganz einfach nicht stimmen.

Also, Herr Kollege Madejski, es stimmt nicht, dass die GRÜNEN jemals einen Antrag in irgendeiner Bezirksvertretungssitzung eingebracht hätten, wo sie gesagt hätten, die EURO ist abzusagen, weil sie frauenfeindlich sei. Es ging um etwas völlig anderes bei dieser Bezirksvertretungssitzung – das nur nebenbei zur Aufklärung, denn ich mag nicht, dass Schwachsinn unwidersprochen im Protokoll steht! – es ging darum, dass das Stadionbad für die gesamte Dauer der EURO zugesperrt werden müssen wird. Dieses Stadionbad wird so wie alle Bäder nun mal vorwiegend von Frauen und Kindern genutzt. Das allein ist als Maßnahme als frauenfeindlich bezeichnet worden. Darum ging es. (GR Dr Herbert Madejski: Das war eine Anfrage!)

Darüber ist an dieser Stelle – so meine ich – nicht weiter zu diskutieren. Irgendwie erwarte ich mir von Ihnen, wenn Sie sich so viel Mühe machen, Ihre angeblich ach so emotionale Rede zu Papier zu bringen, um sie uns hier vorzulesen, dass Sie vielleicht ein bisschen besser recherchieren, damit Sie genau wissen, was dort vorgefallen ist.

Nun zu Ihnen, Kollege Vettermann: Folgendes stimmt genauso nicht und ich verstehe auch nicht, warum sie das sagen. Es entspricht ja normalerweise auch nicht Ihrem Niveau, dass Sie hier behaupten, es hätte sich irgendein grüner Aktivist auf irgendeinen Baum aufgehängt und musste gerettet werden. Ich frage mich, woher Sie solchen Schwachsinn haben! Erfunden können Sie ihn ja doch unmöglich haben. Bleiben Sie bitte etwas seriöser! (GR Mag Thomas Reindl: Sehr dünnhäutig!)
Es gab natürlich eine Aktion, wo ein grüner Aktivist auf einen Baum kletterte, ein Transparent aufhing und diesen Baum wieder verlassen hat. Der Einzige, der sich dort vor Ort auf das Allerpeinlichste aufgeregt hat, war der Herr, der irgendwie das Stadion vertreten hat, der plötzlich die Polizei rufen wollte, um uns von dort zu verjagen, was ich im Übrigen nicht verstehe, denn der Baum kann ihm ja wurscht sein, er will ihn ja roden, nicht wahr? 
Ich verstehe, wie gesagt, diese ganze Aufregung nicht. So war es denn. Ich finde das schlussendlich auch nicht korrekt, dass Sie behaupten, es hätte von uns eine Zusage gegeben, dass es keine Aktionen geben wird. (VBgmin Grete Laska: Waren Sie dabei bei der Runde?) Ich glaube sehr wohl meinem eigenen Gemeinderat. Er kommt ja selbst auch noch zu Wort und wird es vom Rednerpult aus auch sagen: Es hat von ihm aus die Zusage gegeben, dass Sie persönlich von uns nicht angegriffen – unter Anführungszeichen –, für diese Entscheidung nicht an den Pranger gestellt werden, die Sie vollziehen müssen, aber ganz sicherlich nicht die Zusage, dass es keine Aktionen geben wird. (VBgmin Grete Laska: Da waren so viele Leute dabei! Die haben es alle gehört!)

Im Übrigen bin ich der Meinung, dass diese Bäume nicht alle gerodet werden müssen. So ist es. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Mag Thomas Reindl: Sehr dünnhäutig!)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik. Ich erteile es ihm.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich habe mich eigentlich vor Beginn der Beratungen über dieses Geschäftsstück von der Rednerliste streichen lassen, möchte jetzt aber doch zwei bis drei Dinge ansprechen.

Zum Ersten finde ich es reizend, wenn die Klubobfrau seriöse, zivilisierte Debatten einfordert, gleichzeitig aber grüne Mandatare die Bäume im Prater erklimmen und GR Maresch mit einer Baumscheiben im Raum herumhupft. (GRin Mag Maria Vassilakou: Haben Sie Angst davor?) Das verstehe ich nicht unter seriösen Beratungen, da haben die GRÜNEN wahrscheinlich andere Maßstäbe.

Die Berichtigung, die sie gerade gemacht hat, war nur eine halbe Berichtigung: Die Klubobfrau der GRÜNEN hat in der Leopoldstadt im Zusammenhang mit dem Stadionbad gesagt, diese Veranstaltung – die EM 2008 – sei frauenfeindlich und sollte daher abgesagt werden. (GRin Mag Maria Vassilakou: Sie sprachen von ...!) Das ist auch in den Protokollen nachzulesen. Das war also nur eine halbe Berichtigung, die ich hiermit wieder berichtigen möchte.

Kollege Madejski hat, obwohl es eine kleine Unschärfe gab – er hat mir das gleich mitgeteilt, damit ich hier klarstelle, dass das kein Antrag, sondern eine Anfrage war –, bei allen anderen Ausführungen den Nagel völlig auf den Kopf getroffen. Er hat nämlich gesagt – und so ist es ja auch in der heutigen Sitzung wieder festzustellen –: Die Grünpolitik in Wien ruht auf zwei Säulen, die eine ist der Opportunismus, die andere ist der Aktionismus. (GRin Mag Maria Vassilakou: Besser als Rassismus! Viel besser als Rassismus!)
Man hat das heute wieder ganz deutlich gesehen: Frau Klubobfrau, wo ist die Chaotentruppe, die vorher für das Foto gekommen ist, wo sind die Leute? (GRin Mag Maria Vassilakou: Bei der Arbeit! Dort, wo sie hingehören!) – Also arbeiten tun von den Leuten nicht viele, da bin ich mir ganz sicher. Die sind jetzt entweder im Stadion oder sie sind in der Lobau oder sie besetzen den nächsten Park, aber arbeiten tun die alle miteinander nicht. Das wage ich zu behaupten. (Beifall bei der FPÖ.– StRin Dr Monika Vana: Mäßigen Sie sich bitte!)

Das war nämlich genau die Truppe, die die Arbeiter im Stadion vom Arbeiten abgehalten hat, die sich angekettet hat, die die Absperrung überklettert hat. Die haben andere Menschen vom Arbeiten abgehalten. (GR Mag Rüdiger Maresch: Waren Sie dort? Sie wissen gar nichts!) Wissen Sie, was das in meinen Augen ist? – Das ist asozial. Das war eine asoziale Truppe da oben. (StRin Dr Monika Vana: Sie sind ja nicht ganz dicht!) Und dazu stehe ich auch: Eine asoziale Truppe in meinen Augen. 

Jetzt sind sie ja schon gegangen. Mich wundert ja nichts mehr, der Rädelsführer dieser Truppe hat offenbar bezeichnend den Namen Hasch. (StRin Dr Monika Vana: Wie bitte?)
Das Traurige aber an dieser ganzen Situation ist ja Folgendes, meine Damen und Herren: Jede politische Bewegung, jeder Mandatar hat das Recht auf sein Quantum Aktionismus. Das soll manchmal so sein, das lockert das Ganze auf. Wenn aber eine politische Gruppierung ihre gesamte Arbeit auf Aktionismus aufbaut, dann ist das für dieses Haus eine unwürdige Situation und einer Demokratie unwürdig. Und das besonders Verwerfliche an der Situation ist Folgendes: Die GRÜNEN machen das ja nicht einmal, um bei der nächsten Gemeinderatswahl das eine oder andere Prozent mehr zu bekommen, sie machen es ja, um bei der nächsten grünen Listenerstellung persönlich einige Prozente mehr zu bekommen – und das ist wirklich unehrlich, das ist verlogen, das ist eine schändliche Politik, die wir aufs Schärfste ablehnen, meine Damen und Herren! 

Ich kann mir aber lebhaft vorstellen, wie es im Vorfeld dieser Diskussion darum gegangen ist, wer das Transparent halten darf, wer die Baumscheibe schwenkt. (GRin Mag Maria Vassilakou: Na, hätten Sie es gehalten?) Da hat es sicher stundenlange Krisensitzungen gegeben und Maresch als Größter und Stärkster hat sich dann durchgesetzt. Er hat die Baumscheibe schwenken dürfen, weil er zusätzlich auch noch Umweltsprecher ist. (Heiterkeit bei der FPÖ. – GRin Mag Maria Vassilakou: Wenn Sie nicht gerade über ehemalige Nazi ..., lachen Sie über so etwas!)

Meine Damen und Herren! Mir persönlich, und dazu stehe ich, hängt so eine Politik zum Hals heraus. Auch den Menschen in der Stadt hängt diese Politik zum Hals heraus. Die GRÜNEN vertreten so eine kleine Minderheit, das sind immer die zehn oder zwölf gleichen Leute. Es reicht zwar manchmal für ein Zeitungsfoto. Ich glaube, für ein Zeitungsfoto würden die GRÜNEN alles tun, da würden einige Großmütter recht wohlfeil über den Ladentisch gehen. (GRin Mag Maria Vassilakou: Aber nicht bei den Gräbern ...! Da werden Sie nichts von uns hören, Gott sei Dank! – Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Meine Damen und Herren! Die Freiheitlichen und ich hoffe, auch die anderen Fraktionen sagen klar und deutlich Nein zu so einer verlogenen Politik. – Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Mag Jung.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich habe mir auch diese Vorstellung der Frau Vizebürgermeister angehört, wo sie erklärt hat, warum diese Baumfällungen notwendig sind. Man mag mit vielem nicht einverstanden sein, was im Zusammenhang mit dieser Veranstaltung läuft. Man hat auch deutlich gesehen, die SPÖ war nicht ganz glücklich über die gewaltigen Preiserhöhungen, die da über uns hereinbrechen. Es wurde damit erklärt, dass das eben vom Veranstalter so gefordert wird und man nicht auskönne. Nun, da kann man darüber reden, man kann sich fragen, ob man nicht vorher hätte besser verhandeln können.

Zu dem Thema selbst habe ich jetzt etwas anderes zu sagen. Zunächst einmal: Auch wenn ich ihn nicht übertrieben in seinen Argumenten schätze, hat Kollege Maresch beziehungsweise die grüne Klubobfrau insofern Recht, als sie gesagt hat, er habe dort ausdrücklich gesagt: Es wird wahrscheinlich Aktionen geben. Das muss man da um der Wahrheit Willen feststellen. Ich bin neben ihm gesessen. Er hat es nicht sehr laut gesagt, das stimmt, und er hat es auch nicht für das Protokoll gesagt, aber er hat gesagt, es wird Aktionen geben. Das muss man der Wahrheit halber sagen. 

Was er aber jetzt sonst von sich gegeben hat, das ist eindeutig zu dementieren oder zu hinterfragen. Sie haben gesagt, es sei eine klassisch autoritäre Maßnahme, wie hier vorgegangen wurde: Mit dem Warum und Darum. – Ja bitte, was soll man denn machen? Sie bringen Ihr Argument, warum Sie glauben, dass es falsch ist, und dann kommt die Antwort der Fachleute: Darum muss es gemacht werden. Das hat ja nichts mit dem Begriff autoritär zu tun! 

Das Nächste ist das: Wenn eine Mehrheit etwas anderes befindet – wir müssen das ja immer wieder über uns ergehen lassen –, so ist das eine demokratische Mehrheitsbildung – die ist aber dann in der Demokratie irgendwann zur Kenntnis zu nehmen, Herr Kollege Maresch! Mit dem Begriff autoritär hat das alles nichts zu tun. Ich verstehe ja, dass Sie die Baumfällung als ein früheres Kernthema – heute haben Sie diese Themen meistens schon vergessen – auf die Bäume oder in dem Fall auf die Platanen gebracht hat. 

In dem Zusammenhang ist aber auch etwas anderes angesprochen worden, und das möchte ich jetzt ganz ruhig abhandeln, aber Ihnen doch sehr deutlich sagen. Hier wurden diese – ich möchte die Aussprüche nicht wiederholen – Aktionen der GRÜNEN anlässlich des 26. Oktober angesprochen. Es ist in sehr unflätiger Form vorgegangen worden. Das ist primitiv und nicht frech, Herr Kollege Ellensohn, oder jugendlich frech, wie Sie das gesagt haben. Das ist schlichtweg primitiv und unflätig. Als Sie dann aber das gesagt haben mit dem „Soldaten sind Mörder", das ist nicht mehr unflätig, das ist eine ... (StR David Ellensohn: Das ist ein Tucholsky-Zitat!) – Das ist ja egal, ob es von Tucholsky ist, Sie haben sich damit identifiziert und das ist eine schwere Beleidigung unserer Leute. (StR David Ellensohn: Viele Soldaten ...!) 

Viele unserer Soldaten waren im Hochwassereinsatz, waren im Auslandseinsatz bei den Vereinten Nationen, waren bei uns im Katastropheneinsatz – und diese Leute bezeichnen Sie als Mörder! Das ist nicht nur abzulehnen, das ist wirklich – so muss ich sagen – traurig, dass so etwas in diesem Haus – ungerügt nämlich! – stattfinden kann. In weiterer Fortsetzung haben Sie vergessen, dass Ihr eigener Friedenssprecher – mittlerweile will er ja „Mörderminister“ werden, das ist sein sehnlichster Wunsch, um Ihre Diktion zu verwenden – selbst den NATO-Einsatz am Balkan gefordert hat. Wie weit Sie sich da mit Ihrem eigenen Wiener Pilz auseinandersetzen müssen, sei Ihnen überlassen. 

Eines ist aber noch viel schlimmer, Herr Kollege! Sie haben hier die Verfehlungen, die Verbrechen amerikanischer und britischer Soldaten ... (StR David Ellensohn: Deutscher!) – Das war kein Verbrechen, das war etwas anderes. Schauen Sie einmal ins Strafgesetzbuch hinein! Sie haben die Verbrechen britischer und amerikanischer Soldaten mit dem österreichischen Bundesheer auch in Verbindung gebracht und Sie vergessen dabei, wie viele – nämlich über 50 000 Österreicher – bisher im Friedenseinsatz im Ausland gedient haben. Einige davon haben ihr Leben dafür gelassen. Es ist noch nicht allzu lange her, dass ein österreichischer Offizier im Ausland in einem solchen Friedenseinsatz getötet wurde – und dann bringen Sie das im Vergleich mit den österreichischen Soldaten. Herr Kollege Ellensohn, Sie sollten sich schämen! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Rüdiger Maresch. Sie haben noch 11 Minuten.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Es ist sozusagen eine Bundesheerdebatte im Gange. Da mein Sohn im Moment gerade beim Bundesheer dient – ich selbst war Zivildiener –, gibt es den Diskurs auch bei mir zu Hause, und ich frage mich: Braucht man in Wirklichkeit für den Hochwasserschutz, bei Lawinenunfällen und beim Brückenbau ein Bundesheer? Kann das nicht eine gut ausgerüstete Feuerwehr auch machen? Das sage ich jetzt einmal. Ich würde mir oft wünschen, dass Friedenseinsätze des österreichischen Bundesheeres so ausschauten, dass man dort mit Psychotherapeuten und -therapeutinnen einfach diese Kriegsfolgen minimiert, die in den Menschen selbst drinnen sind. Dazu braucht man eigentlich kein militärisch organisiertes Bundesheer. Das ist ein Diskurs, den man sich einmal anschauen sollte. Ich denke: Hochwasserschutz ist wichtig, aber muss den das Bundesheer machen? Die Feuerwehr kann das auch machen und wahrscheinlich auch sehr gut. Auch die Wiener Feuerwehr kann solche Sachen gut machen. (Ruf bei der FPÖ: Hochwasser?! Das ist ja absurd!) – Ich bin aber noch nicht ganz fertig. Ja, ja, Herr Kollege!

Ich möchte Herrn Kollegen Jung danken, dass damit dieses Missverständnis ausgeräumt wurde, bei diesem Runden Tisch hätten der Kollege Hasch und ich gesagt, wir machen jetzt keine Aktionen mehr. Das Einzige, das ich gesagt habe, ist, dass ich sehr froh bin, dass die Frau Stadträtin in Richtung Kompromiss gegangen ist. Ich habe das sehr gut gefunden, dass es diese Einladung gegeben hat, und ich habe gesagt, dass aus dem Grund wir bei allen unseren Aktivitäten medial der Frau Stadträtin immer sagen werden, dass Sie kompromissbereit war. Das ist so gesagt worden. Danke noch einmal dem Herrn Kollegen.

Jetzt aber zum Kollegen Mahdalik: Es ist interessant, dass Sie sagen, das steht im Protokoll bei der Bezirksvertretungssitzung. Ich selbst war sehr lange Klubobmann der GRÜNEN im 9. Bezirk, da hat es keine Wortprotokolle gegeben. Ich habe jetzt noch einmal nachgefragt bei unseren GRÜNEN in der Leopoldstadt, die auch da waren, die sich Ihre Rede jetzt auch angehört haben, worauf mir der Herr Bezirksvorsteher-Stellvertreter sagte – und das werden auch andere bestätigen können –, dass es dort kein Wortprotokoll gibt, sondern nur ein Protokoll darüber, wer redet. Dass Sie in der Donaustadt ein Wortprotokoll als FPÖ-Klubobmann gehabt haben, erstaunt mich, weil es ja völlig unüblich ist. Ich glaube einfach, Sie kennen sich nicht aus. Das ist der Punkt. (GR Anton Mahdalik: Wir haben ein eigenes Protokoll! – StR Johann Herzog: Eine eigene Mitschrift! Er führt ein Protokoll!) Sie kennen sich nicht aus. 

Das Nächste: Zu sagen, die Menschen, die da oben waren, hätten alle keine Arbeit, das sei eine Wandergruppe, asozial, eine Chaotentruppe und dergleichen Dinge und sich dann über den Kollegen Hasch wegen seines Namens lustig zu machen, ist eigentlich eine irre Frechheit. Wir machen uns auch nicht über Vor- und Nachnamen bei der FPÖ lustig. Ich glaube, da sollten Sie sich gefälligst entschuldigen! 

Und dann sprechen Sie von schändlicher Politik! Sie kommen ans Rednerpult, radebrechen da heraußen herum, erzählen, Sie waren in der Lobau, Demonstranten schauen. Na, wenn Ihnen nichts Besseres einfällt, als am Sonntag Demonstranten zu schauen, dann denke ich: Gehen Sie woanders hin! Schauen Sie sich vielleicht in Eßling einmal an, ob Sie irgendwelche Leute finden! 

Ich habe jetzt einmal ein bisschen „gegoogelt", da habe ich doch glatt zwei interessante Geschichten im Internet gefunden. Sie haben zum Beispiel vor nicht allzu langer Zeit eine Presseaussendung gemacht: Des Nachts hätten Schwarzafrikaner maskiert irgendwo etwas versteckt. – Da war es finster! Sie haben gewusst, dass das Schwarze waren. Die haben schwarze Strumpfmasken aufgehabt. Da müssten Sie Hellseher sein! (Heiterkeit bei den GRÜNEN und der SPÖ.) Das ist einmal das eine. 
Das Zweite ist das: Sie waren Hellseher. Da hat irgendjemand ganz Böser im Lokal der FPÖ in der Donaustadt offensichtlich mit einem Stein – keine Ahnung – eine Tür beschädigt. Ihre Presseaussendung hat gelautet: Grünextremistische Gutmenschen oder Muslime haben die Tür beschädigt. – Sagen Sie einmal, was fällt Ihnen denn ein, so einen Blödsinn zu schreiben? Das hält ja im Kopf niemand aus! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Offensichtlich ist das in Wirklichkeit ein Kriterium: Für so etwas wird man mit einem Mandat da herinnen belohnt – für so einen Schwachsinn! (StR Johann Herzog: Reden Sie mit der muslimischen Jugend!) Schauen Sie einmal bei Ihrer eigenen Tür! Der Schwachsinn mit den grünextremistischen Gutmenschen! So gelacht habe ich selten über so einen Blödsinn. (StR Johann Herzog: Das wart ja ihr! Wer war das sonst?) 

Kommen wir einmal wieder zum Thema zurück, bevor ich mich da mit Ihnen herumschlage, zurück zu dieser Geschichte: Ich habe mir eigentlich bei diesem Runden Tisch Folgendes erwartet: Da gab es natürlich jede Menge Sicherheitsmenschen und die müssen es wissen – keine Frage! Wenn man sich im Internet das Dortmunder Stadion anschaut, dann sieht man, dass dort viele Bäume rundherum stehen. Mein Lieblingsstadion ist das Hannover-Stadion, da gibt es auch ganz viele Bäume. (GR Karlheinz Hora: Das habe ich Ihnen aber schon erklärt!) Im Internet ist natürlich alles ganz anders, das wurde alles hineinretuschiert – ich weiß eh! Kollege Hora war ja schon vor Ort und hat sich alles auf der ganzen Welt angeschaut. (Zwischenruf von GR Karlheinz Hora.) Der Punkt, Kollege Hora, war: Können Sie mir erklären, warum zum Beispiel bei dem Runden Tisch die MA 22 und die MA 42 gefehlt haben? Das sind doch die Abteilungen der Stadt, die eigentlich im Grunde genommen vorgeschlagen haben, dass es viel weniger Bäume sein sollten, oder die sozusagen für den Baumschutz zuständig sind. Warum haben die gefehlt? Wenn Sie da eine gute Erklärung finden, bin ich ganz zufrieden. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau Vizebürgermeisterin Laska.

VBgmin Grete Laska: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Im Grund genommen hätte ich mir gewünscht, dass die Diskussion zu diesem Thema heute von Beginn der Diskussion bis zum Ende der Diskussion jene mediale Aufmerksamkeit gehabt hätte, die sie zu Beginn hatte. Sie hatte sie zu Beginn vor allem deshalb, weil gestern in großer Hektik und mit großer Intensität in Redaktionen, bei Fotografen darauf hingewiesen wurde, dass es heute eine Aktion geben würde, die wir ja alle miterlebt haben, die ein Foto wert sei. Das hat dazu geführt, dass kurzfristig bis zu diesem Foto auch eine hohe mediale Präsenz da war. Sie haben ihr Foto bekommen – seien sie glücklich! Das hat zwar hier herinnen nicht funktioniert, aber man hat ja die Möglichkeit gehabt, das draußen noch einmal nachzustellen. 

Warum sage ich das? – Mir ist diese Verantwortung und der Zuschlag, den wir seinerzeit für Österreich und die Schweiz bekommen haben, diese Veranstaltung durchführen zu dürfen, so wichtig, dass ich meine, es kann gar nicht genug Präsenz geben, es kann gar nicht genug Information geben und es kann gar nicht genug Überlegungen geben, was man alles dazu tun kann, um diese Veranstaltung zum Erfolg werden zu lassen. 

Daher bin ich dankbar für alle Wortmeldungen, die sich damit beschäftigt haben, an was alles man denken soll und muss und was alles für Ideen eingebracht werden können, weil das genau das ist, was dazu führen wird, dass insgesamt das Interesse und das Engagement und Miteinander bei dieser Veranstaltung so breit als möglich auch geweckt werden können. Trotzdem – so muss man sagen – gilt es bei all diesen Diskussionen zu beachten, dass es verschiedene Verantwortlichkeiten gibt, die zu erfüllen sind. 

Es gibt den Veranstaltungsbereich und den Veranstalter, der nicht die Stadt Wien ist – das ist schon gesagt worden. Es ist die Tatsache, dass die gemeinsame Bewerbung Österreichs und der Schweiz natürlich auch vornehmlich den Ländern, also damit bei uns Österreich der obersten Ebene, eine Verantwortung zukommt, und ich bin sehr froh, dass es in der Zwischenzeit mit dem Heinz Palme einen Bundeskoordinator für diesen gesamten Bereich gibt, der gleichzeitig auch die Agenden jenes Vereines betreuen wird und verantwortlich dafür sein wird, der sich genau mit der Stimmung und mit dem Engagement und mit der Breite auch in der Bevölkerung beschäftigen soll. 

Dann gibt es Verantwortlichkeiten, die die einzelnen Austragungsstädte haben. Da ist zu unterscheiden in die Verantwortlichkeit, was die Stadien betrifft – da haben wir in Wien den großen Vorteil, bereits ein Stadion zu haben, was andere nicht hatten und daher andere Aufgabenstellungen hatten –, und in weiterer Folge natürlich auch in die Verantwortlichkeit der Austragungsstätte als Veranstaltungsstätte insgesamt. Es werden viele Menschen – so hoffen wir – zu den Spielen kommen, aber auch diejenigen, die keine Karten bekommen werden, werden hoffentlich in unsere Stadt kommen wollen und dabei sein. 

Das heißt, diese Veranstaltung, die insgesamt ein Millionenpublikum erfassen wird, nämlich nicht nur live vor Ort, sondern vor allem auch durch die Übertragungen in den unterschiedlichsten Ländern, auch in Ländern, die gar nicht dabei sein werden, ist das Spannende, das sich ergibt und das auch den Mehrwert bringen wird, weil wir nie im Leben mit dem noch so viel kritisierten Öffentlichkeitsarbeitsbudget dieser Stadt uns leisten könnten, 280 Millionen Zuseherinnen und Zuseher mit Wienwerbung zu versorgen. Da wird es gelingen. Hier wird es gelingen, ein zusätzliches Tor in die Welt zu öffnen. Was uns gemeinsam, wie ich hoffe – und dazu lade ich noch einmal ein –, gelingen muss, ist sowohl bei den Fußballbegeisterten als auch bei den nicht Fußballbegeisterten das Interesse an einer Veranstaltung zu wecken, die eine so große internationale Bedeutung hat.

Da bitte ich jetzt schon um gemeinsames Vorgehen und gemeinsames Know-how bei allem, was dazu zu tun ist, damit das so wird. Es gibt keinerlei Befindlichkeiten, wenn hier Vorschläge gemacht werden, sondern es geht um die Art und Weise, wie man hier miteinander umgeht. 

Daher sage ich, dieses erste Informationsgespräch hat zu unterschiedlichen Interpretationen hinsichtlich zweier Äußerungen geführt, auf die ich jetzt gar nicht näher eingehen will, weil das nur dazu führen würde, wieder eine Diskussion auf einem Nebenschauplatz zu führen, aber es hat auch einen Weg aufgemacht, den ich aus meiner Sicht in der nächsten Zeit weiter beschreiten werde. Alle diejenigen, die interessiert daran sind, auf diesem gemeinsamen Weg mitzugehen und das auch aktiv tun wollen, sind eingeladen – und alle anderen, die diese Geschichte, diese so wichtige Veranstaltung dazu nutzen wollen, so wie das jetzt geschehen ist, um pointiert auf bestimmte Situationen hinweisen, werden sich auch entscheiden müssen, was in dieser Phase wichtiger ist. 

In diesem Sinn bedanke ich mich noch einmal für die Diskussion und hoffe, dass wir uns alle gemeinsam an diesem so wichtigen Ereignis im Jahr 2008 und vor allem – ich bin ein optimistischer Mensch – an einem Aufwärtstrend der österreichischen Nationalmannschaft, den wir jetzt beobachten können, werden erfreuen können.

Auch da wird es gut sein, wenn alle Schiedsrichter, alle Teamchefs und alle sonstigen Betreuerinnen und Betreuer der Nation sich darauf verständigen können, dass es nur ein Ziel geben kann, nämlich, dass wir auch sportlich mit dabei sein werden, denn diese Chance bekommen wir so schnell nicht wieder. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen und keine Anträge zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand mehr vor. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir können sofort zu Abstimmung kommen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für das Geschäftsstück sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Mehrheit durch ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. 

Wir kommen nun zur Postnummer 10 der Tagesordnung. Diese betrifft Subventionen an verschiedene Vereine. Ich bitte die Frau Berichterstatterin GRin Novak, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Aigner.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die ÖVP wird diesem Geschäftsstück die Zustimmung nicht erteilen. Es ist eine etwas komplizierte Angelegenheit, deswegen habe ich mich zu Wort gemeldet. Ich möchte Ihnen die Beweggründe erklären, weil ich glaube, es steht da doch ein tiefer gehendes Problem dahinter.

Wir sind keineswegs gegen die Subvention an diese Organisationen, wir haben den Subventionen auch immer zugestimmt. Es geht uns im vorliegenden Fall um die Art und Weise, wie diese Abfertigungsansprüche zustande kommen. Ich habe schon im Ausschuss gesagt, dass wir da doch ein Geschäft zu Lasten Dritter befürchten. Der Dritte, der dabei geschröpft wird, ist die Gemeinde Wien. Wir müssen hier im Prinzip einer Handlung, auf die wir selbst keinen Einfluss nehmen konnten, im Nachhinein die Zustimmung erteilen, um die Vereine, die ja von den Subventionen leben, finanziell nicht im Regen stehen zu lassen. 

Dies betrifft noch das alte Abfertigungssystem, das vorsieht, dass eine Abfertigung dann nicht zu zahlen ist, wenn der Arbeitnehmer selbst kündigt oder wenn es einen Entlassungsgrund gibt. Auf die Regelung mit den Entlassungsgründen brauche ich hier nicht einzugehen. Wenn man sich die Akte ansieht, die Gott sei Dank entsprechend umfassend ist und eine Erklärung bietet, warum Abfertigungen gezahlt werden, dann befällt einen doch ein gewisser Zweifel, ob diese Ansprüche auch wirklich sozusagen zustehen sollten. Wenn ich mir den Verein „JUVIVO" anschaue, dann kann ich bei allen Arbeitnehmern feststellen, dass ein Veränderungswille seitens des Dienstnehmers bestanden hat – und es geht dabei doch um einige Tausend Euro! 

Bei der ersten Dame – ich brauche hier keine Namen zu nennen – heißt es, es sei ein Veränderungswille bekannt geworden. Der zweite Herr, der der Geschäftsführer ist und recht gut verdient haben dürfte, möchte zurück in sein Heimatland gehen. Da müsste das Dienstverhältnis eigentlich von Seiten des Dienstnehmers beendet werden, das geschieht aber nicht, sondern man macht eine einvernehmliche Auflösung und daraus resultiert ein Abfertigungsanspruch von fast 10 000 EUR. 

Das sind natürlich alles Zahlungen, die nicht dem Verein, sondern den Mitarbeitern zugute kommen! Beim dritten Herren des Verein „JUVIVO" wurden als Auswirkungen der von ihm geleisteten wichtigen Aufbautätigkeiten zuletzt Motivationsverlust – Motivation ist eine Voraussetzung, um gute Arbeit zu leisten – und Erschöpfungszustände erkennbar. Daher hat man dem Wunsch nach einer einvernehmlichen Auflösung zugestimmt. Ich sage ehrlich, wenn ein Arbeitnehmer nicht mehr motiviert ist, dann sind eben andere Wege zu gehen, die keinen Abfertigungsanspruch nach sich ziehen. 

Beim nächsten Verein, dem Verein „Back Bone" ist es ebenfalls so. Der Herr, um den es geht, hat seinen Wunsch geäußert, sein Dienstverhältnis zu beenden, um sich in weiterer Folge selbstständig zu machen. Auch das ist in Ordnung. Das ist ein Beitrag zu einer Gründeroffensive. Wenn man aber das Dienstverhältnis selbst beenden möchte, dann muss man auch das entsprechende arbeitsrechtliche Instrumentarium wählen. Wiederrum gab es eine einvernehmliche Auflösung, ein Abfertigungsanspruch von 6 000 EUR ist entstanden. 

Beim dritten Verein – das ist „Kiddy & Co" –, gibt es eine Situation, worüber nichts weiter steht, als dass ein Mitarbeiter gekündigt wurde. Für den Fall der Kündigung ist die Abfertigung zu zahlen – ganz klar. Beim zweiten Arbeitnehmer trifft das Gleiche zu wie bei den bereits genannten Vereinen: Er möchte den Verein verlassen, es wird nicht gekündigt, sondern das Ganze wird einvernehmlich beendet. 

Beim Verein „Bahnfrei" ist es ebenso. Auch da wurde ein Burnout-Syndrom festgestellt, es gab eine einvernehmliche Auflösung und einen Abfertigungsanspruch. Beim nächsten Fall in diesem Verein geht es um einen ordentlichen Betrag, um fast 8 000 EUR. Der Geschäftsführer will gehen, auch bei ihm ist ein Motivationsverlust festzustellen, und deswegen war es erforderlich, die Leitungsposition für Mitarbeiter mit frischer Motivation und neuen Ideen freizugeben. Ehrlich gesagt, wenn jemand so einen starken Motivationsverlust hat, dass dieser bereits dem Dienstgeber auffällt, dann muss man diesen Motivationsverlust vielleicht zum Anlass nehmen, sich zu überlegen, wie man vorgeht, aber sicher nicht so, dass man eine Abfertigung von fast 8 000 EUR entstehen lässt. 

Bei zwei weiteren Fällen ist genau dieselbe Situation. Es besteht schon seit längerer Zeit ein Veränderungswunsch. Diesem Wunsch wird stattgegeben, und am Schluss muss dann die Gemeinde Wien mit Zahlungen einspringen. 

Das ist insgesamt, wenn man es zusammennimmt, doch eine erkleckliche Summe, über die wir hier heute zu entscheiden haben, wo man eigentlich von Seiten des Subventionsgebers keinen Einfluss nehmen konnte oder wollte. Wir haben das zu bezahlen. Dieses Geld kommt, wie gesagt, nicht der Arbeit vor Ort, sondern eben Dienstnehmern, die allesamt oder großteils gehen wollten, zugute. 

Das bietet mir schon Gelegenheit, diese Vorgangsweise zu kritisieren und darauf hinzuweisen, dass durch die damals schwarz-blaue Bundesregierung dieses an sich sehr ungerechte Abfertigungssystem reformiert worden ist und die Abfertigung-neu eingeführt wurde, wo für jeden Dienstnehmer Monat für Monat etwas eingezahlt wird. Seit ein paar Jahren kommt es für die neu abgeschlossenen Dienstverhältnisse nicht mehr auf die Art der Beendigung an. Das ist – so glaube ich – eine viel gerechtere Situation. Nichtsdestotrotz ist in diesem Fall das alte System anzuwenden und in einer Art und Weise angewendet worden, die zu Lasten des Wiener Steuerzahlers geht. Aus diesem Grund können wir diesem Geschäftsstück nicht die Zustimmung erteilen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Rudas, bitte.

GRin Laura Rudas (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Lieber Kollege Aigner! 

Dass du nicht der Vertreter der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bist, ist mir klar. Daher bist du auch in einer anderen Fraktion. Wenn wir uns die Jugendarbeit in Wien anschauen, sehen wir, was sie tagtäglich leistet, sehen wir aber auch vor allem, was die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter leisten. Das ist auf viel persönlichem Kontakt aufgebaut. Diese stehen den Jugendlichen mit viel Emotion gegenüber, kennen einzelne Jugendliche persönlich. Da geht es nicht, dass man von einem Tag auf den anderen einen Betreuer rausnimmt und sagt: Der ist nicht mehr da. Das ist ja kein Kino, wo man sich fragt, wer reißt heute die Karten ab. 

Es geht darum, dass Dienstgeber und Dienstnehmer eine Übereinkunft treffen, was auch bei all den Fällen so war. Das ist im Akt ganz genau erklärt. Wenn du dir diesen noch einmal durchliest und anschaust, dann wirst du sehen, dass bei jedem Einzelnen steht, warum und wie es zu einer einvernehmlichen Lösung gekommen ist. Beim Beispiel „JUVIVO", wo insgesamt 33 Mitarbeiter arbeiten, ist das etwa bei allen dreien erklärt: Ein Mitarbeiter hat sich bereit erklärt, sich auf einen bestimmten Termin zu einigen, um noch drei Monate länger zu bleiben, und so weiter. So kam es zur Einvernehmlichen. Das ist bei jedem einzelnen Mitarbeiter und jeder einzelnen Mitarbeiterin erklärt. Daher verstehe ich die Kritik nicht. 

Ich glaube, dass man zur Kenntnis nehmen muss, dass es gerade in diesem speziellen Bereich einfach öfters zum Wechsel von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern kommt und man auch Sachen wie ein Burnout-Syndrom in dieser Arbeit nicht so flapsig runtermachen sollte, weil es einfach ein sehr harter Job ist und wir als Stadt den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Jugendeinrichtungen tagtäglich dankbar sein müssen, weil sie grandiose Arbeiten leisten. Davon, dass das nicht leicht ist, könntest du dich überzeugen, wenn du dich einmal ein paar Tage mit einem Jugendarbeiter in einen Park stelltest. Dass es dann nach Jahren zu einem Wechsel oder zur Überlegung, einen anderen Beruf wahrzunehmen, kommt, ist nicht überraschend. Die Jugendarbeit lebt halt davon, dass sich Sachen ändern und dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter öfters wechseln, öfters gehen. Ich glaube, das ist zu akzeptieren. 

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten legen sehr wohl Wert darauf, dass Arbeitsübereinkommen gut für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind. Das kann ja für dich nicht überraschend sein! Das ist unsere Ideologie und so werden wir auch weitermachen. (GR Dr Wolfgang Aigner: Das ist eine gefährliche Drohung!) Ich freue mich, wenn die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Wiener Jugendeinrichtungen motiviert sind – das scheinen sie zu sein. Nicht umsonst ist die Wiener Jugendarbeit das, was sie ist, und das ist nun einmal eine der besten europaweit. Darauf können wir stolz sein! Es wäre gut gewesen, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern hier zu danken, was ich mache, und ihnen in ihrer jetzigen und zukünftigen Tätigkeit viel Glück zu wünschen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön! Damit ist die Debatte beendet. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 10 in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrheitlich mit den Stimmen der SPÖ und GRÜNEN angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 20. Sie betrifft das Plandokument Nr 7745 im 22. Bezirk KatG Aspern. Frau Berichterstatterin GRin Schrödl, bitte. 

Berichterstatterin GRin Karin Schrödl: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Herr GR Mahdalik, bitte.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Werte Damen und Herren! 

Wenn man über den Bereich SMZ-Ost, Langobardenstraße, Aspern, Stadlau spricht, kommt man nicht umhin, auch über die Verkehrssituation in diesem Bereich und im Bezirk an sich zu sprechen. 

Das Plandokument werden wir – das möchte ich gleich vorausschicken – aus inhaltlichen Gründen, weil ein öffentlicher Durchgang, der vorerst vorgesehen war, nicht mehr verwirklicht wird, und auf Grund anderer, geringerer Sachen, die wir schon erläutert haben, ablehnen.

Ich möchte aber noch einmal auf die Verkehrssituation in diesem Bereich und in diesem Zusammenhang – weil es jetzt mit den Probebohrungen ein aktuelles Projekt ist – auf die Nordostumfahrung zu sprechen kommen. Ich werde dieses Thema nicht allzu weit auswälzen, weil wir uns die wichtigsten Sachen, zumindest, was die GRÜNEN und die Freiheitlichen betrifft, heute schon gesagt haben. 

Auch da gibt es eine inhaltliche Einigung von drei Parteien – von der SPÖ, der FPÖ und der ÖVP –, dass diese Umfahrung wichtig für Wien ist, weil es das bestehende Wiener Straßennetz, vor allem die Südosttangente und die Donauuferautobahn entlasten wird. Daher sind diese drei Parteien für den raschen Bau, die rasche Realisierung dieser Nordostumfahrung, weil es die Verkehrssituation in ganz Wien nachhaltig entlasten wird. Wenn man sich vor Augen führt, dass der Verkehr auch in den nächsten Jahren bei seinem Wachstum nicht Halt machen wird, sieht man, dass wir weitere Straßen brauchen, obwohl wir natürlich intelligenterweise das öffentliche Verkehrsnetz parallel dazu auch ausbauen müssen.

Ich muss jetzt in ruhiger Art und Weise mit den GRÜNEN wieder etwas härter ins Gericht gehen: Bezüglich der Nordostumfahrung haben Sie zwar Ihren Standpunkt von Anfang an klar dargelegt, aber vor allem auf Bezirksebene wieder sehr unehrlich operiert. 

Es hat im Vorfeld, als die SUPerNOW erledigt war, einige Veranstaltungen der Bürgerinitiative „Donaustadt Lebenswert“ gegeben, die mit 200 bis 300 Leuten sehr gut besucht waren. Eine Begebenheit dabei möchte ich kurz nochmals erzählen, weil sie sich ins Gedächtnis eingebrannt hat. Es waren dort auch Politiker anwesend, sie saßen im Publikum und konnten sich zu Wort melden. Eine führende Politikerin der GRÜNEN aus dem Bezirk meldete sich zu Wort, und ihr erster Satz war – den Rest habe ich dann vergessen –: „Als passionierte Nicht-Autofahrerin … – dann kam der Rest der Wortmeldung. 

Ich war so „baff" über die Unverfrorenheit, dass mir auf die Schnelle nichts eingefallen ist. Ich wollte auch die Veranstaltung nicht stören. Genau diese passionierte „Nicht-Autofahrerin" kommt zu jeder Bezirksvertretungssitzung mit einem 15 Jahre alten Toyota, der Abgase rausbläst wie fast keine anderen Autos auf unseren Straßen. Dieselbe Politikerin fährt die 200 m von ihrem Wohnhaus zu einem nahe gelegenen Badeteich mit dem Auto, damit sie das Liegebett nicht schleppen muss. Diese Politikerin stellt sich hin und erzählt 300 Leuten, dass sie passionierte Nicht-Autofahrerin sei.

Meine Damen und Herren! Man mag sagen: Okay, in der Politik ist alles erlaubt. Ich sage: Offene Unwahrheiten auf offener Bühne sollen nicht Usus werden. Es ist ganz klar, dass wir solch unehrliche Politik, ob es jetzt auf Bezirks-, auf Landesebene oder Bundesebene ist, entschieden ablehnen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ und von GR Mag Wolfgang Gerstl.)
Wir haben von Anfang an gesagt, was wir bei der Nordostumfahrung wollen. Wir sind auch bis zum Schluss bei dieser Meinung geblieben, was man nicht von allen Parteien behaupten kann – Gott sei Dank, muss man sagen. Die Durchfahrung war die favorisierte Variante der SPÖ und zu Beginn auch der ÖVP, die danach einen Schwenk gemacht hat, nachdem sie gemerkt hat, wo die Reise hingeht. Wir haben gesagt: Die Durchfahrung ist nicht gut für den Bezirk, ist nicht gut für Wien. Wir haben bereits eine Durchfahrung, das ist die Südosttangente, wir brauchen nicht noch eine Durchfahrung Donaustadt, weil das der Bevölkerung nicht zumutbar ist. 

Wir haben dann, wie es sich für anständige Politiker demokratischer Legitimation gehört, jene Wege beschritten, die die Demokratie dafür vorsieht. Wie haben im Bezirk Anträge, Anfragen, Resolutionen gestellt, wir haben Medienarbeit im Bezirk gemacht. Wir haben im Gemeinderat Anträge, Anfrage, Resolutionen gestellt, haben hier Medienarbeit gemacht. Wir sind dem Minister alle zwei Monate auf dem Schoß gesessen, der damals noch ein unsriger war. Wir sind mit dem Verantwortlichen der damaligen ÖSAG oft zusammen gesessen – diese gibt es heute ja nicht mehr, es gibt nur mehr die ASFINAG. Wir haben jene Sachen gemacht, die in unserer Macht gestanden sind. 

Wir haben auch Bürgerinitiativen im Bezirk unterstützt – allerdings im Hintergrund, logistisch, mit Material natürlich, wir haben viele Zettel ausgeteilt, haben aber davon Abstand gehalten, diese Bürgerinitiativen zu vereinnahmen. Wir haben uns dort nirgends auf ein Podium gesetzt, haben uns nirgends dazugestellt. Wir haben uns brav wie alle anderen Politiker ins Publikum gesetzt und haben uns zu Wort gemeldet und haben nie versucht, diese Bürgerinitiativen zu vereinnahmen. Das würde ich mir – ganz ehrlich gesagt – von den GRÜNEN jetzt und in Zukunft auch wünschen. Ich glaube, es ist zielführender, wenn wir unsere Arbeit hier und in den Medien und in den Bezirken erledigen – und die Bürgerinitiativen ihre Arbeit unabhängig von den Parteien in den Gasthäusern, Vortragssälen oder sonst wo machen.

Die SPÖ und auch die ÖVP mussten sich schließlich der Meinung der Trassenverordnung des Verkehrsministers fügen – wahrscheinlich nicht gerne! Es war auch nicht ganz so, wie das der Herr StR Schicker heute gesagt hat, dass es nur eine kleine Korrektur im Trassenverlauf war, das war schon eine größere Korrektur – aber das fällt für mich unter künstlerische Freiheit, das mag ihm verziehen sein.

Ich möchte aber dazu anmerken, dass die jetzige Variante – wenn man die letzten 10, 20 Jahre, in denen die SPÖ und auch andere Parteien über die Umfahrung schon gesprochen haben, mit einbezieht – nicht unsere Idealvariante war. Wir haben gesagt, eigentlich sollte man östlich von Großenzersdorf vorbeifahren. Wir haben aber gesagt, wenn das außerhalb der Stadtgrenze stattfindet, ist dieser Kompromiss für uns okay. Da gehen wir natürlich voll mit.

Wir stehen jetzt vor der Situation, dass die Bohrungen in der Lobau beginnen müssen. Uns wurde gesagt, das soll im Winter passieren, weil die Fauna und Flora da nicht so gestört werden. Vielleicht kann man jetzt noch nicht anfangen, weil dort ein paar Leute campen, oder man kann noch nicht anfangen, weil es so warm ist und die Fauna und Flora noch nicht so tief und fest schläft. Ich möchte einmal das annehmen, weil ich fest der Meinung bin, dass man solch wichtigen Projekte – und diese Bohrungen gehören zu den Vorarbeiten für dieses Projekt – nicht von einem kleinen Grüppchen von Berufsdemonstranten, Phantasten vielleicht, die einmal hier, einmal dort campieren, aufs Spiel setzen, verzögern oder gar nicht verhindern lassen darf. 

Kollege Maresch hat meine Lobau-Radtour angesprochen. Ich mache solche Lobau-Radtouren jedes Wochenende mit meiner Frau, ich wohne unmittelbar neben der Lobau, und darum können die GRÜNEN mir und unserer Fraktion – ich bin nicht der einzige Lobaubesucher – vertrauen, dass wir – das meine ich wirklich ganz ernst und schaue dir ins Gesicht! – sicher nichts Böses für den Nationalpark und die GRÜNEN wollen! Wir würden ganz sicher nicht ein Projekt unterstützen, wo wir glauben würden, dass der Nationalpark, der uns sehr am Herzen liegt, zu Schaden käme. Bis jetzt haben uns alle Experten, die wir befragt haben, die in den Medien präsent waren, gesagt, man könne so einen Tunnel umweltverträglich und unbedenklich für Fauna und Flora durchführen. Die Finanzierung steht auf einem anderen Blatt. Diesen Meinungen der Experten schenken wir so lange Glauben, solange uns nicht jemand das Gegenteil beweist. 

Das Gegenteil beweisen aber nicht 20 Leute mit 35 Zelten – ein wenig wie ein Potemkinsches Zeltdorf. (GR Mag Rüdiger Maresch: Demonstranten!) Ich habe mir das am Wochenende nämlich bei meiner Radtour noch einmal angeschaut. Es schaut unheimlich gemütlich dort aus: Lagerfeuerromantik, es stehen Tipis herum (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist total gemütlich!), es sind die üblichen Verdächtigen natürlich dort – Global 2000, Greenpeace. Global 2000 ist mit einem riesengroßen Wohnmobil dort. (GR Mag Rüdiger Maresch: Nein! Irrtum! Das ist das von Greenpeace! Da haben Sie die Brille nicht aufgehabt!) Es stehen beide mit einem großen Wohnmobil dort. Auf jeden Fall sind das zwei Benzinschlucker reinsten Wassers. Das macht wahrscheinlich einen schlechten Eindruck von den Naturschützern (GR Mag Rüdiger Maresch: Die stehen ja!), die sich so um die Feinstaubbelastung und die zusätzliche Verkehrsbelastung sorgen. Wenn diese dann mit den riesigen Wohnmobilen anreisen, dann halte ich das für etwas zynisch und finde, das zeigt den wahren Geist und den wahren Ungeist hinter diesen Aktionen. (Beifall bei der FPÖ. – GR Mag Rüdiger Maresch: Ja, genau!)
Was für Ziele haben Organisationen wie Greenpeace oder Global 2000? – Spenden brauchen sie. Sie unterhalten damit ihre hauptamtlichen Mitarbeiter, die natürlich auch vor Ort sind – im Bacherpark, im Stadion, nicht immer offiziell gekennzeichnet, manchmal auch getarnt, oder auch auf Tribünen des Gemeinderatssitzungssaal oder in der Lobau. Es werden hauptamtliche Mitarbeiter gebraucht, denn so viele Menschen, die das wirklich aus einem inneren Antrieb unterstützen und sich in die Lobau setzen, gibt es ja nicht. Man hat es ja gesehen: Es waren 20 Leute am Sonntag um 13.45 Uhr dort (GR Mag Rüdiger Maresch: Das glauben Sie!), acht davon waren Kinder – die sind natürlich dort herumgelaufen, denen hat das gefallen, es hat auch ein Feuer gebrannt. Vielleicht würde den Kindern auch ein Sonnwendfeuer gefallen, da würden sie genauso herumrennen – das wage ich zu behaupten. 

Das ist meiner Meinung nach – und ich hab mich auch vor Ort erkundigt – ein kleines Grüppchen von Berufsdemonstranten. Das ist ihr gutes Recht. Jedermann hat das Recht zu demonstrieren, jedermann hat das Recht, gegen Projekte aufzutreten, die er für schlecht empfindet. Diese Rechte hören sich meinem Empfinden nach nur dort auf, wo sie die Rechte anderer beschneiden. Wenn man dann wie bei den Baumfällungen andere Menschen vom Arbeiten abhält, dann halte ich das – und ich wiederhol es noch einmal, weil ich dazu stehe – für asozial. Das macht man nicht, das ist unanständig. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wir fechten im Keller!) Ich halte den Kollegen Maresch oder sonstige GRÜNE auch nicht vom Arbeiten ab, erklimme Bäume, klettere über irgendwelche Absperrungen. Das ist eher nicht zivilisiert und nicht seriös, wie es die Klubobfrau Vassilakou gefordert hat. (Zwischenrufe der GRe Mag Waltraut Antonov und Mag Rüdiger Maresch.)

Wir wollen, dass die Politik jene Wege beschreitet, die für sie vorgesehen sind. Natürlich kann die Klubobfrau mit Faschingskrapfen hingehen, es kann auch Frau Petrovic mit einem Kaffee hingehen. Vielleicht bringt der Maresch den Zucker (GR Mag Rüdiger Maresch: Nein!) und übermorgen ist der Van der Bellen als Au-Hirsch verkleidet vielleicht auch dort. Irgendwas wird ihnen sicher noch einfallen. Solange ein Zeitungsfoto rausspringt, sind die GRÜNEN zu allem bereit – auch was Gott verboten hat! (GR Mag Rüdiger Maresch: Das Blöde ist, dass Sie am Zeitungsfoto nicht drauf sind!)
Diese wenigen Leute dürfen nicht Hindernis für die Stadt Wien sein! Das ist mein Appell an die regierende SPÖ. Diese dürfen auch für die ASFINAG nicht Grund dafür sein, hier zurückzuschrecken und die Probebohrungen nicht durchzuführen. Die SPÖ – mein übereindringlicher Appell! – darf sich nicht ins Bockshorn jagen lassen! Diese Menschen haben keinen Rückhalt in der Bevölkerung, sonst wären dort mehr Menschen. Es waren einmal 70 bis 80 Menschen, das war bei der Auftaktveranstaltung, da haben die GRÜNEN heftiger getrommelt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Da waren Sie nicht dort! Da haben Sie sich nicht hingetraut mit dem Fahrradl!) Der überwiegende Anteil der Bevölkerung – und ich wage zu behaupten, es sind über 95 Prozent: in Aspern, Breitenlee, Eßling, Hirschstetten, Stadlau, im ganzen 22. Bezirk – ist für den Bau dieser Entlastungsstraße. Die Bevölkerung des 21. Bezirks will diesen auch. 

Durch diesen Bau wird die A22 entlastet. Für ganz Wien wäre dieser Bau eine Entlastung – auch für die Umwelt- und Luftsituation. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Ich hab schon ein paar Mal von dieser Stelle aus gesagt: Kollege Maresch will es nicht kapieren; kapieren tut er es schon, er möchte es aber aus ideologischen Gründen gar nicht hören. Weniger Stau bedeutet weniger Abgase, weniger bösen Feinstaub. Das sollten die GRÜNEN auch endlich einsehen (GR Mag Rüdiger Maresch: Keine Ahnung!) und ihren Kampf gegen Projekte, die sinnvoll sind, die intelligent sind, die für die Menschen und für die Umwelt dieser Stadt wichtig sind, endlich aufgeben, meine Damen und Herren. Das ist unsere feste Meinung. (Beifall bei der FPÖ.)
In dem Zusammenhang, weil wir schon bei aktuellen Entwicklungen, bei einem Plandokument in Stadlau sind, möchte ich ein bisschen weiter stadtauswärts sehen, nämlich nach Aspern. Wir haben vor Kurzem das Asperner Flugfeld in der Stadtentwicklungskommission gehabt, wo der vorläufige Masterplan vorgestellt worden ist, wo unserer Meinung nach viel von den freiheitlichen Idee eingeflossen ist. (Zwischenruf von GR Alfred Hoch.) Nicht alles, aber die Quellen sind dabei! Kollege Hoch hat in der ersten Reihe geschlafen. Die Quellen werden zwar noch nicht in der Form genützt, wir haben noch keine Begründung bekommen, warum das so ist. Die heißen Quellen werden jedenfalls genutzt. Es war eine Forderung von uns, dass sie für Heizzwecke genutzt werden. 

Die andere Forderung von uns war, dass sie auch für die Errichtung eines Thermenzentrums herangezogen werden sollen. Bis jetzt wurden uns die Untersuchungen von der TU noch nicht vorgelegt. Ich bin ein bisschen zu spät gekommen. Es ist vorher nur gesagt worden, dass es sich nicht dafür eignet. Es würde mich nur interessieren, warum es so ist. Wenn es dann wirklich so ist, lassen wir uns auch gerne überzeugen. Wir werden uns sicher nicht am Asperner Flugfeld anketten oder dort campieren, damit wir unser Thermenzentrum bekommen. Das werden dann eh die GRÜNEN machen. (GR Alfred Hoch: Oberlaa! Es ist ja alles da!) 

Die GRÜNEN sind aber nicht an sich gegen die Entwicklung des Asperner Flugfeldes, sie sind ja eigentlich dafür, dass dort etwas passiert. Ich habe dort die Frage in den Raum gestellt, wie sich die Stadt oder wie sich die GRÜNEN die Entwicklung des Asperner Flugfeldes mit der Besiedelung, mit den Arbeitsplätzen, mit dem Freizeitangebot vorstellen, wenn dort 15 000 oder 20 000 Leute angesiedelt und Arbeitsplätze geschaffen werden. Ich habe gefragt, wie der Verkehrsabfluss vonstatten gehen soll. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Für Sie reicht es noch immer, Kollege Maresch! In der kurzen Zeit hab ich aus den Zwischenrufen mehr mitbekommen. 

Wie stellen sich die GRÜNEN den Verkehrsabfluss vom Asperner Flugfeld vor, wenn sich dann einmal 20 000 oder 25 000 Leute tagtäglich dort aufhalten. Ich wohne seit zwölf Jahren direkt neben dem Asperner Flugfeld, sitze dort jeden Tag in der Früh und weiß, dass schon jetzt die Straßen Hausfeldstraße, Quadenstraße, Hirschstettnerstraße, Erzherzog-Karl-Straße zu den Spitzenzeiten heillos verstopft sind. Wir brauchen natürlich neben der U-Bahn-Anbindung, neben den Straßenbahnen, die zwar nicht mit unserer Zustimmung, aber mit unserer Akzeptanz bis dorthin gebaut werden, auch Straßenanbindungen, sonst kann ja das Ganze nicht funktionieren, sonst könnte die Stadt Wien im Zirkus auftreten. Für das Konzept, ohne einen Straßenbau ein riesiges Stadtentwicklungsgebiet anzuschließen, würden wir uns in aller Welt eine goldene Nase verdienen. Das geht nicht, Herr Kollege Maresch! 

Wir brauchen im Norden die B3d als Verbindung zwischen der A23 und der Nordostumfahrung. Und diese hat ja auch nur einen Sinn, wenn es überhaupt eine Nordostumfahrung gibt, denn sonst brauchen wir keine Verbindung. Mich würde es interessieren, wie sich die GRÜNEN für die Zukunft die Verkehrsorganisation des 22. Bezirks außer dem Ausbau des öffentlichen Netzes und des Radwegnetzes vorstellen. Mit dem Rad wird man weder den Billa noch den Spar noch das Donauzentrum beliefern können. Das geht auch nicht mit der Güterbim, die einmal kurz in den Medien aufgetaucht ist. Ich weiß nicht, ob es diese noch gibt oder ob das nur eine Aktion für die Zeitung war. Mit dieser wird man jedenfalls den Spar und den Billa auch nicht beliefern können, weil die meisten Supermärkte halt nichts ans Straßenbahnnetz angebunden sind.

Zusammenfassend, meine Damen und Herren: Die Ablehnung zum Plandokument habe ich vorher schon deponiert, damit ich es nicht am Schluss der Rede vergesse. Ich ersuche die GRÜNEN in gemäßigterer Form als bei der vorigen Wortmeldung – „asozial" hab ich jetzt eingebaut, ich möchte das aber in ruhiger Form sagen, das habe ich schon erwähnt –, auf den Boden der Demokratie, auf den Boden der anständigen Politik zurückzukehren und hier zu erklären, wie sie sich die Verkehrsorganisation im 22. Bezirk in den nächsten zehn Jahren inklusive der Entwicklung des Asperner Flugfeldes vorstellen – abgesehen von den Radwegen, das erzählt uns Herr Chorherr ohnehin ein anderes Mal. Und die SPÖ würde ich ersuchen, sich von den GRÜNEN und den Vorfeldorganisationen der GRÜNEN nicht aus der Bahn werfen zu lassen und keine Verzögerungen zuzulassen. (GR Godwin Schuster: Das sind sie ja selbst! Das ist ja keine Vorfeldorganisation!) Wir werden das sicher nicht machen. (Heiterkeit und Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Meine Damen und Herren, Herr Mahdalik hat noch 50 Sekunden. – Bitte.

GR Anton Mahdalik (fortsetzend): Das geht sich locker aus. Die meisten Appelle hab ich schon angesprochen. Bei der ÖVP hoffe ich, dass sie diesmal auf ihrem Standpunkt bleibt – das ist zwar nicht ihr Markenzeichen –, bei der FPÖ weiß ich, dass wir auf Linie bleiben, und bei der SPÖ hoffe ich es.

Noch einmal mein Appell an die GRÜNEN: Undemokratische Verhinderungsaktionen sind eine Schande für dieses Haus, auch für den Bezirk, für ganz Wien und schaden der Bevölkerung und der Umwelt! Stellen Sie diese rasch und sofort ein! (Beifall bei der FPÖ. - GR Mag Rüdiger Maresch: Wir werden in uns gehen!)
Ganz fertig bin ich aber noch nicht, weil ich im Zusammenhang mit dem 22. Bezirk noch einen Dreiparteienantrag einbringen will, einen Beschluss- und Resolutionsantrag, der ursprünglich ein freiheitlicher Antrag war. Nach kurzen, aber fruchtbringenden Parteiengesprächen haben wir uns auf einen Dreiparteienantrag geeinigt, und zwar betreffend die Sicherheit für das Wachzimmer am Rennbahnweg. Dass die GRÜNEN nicht dabei sind, verwundert in diesem Zusammenhang wenig. (GR Mag Rüdiger Maresch. Wir sind asozial! Das sagen Sie jetzt nicht dazu!)
Kann ich noch kurz, Herr Vorsitzender, diesen Antrag erläutern, in ganz kurzen Worten: Das Wachzimmer am Rennbahnweg ist seit Jahren zu klein, zu eng. Es sind dort schon Unfälle mit Verletzungen passiert. Die Beamten müssen in nächster Zeit übersiedeln, es bleibt nichts anderes übrig. Es gibt dort jetzt die U-Bahn. Es wohnen dort 12 000 Leute, gegenüber im Bohmannhof 8 000 Leute. Die Drogensituation könnte sich verschärfen. Die Sicherheitssituation könnte vielleicht entgleiten. Das passiert oft im Zusammenhang mit dem Ausbau von U-Bahn-Linien. Wenn dieses Wachzimmer, so wie es beabsichtigt wird, zur Kagraner Spange, zu weit vom Rennbahnweg, abgesiedelt wird, fürchten die Bewohner und auch wir um die Sicherheitssituation in diesem Bereich. Darum soll man alternative Varianten im unmittelbaren Bereich des derzeit bestehenden Wachzimmers prüfen, damit der Rennbahnweg und seine Bewohner auch in Zukunft über ein gehöriges Maß an Sicherheit verfügen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags verlangt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Somit ist diese Wortmeldung beendet. 

Ich darf noch eine Vorsitzendenergänzung tätigen: Die Güterbim fährt, tagtäglich kreuz und quer durch Wien.

Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dampier. Ich erteile es ihm.

GR Karl Dampier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich bin nun, nachdem ich lange in der Bezirksvertretung war, doch schon einige Zeit hier. Ich bin es von der Bezirksvertretung noch irgendwie gewohnt, eigentlich immer zur Sache und zu dem Antrag selbst zu sprechen, breche das selbst auch nicht gerne, muss es aber heute doch tun und werde daher meine Rede in insgesamt drei Punkte einteilen.

Das Erste, das Aktenstück selbst: Erweiterungsmöglichkeiten für das Donauspital, die zweitgrößte medizinische Versorgungseinrichtung in Wien. Ganz wichtig, keine Frage. Wird auch fast einstimmig sein, die FPÖ geht nicht mit. Ganz wichtige Sache und wird auf Schiene gehen, wenn beschlossen.

Das Zweite, was gestern und heute schon Diskussion war: die Wiener Nordostumfahrung und die derzeitige Situation. Die kann ich als Donaustädter Mandatar, weil sie mehrmals angerissen wurde, natürlich nicht auslassen. Ich werde da auf einige Parteienmeinungen eingehen.

Und das Dritte, was der Kollege Mahdalik schon eingeleitet hat: der nunmehr Dreiparteienantrag. Sehr wichtig für ein neues Wachzimmer in der Nähe des unmittelbaren Standorts am Rennbahnweg.

Ich möchte jetzt wirklich keinen Vaterstreit machen, wer oder welche Partei als Erster für eine Wiener Nordostumfahrung zur Linderung des Verkehrsschmerzes, den Individualverkehr betreffend, war und wer sich dann sozusagen auf das Thema draufgesetzt hat, welche Varianten diskutiert wurden. Ich möchte trotzdem festhalten, die erste Partei, die es in der Donaustadt gefordert hat, war die SPÖ mit einer Bürgerbewegung, mit Unterschriftslisten, damals zugegebenermaßen noch unter einem anderen Titel und noch nicht sozusagen auf den Meter genau festlegend, wo sie führen soll. Ob sie oben oder unten fahren soll, war damals nicht Thema. Das wurde dann Thema durch Diskussionen.

Im Bezirk schaut die Situation so aus, das muss man schon auch noch einmal sagen, dass SPÖ, ÖVP und FPÖ auf Linie sind und das wollen, bei der Meinung im Wesentlichen geblieben sind, obwohl ich mir schon ein bisschen schwer tue mit der Aussendung vom Kollegen Gerstl zur Anfragebeantwortung von StR Schicker, auf die ich dann eingehen werde. Dazu möchte ich schon noch ein paar Worte sagen.

Es gibt ideologische Gemeinsamkeiten mit der FPÖ auch in der Donaustadt fast nie oder sehr selten, aber es gibt im Verkehrsbereich durchaus gute Ansätze. Dafür ist die Nordostumfahrung ein Beispiel, das soll auch hier gesagt werden. Das ist keine Koalition, das ist ein Zusammenarbeiten, was sich im Übrigen die meisten Bürger auch wünschen und kein Querulieren, so wie die GRÜNEN das tun, weil das kann man dem Kollegen Maresch natürlich schon unterstellen. Du tust das immer recht humoristisch bringen, aber du bist diesbezüglich ein politischer Zündler. In Wahrheit sind die Wiener GRÜNEN bei allen Verkehrsfragen, wenn es den Individualverkehr betrifft, überhaupt in der verkehrsorganisatorischen Steinzeit. Die Bezirksgrünen sind da wenigstens schon im Mittelalter angelangt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das stimmt doch überhaupt nicht!) O ja, du bist schon wirklich ein Zündler zu diesem Thema, muss man sagen. Ihr verhaltet euch bei Individualverkehrslösungen, egal, ob rollend oder ruhend, wenn ich auch auf den Garagenbau kurz eingehen kann, ungefähr so wie ein Brandstifter, der auf einem vollen Benzinfass sitzt und dann braucht nur einer vorbeizugehen und ein Päckchen Zünder herzugeben. Darauf wartet ihr halt. Aber da wird jetzt im konkreten Fall in der Au keiner kommen. Das hat der Herr Stadtrat auch schon richtig ausgeführt. Es wird euch keiner die Zünder geben. Also sagt es denen, die dort sitzen, freiwillig, unfreiwillig, ob sie arbeiten gehen oder nicht arbeiten gehen, bitte warten, es wird niemand kommen.

Irgendwie scheint aber doch manchmal auch schon die Kurve in eine andere Richtung gekratzt zu werden oder es wird zumindest versucht. Gestern, glaube ich, war es der Kollege Chorherr, ich habe da gut aufgepasst, indem bei der Nordostumfahrung, eigentlich teilweise auch -unterfahrung, jetzt auf einmal gesagt wird: „Gegen die Donauquerung haben wir eigentlich eh nichts." - also eine halbe Lösung. Eine halbe Lösung ist bekanntlich in Verkehrsangelegenheiten immer die beste, aber nur für die GRÜNEN. Alle anderen Parteien in der Donaustadt sehen das als die Nordostumfahrung. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist ein Blödsinn! Du musst genau zuhören!) - Ich habe dich nicht unbedingt fordern wollen, aber ich habe es mir ohnedies gedacht, dass du dich zum Wort meldest. Aber das wurde gestern allen Ernstes hier gesagt. Das ist natürlich eine halbe Lösung, die eigentlich für die Donaustädter, aber auch für die Floridsdorfer Bevölkerung nicht wirklich akzeptabel ist, weil nur eine Anbindung an die Raffineriestraße und an die A22 eben eine halbe Lösung ist. Das bringt es nicht.

Ich will zwar nicht den politischen Entwicklungshelfer für die GRÜNEN spielen, aber, wie gesagt, die Bezirksgrünen sind ohnehin schon ein bisschen weiter. Die sind schon im politischen Mittelalter, natürlich nicht in der Jetztzeit. Aber auch da wird nicht nur bei den großen überregionalen Straßen, die von Bedeutung sind, Panik gemacht. Am Beispiel der Hufelandgasse ist es jetzt ruhig geworden, weil die Straße fertig ist. Da war deine Kollegin Haug auf Bezirksebene mit anderen recht aktiv und hat gemeint, dort wird alles zubetoniert, die Leute werden schon sehen und so weiter und die Umwelt wird zerstört. Das alles wurde gesagt. In Wahrheit finden wir dort jetzt eine wirklich schöne, gute Straße mit einem gut ausgebauten Radweg, den die Leute auch in Anspruch nehmen, und mit einer Baumallee vor. Das heißt, genau das Gegenteil von dem wurde geschaffen, wo die GRÜNEN dort, ich betone es noch einmal, gezündelt haben und in dem Fall auch die Bezirksgrünen die politische Steinzeit ausgerufen haben.

Mir kommt das wirklich so vor, wenn GRÜNE zum Individualverkehr reden, ob rollend, ob ruhend, noch einmal Garagenbau, hört sich das für mich an, wie wenn Fred Feuerstein und Barney Geröllheimer „Autofahrer unterwegs" moderieren. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Nicht böse sein, so ähnlich kommt mir das vor. Ich sage das so pointiert, weil du redest auch so und ich weiß, du bist mir persönlich nicht böse. 

Ich schätze euch auch persönlich, die Wiener GRÜNEN und sehr viele Bezirksgrüne, auch wenn mich der Toni Mahdalik jetzt vielleicht schimpft. Ich schätze euch wirklich, weil im Sozialbereich, im Bereich des öffentlichen Verkehrs, im Bereich mancher Umweltsachen, im Bereich des Wohnens kann man sich durchaus mit euch treffen, aber im Bereich des Individualverkehrs nicht. Gusenbauer, mein Parteivorsitzender, sagt das zwar bei anderen Parteien, ich sage es bei euch, da ist mit euch kein Staat zu machen. Es ist zu bedauern. Ich würde die Wiener GRÜNEN ersuchen, da auch umzudenken und nicht auf ein paar, die in der Au sitzen, Rücksicht zu nehmen.

Kollege Gerstl, zur Presseaussendung: Da steht zum Beispiel drinnen, in der heutigen Anfrage hat er von Verkehrsstadtrat Schicker praktisch keine Antwort bekommen. Da wird er dann nicht zugehört haben. Ich war zwar nicht der Fragesteller, ich habe nur bei den Fragen und auch bei den Antworten gut zugehört, aber StR Schicker hat das gesagt, was für mich logisch und klar war, hat das deutlich ausgeführt, dass Wien hier seine Hausaufgaben gemacht hat, dass der Bund, insbesondere die ASFINAG, am Zug ist und wir das jetzt abwarten. Wer auch immer die neue Bundesregierung stellt, ich wünsche mir eine große Koalition unter SPÖ-Führung, ich würde halt überhaupt in Bezug auf das, was vielleicht zur Stunde gerade andernorts, ganz in der Nähe, verhandelt wird, ein bisschen vorsichtig sein mit solchen Presseaussendungen. Ich kritisiere zwar als Wiener Stadtpolitiker auch sehr viel, was vom Bund kommt, egal, wer an der Regierung ist, aber ich würde da nicht solche Presseaussendungen machen, weil es wird noch einmal, egal, wer die neue Bundesregierung führt - ich hoffe, Alfred Gusenbauer - sicher weiterdiskutiert werden und die ASFINAG ist am Zug.

Zum Polizeiwachzimmer ganz kurz: Das Ganze hat natürlich eine Vorgeschichte. Die Geschichte dieses Wachzimmers ist doch schon etwas älter. 1978 wurde es dort gemeinsam mit großen Gemeindebauten eröffnet, hat damals von der Größe, von der Art und Weise, von der technischen Einrichtung her dem Standard entsprochen und ist in die Jahre gekommen. Weil ich bei diesem Antrag klarerweise, wenn wir gemeinsam einen Antrag stellen, natürlich das Verbindende vor das Trennende stellen möchte, muss natürlich schon gesagt werden, dass richtigerweise der Kollege Mahdalik in Presseaussendungen, auch die Bezirks-ÖVP, aber auch die sozialdemokratische Abgeordnete Ruth Becher sich dieses Themas angenommen haben. Letztere hat bei einer Fragestellung im Parlament bei der Innenministerin angeklopft und man hat sich zunächst einmal darüber erstaunt gezeigt, dass es das Problem gibt. Dieser Part ist jetzt überwunden. Ich gehe davon aus, dass der gemeinsame Antrag von SPÖ und FPÖ in der Bezirksvertretung und unser gemeinsamer Dreiparteienantrag SPÖ, ÖVP und FPÖ heute im Gemeinderat dazu beiträgt, dass die Dinge dort in Fluss kommen. Wie gesagt, in unmittelbarer Nähe des jetzigen Standortes ist wichtig, darüber sind wir uns einig, wobei vom Sicherheitspolizeilichen, von der Polizei aus, die Kagraner Spange, also das Gebiet, das ehemalige LGV-Gelände, wenn es beispielsweise im nördlichen Bereich dort ist, die Nähe zum Bohmannhof und zum Rennbahnweg gegeben ist und sich fußläufig für manche Bewohner dieser Wohnhausanlagen eigentlich überhaupt nichts ändern würde. Für ein paar würde es kürzer werden, für ein paar würde es zugegebenermaßen länger werden. 

Eine vorübergehende Containerlösung, wenn auch vielleicht für längere Zeit, ist auch nichts Böses. Ich meine, es gibt Container in der Stadt, die andere Parteien gestört haben, als sie gestanden sind, die aber ganz gut frequentiert und besucht waren. Die SPÖ-Container neben dem Burgtheater meine ich. Es gibt Containerlösungen von Mieterberatungsstellen, von Baufirmen. Diese Container haben heute praktisch einen büromäßigen Komfort oder wie auch immer. Das wäre durchaus in Ordnung. Natürlich ist eine fixe Station in diesem Bereich anzustreben. 

Zu sagen wäre aber auch noch, und das sage ich unabhängig davon, welche Partei gerade den Bundeskanzler stellt, dass natürlich unsere Forderungen, nämlich die gemeinsamen Forderungen im Bezirk und die gemeinsamen Forderungen in der Stadt, nach mehr Personal für die Wiener Polizei, nach besserer technischer Ausrüstung, nach mehr Funkwägen, um es auch im Klartext zu sagen, im Raum stehen bleiben. Das gilt nicht nur für die Donaustadt, es gilt für alle Bezirke Wiens, aber natürlich ganz besonders für die großflächigen Außenbezirke.

Ganz zum Schluss noch einmal: Der Antrag wird, nehme ich an, angenommen. Die GRÜNEN werden vielleicht, auch wenn sie im Antragstext nicht in der Einleitung stehen, mitstimmen. Es geht in Wahrheit um zwei Dinge vor Ort selbst, nämlich dass das Sicherheitsgefühl der dortigen Bevölkerung weiterhin halbwegs befriedigt wird und es geht natürlich auch um gute Arbeitsbedingungen für unsere Polizistinnen und Polizisten vor Ort. Wie gesagt, egal, wer an der Regierung ist, die Forderungen nach mehr Polizei in der Donaustadt und anderswo in Wien werden aufrecht bleiben. Im Übrigen bitte ich noch einmal um Zustimmung zur Postnummer 20. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Debatte geht weiter. Herr Professor, bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Schauen wir uns einmal an, was da so gekommen ist. Die grüne Position zur Lobauautobahn ist an und für sich relativ klar. Interessant war nur, was es an Positionen bei der FPÖ gegeben hat. Ursprünglich, glaube ich, war die FPÖ für eine Variante irgendwo in Fischamend. (GR Anton Mahdalik: Das ist ein Blödsinn!) - Ist ein Blödsinn! Das kann man „nachgoogeln“, kein Problem. Das können wir sofort machen. Wir haben alle unsere Geräte da. Das ist überhaupt keine Affäre, gibt man „Mahdalik" oder „Madejski" und „Fischamend" ein, findet man das sofort. (StR Johann Herzog: Das hätten Sie vorher machen sollen!) 
Der nächste Punkt ist, wenn es dann so schöne Wörter wie asozial und Chaoten hagelt, wird sich lustig gemacht über einen Bezirksvorsteher-Stellvertreter, dann stellt sich aber heraus, dass der Kollege Mahdalik ganz lang Klubobmann, glaube ich, im 22. Bezirk war und nicht einmal weiß, dass es kein Protokoll gibt, obwohl er es ja gelesen hat. Ich meine, wahrhaft hellseherische Fähigkeiten. (GR Anton Mahdalik: Es gibt schon das Protokoll der Bezirksvertretung!) 
Dann geht oder fährt er in der Au herum, sieht, dort sind nur 50 Leute und redet von einem Potemkinschen Dorf. Da sage ich ganz ehrlich, ich frage mich die ganze Zeit, ob er einfach nur Bauchweh oder auch Profilierungskrämpfe hat. Es gibt im Moment bei euch eh keine Wahlen. Warum? (GR Anton Mahdalik: Es geht um die Sache.) Einfach nur, damit man sich abarbeiten kann? Das finde ich interessant. Gut, aber damit ist es, glaube ich, schon fast fertig.

Einen Punkt möchte ich dem Kollege Mahdalik noch erklären. Es gibt eigentlich drei Möglichkeiten bei Anträgen. Man kann sie selbst stellen oder draufgehen, man kann ablehnen oder einem Antrag zustimmen. Wir werden Letzteres machen. Wir werden einfach mit euch keinen gemeinsamen Antrag stellen, sondern wir werden der Sache einfach zustimmen. Sie werden es nicht glauben, es gibt auch diese dritte Möglichkeit, steht aber in all diesen Protokollen, die Sie angeblich eh gelesen haben, weil es dort wortwörtlich steht. Wir werden einfach der Geschichte zustimmen. 

Jetzt einmal zum Kollegen Dampier, mit dem ich persönlich gut kann, immer wieder aufeinander treffe, aber eines, Karl, möchte ich dir schon sagen: Ich finde, es gibt immer wieder auch mit der SPÖ total gute Übereinstimmung, auch wenn jetzt die Herren da drüben glauben, wir müssen mit dem Plastikstecken im Keller fechten, die glauben, dass ihr uns oder denen da draußen die Polizei schickt. Ich sage noch einmal, es gibt gute Projekte, gemeinsame Arbeit mit der SPÖ, auch in der Donaustadt. 

Bei meinem Lieblingsprojekt arbeite ich gerne mit dem neuen Bezirksvorsteher und dem neuen Stellvertreter zusammen, und zwar ist das die Lokale Agenda 21. Das ist allerdings der Punkt, wo du nicht so gut mit uns zusammenarbeitest, weil du öffentlich sagst, dass das, und das habe ich selbst schon gehört, nicht so toll ist. Sagen wir einmal so, du hast irgendwie „körperliche Abgase" dafür verwendet (Heiterkeit bei den GRÜNEN.), aber noch einmal, wir glauben, dass das ein gutes gemeinsames Projekt ist. Gesagt hast du das öffentlich bei einer Diskussion in einem Gasthaus. Du weißt, wovon ich rede. (GR Karl Dampier: Ich will die Gremien nicht missbrauchen!) Du hast gesagt, es ist ein „körperliches Abgas", sage ich jetzt einmal. Das Wort darf man nicht sagen, weil das kommt nicht gut. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Die andere Geschichte ist, bei den Öffis sind wir zusammen. Ich sage das deswegen so, weil dieses körperliche Abgas ja brennbar ist und du vom „Zündler" geredet hast. Deshalb ist mir das irgendwie eingefallen. Also noch einmal: Zu sagen, wir wären Zündler, denke ich mir, ist eine ziemliche Geschichte, weil das hat man historisch früher zu den Bösen in der Weimarer Republik gesagt, die irgendwie Zündler waren. Das waren die anderen, die Bösen, ich sage einmal, die Vorfahren oder die Ahnen einer anderen Partei, die jetzt auch da sitzt. Das habe ich nicht so gern. Streich das bitte, weil das waren die Vorfahren, Ahnen der anderen Partei da. (GR Karl Dampier: Das habe ich nicht so gemeint! - StR Johann Herzog: Die Räterepublik!) - Ah, aufgewacht, auch gut. 

Also noch einmal zurück: Ich würde sagen, wir finden es richtig, dass man durchaus auch den Bürgerwiderstand unterstützen soll. Das ist ganz wichtig, weil ohne diesen BürgerInnenwiderstand hätten wir jetzt ein Atomkraftwerk in Zwentendorf und wir hätten in Wirklichkeit in Hainburg ein Donaukraftwerk und keinen Nationalpark, den du, Karl, gerne besuchst oder den sogar der Herr Bürgermeister eröffnet und wo er auch der Vater oder die Mutter dieses Nationalparks ist. Ich sage es noch einmal, wir glauben, dass Bürgerwiderstand wichtig und gut ist. Dem Kollegen Mahdalik wünsche ich einfach ein besseres Augenlicht, es ist das Lineship von Greenpeace und nicht von Global 2000. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Anton Mahdalik: Was ist jetzt mit Aspern?)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Debatte geht weiter. Herr Mag Gerstl, bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich entschuldige mich bei allen, dass ich da auch das Wort ergreife. Die Debatte geht wirklich schon lang genug, aber der Kollege Dampier hat mir ein Hölzl geworfen, das ich leider aufgreifen muss. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Jetzt wird es lebhaft!)

Wenn Sie hier die Koalitionsverhandlungen ansprechen, Herr Kollege Dampier, dann möchte ich nur daran erinnern, dass es die ÖVP war, die vor einer Woche die Brücke gebaut hat, dass wir wieder zusammenkommen! (Beifall bei der ÖVP. - Aufregung bei SPÖ, GRÜNEN und FPÖ. - GR Heinz Hufnagl: Die ÖVP ist im Schmollwinkel gesessen!) 
Das möchte ich schon einmal klar festhalten! (GR Heinz Hufnagl: Wo haben Sie die letzten Wochen verbracht?) Wenn Sie es nicht wollen, meine Kollegen von der SPÖ, dann sagen Sie es doch gleich! Sie können es gleich artikulieren, keine Frage! Sie können sofort sagen, Sie wollen keine Verhandlungen! Es liegt an Ihnen, mit wem Sie Verhandlungen führen, nicht an uns! (GR Godwin Schuster: Witz komm heraus, du bist umzingelt!) 

Aber es kann natürlich auch sein, dass die SPÖ-Fraktion eigentlich diejenige ist, die gerne die Minderheitsregierung haben will und dass der Gusenbauer der ist, der die andere Fraktion in der SPÖ vertritt. Das ist natürlich auch möglich. Aber dann sagen Sie es laut und deutlich, meine Kollegen von der SPÖ! (Beifall bei der ÖVP. - StR Johann Herzog: Der Hahn hat auch seine eigene Meinung!) 

Herr Kollege Dampier, wenn Ihre Vorstellungen für Koalitionsverhandlungen so weit gehen, dass, wenn Koalitionsverhandlungen am Ring geführt werden, hier nicht mehr die Politik gemacht werden darf, die für Wien notwendig ist, dann hört sich jedes Verständnis auf, sondern ganz im Gegenteil ist ganz klar, hier geht es um Wien und dort geht es um den Bund. (GR Christian Oxonitsch: Darum haben wir gestern den Abfangjägerantrag von euch bekommen!) Sie können sicher sein, dass die Wiener ÖVP weiterhin hundertprozentig für Wien arbeitet und Sie als Regierungspartei hier voll kontrollieren wird! Das ist unsere Aussage und dazu stehen wir! 

Der Herr Kollege Oxonitsch hat jetzt noch ein Hölzl geworfen. Wenn Sie eine bundesweite Verantwortung haben, dann hätten Sie einigen Anträgen, die wir gestern eingebracht haben, zugestimmt, weil dann hätten Sie nämlich mit dem Kollegen Gusenbauer gestimmt! So haben Sie gegen ihn gestimmt, gegen das, was er mit dem Kollegen Schüssel ausgemacht hat, damit wir das noch klar gesagt haben! (Beifall bei der ÖVP. - GR Heinz Hufnagl: Das beginnt ja erst heute! Wieso dieser Ausfall von Ihnen?) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine Damen und Herren, ich ersuche um etwas Beruhigung. Das Donauspital muss für vieles herhalten. 

Ich komme zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 20 ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Das ist, ohne die Freiheitlichen, mehrstimmig angenommen worden.

Ich habe einen Beschluss- und Resolutionsantrag, der schon erwähnt wurde, betreffend Wachzimmer Rennbahnweg.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen worden.

Postnummer 19, sie betrifft Plandokument 7725 im 21. Bezirk, KatG Floridsdorf und Donaufeld. Es liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN, so angenommen.

Postnummer 21, Plandokument 7763, 22. Bezirk KatG Stadlau und Kaisermühlen. Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung mehr vor.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN, so angenommen.

Postnummer 22, sie betrifft Plandokument 7751 im 11. Bezirk, KatG Simmering.

Herr GR Dr Troch, ich ersuche um Einleitung der Verhandlung.

Berichterstatter GR Harald Troch: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Gretner, bitte. Sie sind number one. (GR Marco Schreuder: Das sehe ich auch so!)

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Bemerkung zum Brückenbau im Zusammenhang mit dem SMZ-Ost ist wirklich mehr als amüsant. 

Ich möchte jetzt eher wieder zurück zu den konkret vorliegenden Planungen sprechen, weil ich finde, dass sich gerade bei diesem Plandokument sehr deutlich etwas zeigt, das, glaube ich, eigentlich nicht im Sinne der Wiener Bevölkerung ist, und zwar hat man hier eine Planung für eine öffentliche Parkanlage zurückgenommen, mit der Begründung, weil es die Stadt bisher noch nicht realisiert hat, nimmt man es gleich auch aus der Widmung heraus. Das ist dann so formuliert: „Konnte bis dato nicht realisiert werden. Deswegen muss die Stadt Wien die Flächen wieder zurückgeben." Also eine durchaus sinnvolle Zielsetzung, die man sich einmal gegeben hat, im dichten Simmeringer Stadtgebiet einen Park zu schaffen, hat man über Bord geworfen.

Bei der Diskussion im Planungsausschuss ist uns dann gesagt worden, deshalb, weil es der Bezirk nicht wollte. Das finde ich wiederum sehr interessant, weil ich mir nicht vorstellen kann, dass die Bezirksvertretung keinen öffentlichen Park für ihre BezirksbewohnerInnen haben will, sondern wohl eher daher, was wir auch gestern viel besprochen haben, dass die Erhaltung des Parks aus dem Bezirksbudget ziemlich schwierig wäre.

Ich glaube, da muss man sich dauerhaft eine Lösung überlegen, weil ich das jetzt ständig in den Plandokumenten habe, dass man die Parkanlagen nicht realisieren kann, weil die Bezirke dies in ihren Budgets nicht vorgesehen haben. Ich glaube, langfristig ist das ein Armutszeugnis und entspricht auch nicht dem, was wir uns für die Stadt wünschen. 

Mit dem Wegfall der Parkanlage ist auch ein öffentlicher Durchgang entfallen. Also ein weiterer sinnvoller Vorschlag, der zuerst geplant war, kann leider auch nicht sein. Was sich dann daraus ergibt, ist, weil es keinen Park gibt, kann man auch keine damit verbundene Wohnbebauung realisieren. 

Also hat man eigentlich alle Ziele über Bord geworfen, weil man das Geld nicht in die Hand nehmen will, um diesen Park zu realisieren. Ich halte das für sehr erbärmlich! Deswegen lehnen wir diesen Plan ab! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Harald Troch: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Wie so vieles im Leben hat auch diese Geschichte eine Vorgeschichte und um die Vorgeschichte kommen wir nicht ganz umhin, wenn wir hier einen guten Beschluss fassen wollen. 

Die Vorgeschichte ist, dass im Jahr 2002 ein Widmungsvorschlag von der MA 21 an die Bezirksvertretung gegangen ist. Damals hat die Bezirksvertretung Simmering die Vorschläge der MA 21 abgelehnt, und zwar einstimmig abgelehnt, mit der Aufforderung, in jenem Teil des Plandokuments, der jetzt vorliegt, die bestehenden Strukturen nicht zu verändern, die lokalen Gewerbebetriebe zu erhalten. Die ursprüngliche Projektion der Parkanlage stammt aus dem Jahr 1962 und seit 1962 hat sich dort wohnungsmäßig, gebäudemäßig und bevölkerungsentwicklungsmäßig einiges verändert. Was 1962 an dieser Stelle sinnvoll erschien, muss im Jahr 2002, als das im Bezirk neu diskutiert wurde, nicht mehr sinnvoll erscheinen. Eine Stadt, und insbesondere ein Bezirk wie Simmering, wächst und verändert sich sehr stark. Der Bezirk war im Jahr 2002 einfach der Meinung, dass das nicht mehr sinnvoll sei.

Nun sind die neuen Widmungsvorschläge von der MA 21 wieder an den Bezirk gegangen, eben unter den Prämissen, die lokalen Gewerbebetriebe vor Ort zu erhalten, die bestehenden Strukturen nicht zu verändern, die Parkanlage nicht mehr festzusetzen. Dazu ist zu bemerken, dass eigentlich an der Krötzlergasse, wenn auch nicht im Umfang des geplanten Parks aus dem Jahr 1962, immerhin eine kleine öffentliche Parkanlage vor Ort entstanden ist. Der damals projektierte Durchgang ist auch nicht mehr wichtig. Wesentlich sind die Verbindungen dieses Plangebiets zur Simmeringer Hauptstraße, wo die wesentlichen Transportverbindungen bestehen. Auf Grund dieser Anforderungen hat die Bezirksvertretung Simmering einstimmig, und zwar nachweislich auch mit den Stimmen der grünen Bezirksfraktion, den Vorschlag, wie er heute vorliegt, angenommen. 

Ich bin daher als Simmeringer froh, weil der Wiener Gemeinderat den einstimmigen Wünschen der Bezirksvertretung Simmering nachkommt, sozusagen die Bezirkswünsche nachvollzieht und das vorliegende Plandokument zum Beschluss erhebt. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Wir kommen zur Abstimmung. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag liegt nicht vor. 

Wer für das Geschäftsstück im Sinne des Herrn Berichterstatters ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, mit ÖVP, FPÖ und SPÖ, gegen die GRÜNEN.

Es gelangt nun die Postnummer 24 zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7703 im 14. Bezirk, KatG Auhof und Weidlingau. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Valentin, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Erich Valentin: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Wortmeldung wird sehr kurz, weil sie ist auf eine Person konzentriert, die leider jetzt nicht im Sitzungssaal ist, die sich nämlich für diesen Tagesordnungspunkt streichen hat lassen, auf den Kollegen Madejski und auf die freiheitliche Fraktion im Allgemeinen. 

Das Planungsdokument selbst unterstützen wir nämlich voll und ganz, weil wir dafür sind, dass die Verkehrslösung im Auhof verbessert wird, was mit diesem Plandokument sichergestellt wird. 

Aber was ich von dieser Stelle gerne klarstellen möchte, ist, ich möchte es wirklich so bezeichnen, der Schwachsinn, der von Seiten der Freiheitlichen Partei zu diesem Dokument gegenüber der ÖVP geäußert worden ist. Sie behauptete nämlich wirklich ganz fest, wenn kein Verkehrsband eingezeichnet ist, kann die U-Bahn nicht in den Auhof verlängert werden. 

Liebe Kollegen von der Freiheitlichen Partei, schauen Sie sich die Flächenwidmungspläne überall dort an, wo es heute U-Bahnen gibt! Sie werden feststellen, dass auch dort, wo bereits heute U-Bahnen sind, sehr oft in Flächenwidmungsplänen nicht ein Verkehrsband eingezeichnet ist und dass Ihre Schlussfolgerung einzig und allein falsch ist! (Beifall bei der ÖVP. - GR Dr Herbert Madejski: Da bin ich gerade noch rechtzeitig hereingekommen!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Rubik. Ich erteile es ihr.

GRin Silvia Rubik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich kann mich ganz auf dieses Plandokument konzentrieren und will nur wesentliche Punkte herausstreichen. Das heißt, dieser Flächenwidmungsplan ist eine wesentliche Entlastung der Kreuzung im 14. Bezirk, Adalbert-Schweitzer-Gasse Kreuzung Badgasse. Mit dem Neubau der Straße, und es geht hier um das Gewerbegebiet und die damit verbundene Neuführung der Autobuslinie, wird eine Gegensteuerung zum derzeit täglichen Verkehrsstau gesetzt. Es ist angedacht, dass die neue Straße, verbunden mit einem Kreisverkehr, wieder auf die Ausfahrt der Westautobahn einfließen soll und damit auch eine Entlastung des dortigen Wohngebiets gegeben ist. Die damit verbesserte Erschließung der Gewerbezone und die Entschärfung des Fußgängerübergangs sind damit gewährleistet. 

Gleichzeitig mit diesem Flächenwidmungsplan ist auch ein Widmungsansuchen der Firma Holzhausen, einer Druckerei, wo hochwertige Kunstdrucke angefertigt werden, im gleichen Zug zu verfolgen. Die für das Betriebsgelände notwendige Anbindung an das Straßennetz wird damit gleichzeitig geschaffen, was wiederum heißt, dass dort Arbeitsplätze, und es handelt sich um zirka 700 Arbeitsplätze, damit gesichert sind und man nicht außer Acht lassen darf, wie wichtig dort, in diesen Industriegebieten, zur jetzigen Zeit die Arbeitsplätze sind. Ich denke mir, das ist ein sehr schwerwiegender Punkt, der auch dazu zählt, dass man diesem Plan zustimmt. 

Was mich sehr freut, ist, dass die Wirtschaftskammer dieses Vorhaben sehr begrüßt und wir uns damit auch die Zustimmung der Opposition erhoffen.

Ich ersuche um Zustimmung zum Planstück. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. - Bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich habe nur die letzten Sätze des Kollegen Gerstl gehört. Er hat mich ein bisschen motiviert, noch einiges zu diesem Plandokument zu sagen. 

Natürlich stimmt es nicht, was der Kollege Gerstl sagt, wie so oft in den letzten Tagen. Man kann selbstverständlich in Flächenwidmungsplänen Verkehrsbänder einzeichnen. Es ist eine Frage, ob man das will oder nicht will. 

Ich habe erst gestern die neuesten Flächenwidmungspläne beim Zentralbahnhof gesehen, das habe ich schon gestern ausgeführt, wo Sie dann gesagt haben, ich sei der Pressereferent von StR Schicker. Es ist noch nicht so weit, Sie brauchen nicht neidig zu sein! Es ist noch nicht so weit! (GR Dr Matthias Tschirf: Aber bald!) Diese Flächenwidmungspläne sind, trotz aller Diskussion und Sachen, die mir nicht gefallen, im Großen und Ganzen zu 80 Prozent sehr gut ausgearbeitet. Dort gibt es natürlich die Schraffierung fürs Verkehrsamt, für die Verlängerung der U2. Selbstverständlich ist das dort drinnen. Dort ist es nur einfacher und vielleicht logischer, weil dort noch nichts steht, weil dort nichts gebaut ist. Da will man es im Vorhinein freihalten, damit dort nicht irgendwer etwas hinbaut oder Investitionen tätigt, wo man vielleicht in der Zukunft sagt, das ist ein Blödsinn und er verliert alles. 

Bei diesem Aktenstück hat es mich ein bisschen geärgert, und das habe ich auch dem Herrn Stadtrat schon im Planungsausschuss gesagt, dass es nicht drinnen ist, weil es mir die Einstellung der Mehrheitsfraktion der SPÖ zeigt, dass es nicht ganz ernst gemeint ist mit der Verlängerung der U4. Denn wenn es ernst gemeint wäre, Herr Stadtrat, hätte man es durchaus einzeichnen können, weil ich habe schon in der Ausschusssitzung gesagt, beim Hanappi-Stadion vorbei oder durch das 
Hanappi-Stadion wird man die U-Bahn, falls sie wirklich angedacht ist, nicht bauen, sondern genau in diesem Bereich, wo der Flächenwidmungsplan heute beschlossen werden soll. Dass dort natürlich bereits Bauwerke stehen, ist mir klar. Aber es kann jeder sein Bauwerk aufstocken, er kann einen Keller machen, er kann das Haus sanieren und so weiter, trotzdem sollte er wissen, dass diese Situation unter Umständen vielleicht nicht genau das ist oder vielleicht in Zukunft nicht mehr den Wert hat, weil ein Verkehrsband eingezeichnet ist und vielleicht in 20 Jahren eine U-Bahn vorbeifährt oder unter ihm fährt. Um nichts anderes ist es uns gegangen. 

Wir können sehr wohl Flächenwidmungspläne lesen. Wir wissen auch, dass man ein Verkehrsband einzeichnen kann. Hier ist es halt nicht passiert. Ich weiß nicht, aus welchen Gründen. Ich habe gesagt, weil wahrscheinlich die Motivation der Mehrheitsfraktion für die Verlängerung der U4 noch nicht so richtig ausgeprägt ist. Die wird auch noch kommen, Herr Stadtrat. Ich glaube, sie wird kommen, obwohl man jetzt das Park-and-ride-Haus in Hütteldorf baut, was vollkommen sinnlos ist, wenn man wirklich die U4-Verlängerung nach Auhof beziehungsweise eine Verlängerung Richtung Niederösterreich plant und dort Park-and-ride-Plätze baut. Das wollte ich nur dem Kollegen Gerstl antworten. 

Deswegen lehnen wir dieses Aktenstück ab, weil es in Wirklichkeit unserer Meinung nach nicht der zukünftigen Realität entspricht, nämlich der Planung der U4 und der Verlängerung nach Auhof. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Erich Valentin: Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich stimme mit meinem Vorredner, obwohl ich 80 Prozent schon sehr gut finde, dahin gehend nicht überein, als ich finde, dass 100 Prozent der Flächenwidmungspläne durchaus sehr sinnvoll sind. Aber das überrascht nicht wesentlich. 

Ich werde mich auch nicht in die Debatte, wer besser Pläne lesen kann, die VertreterInnen der Österreichische Volkspartei oder die der FPÖ, einmischen können, weil ich das als Berichterstatter nicht tun darf. Ich bin nicht unglücklich darüber, da ich da nicht den Schiedsrichter spielen möchte. 

Ich möchte nur anmerken, dass die Begrifflichkeit Verkehrsband, die bei Eisenbahnen verwendet wird, nicht für diesen Fall anzuwenden wäre. Aber sei es darum, ich möchte mich in der Debatte, ob eine U-Bahn-Trasse oder eine U-Bahn-Absicht ernsthaft oder weniger ernsthaft überlegt wird und der Beurteilung der beiden Oppositionsparteien tatsächlich nicht als Schiedsrichter anbieten. Ich glaube auch nicht, dass das, nach dem Ton, der geherrscht hat, gesund wäre. 

Ich möchte lediglich festhalten, dass zur vorliegenden Flächenwidmung die Erklärung meiner Kollegin aus dem 14. Bezirk erfolgt ist, dass es eine sehr sinnvolle ist. 

Ich ersuche Sie um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dem Herrn Berichterstatter folgen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit ÖVP und SPÖ angenommen und somit beschlossen.
Wir kommen zur Postnummer 27 der Tagesordnung. Sie betrifft das Plandokument 7757 im 18. Bezirk. Der Kollege Valentin ist schon da. Ich bitte ihn, einzuleiten. 

Berichterstatter GR Erich Valentin: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Dieses Plandokument ist eines aus der Reihe „Der Wiener Krankenanstaltenverbund als Immobilienhai". Es geht um das Areal der Semmelweis-Klinik, wo der Krankenanstaltenverbund relativ schnell erkannt hat, dass eine schöne Grünruhelage im attraktiven Stadtgebiet ihr eigen ist und sich dementsprechend intensiv dafür eingesetzt hat, dass es zu lukrativen Umwidmungen kommt. Das wird auch ganz offen im Bericht zu diesem Flächenwidmungsplan angesprochen. Ich möchte daraus zitieren: „Hinsichtlich einer großflächigen Epk-Ausweisung wird darauf hingewiesen, dass einerseits eine großflächige Umwidmung von Bauland in Grünland gegebenenfalls Einlöseansprüche hervorrufen könnte ...", also dass der Krankenanstaltenverbund dann quasi die Hand aufhält und der Stadt Wien sagt, sie soll ihm jetzt diesen Unterschied zahlen, was wirklich absurd ist, wenn man bedenkt, dass diese Grünflächen der Wiener Bevölkerung gehören, „... und andererseits auch eine zukünftige Ausgestaltung beziehungsweise vor allem die Erhaltung einer großen Epk-Fläche durch den Bezirk (begrenztes Bezirksbudget) als fraglich erscheint."

Das ist wieder das Thema, das ich vorher schon in Simmering angesprochen habe. Man widmet keine Parks und Grünflächen mehr, weil die Bezirke zu wenig Geld haben, so wie gestern besprochen, um die Schulen zu sanieren und zu erhalten und, so wie heute angesprochen, auch für die Parkflächen nicht genügend finanzielle Mittel haben. 

Bei diesem Plandokument ist aber noch etwas anderes sehr gut nachvollziehbar. Im Bericht zu diesem Plan steht, dass das Personalwohnheim der Stadt Wien in der Scheibenbergstraße 38 in Kürze abzubrechen ist. Gott sei Dank gibt es den Wiener Fachbeirat, der nun immer wieder kritisch Stellung bezieht und darauf hinweist, dass es Sinn machen würde, dieses noch voll intakte Wohnheim zu behalten. Gott sei Dank berücksichtigt man diesen Einwand vom Fachbeirat in diesem Fall und dieses Gebäude wird erhalten.

Auf Grund der zahlreichen Einsprüche der Bevölkerung ist ein bisschen etwas wieder zurückgenommen worden. Ähnlich wie bei Steinhof hat man zuerst einmal den KAV möglichst zufriedengestellt, dann hat man gesehen, die Bevölkerung protestiert, lässt es sich nicht gefallen und nimmt jetzt die Hälfte wieder zurück. Uns ist diese Hälfte immer noch zu wenig und deswegen lehnen wird dieses Plandokument ab! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Deutsch. 

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Das gegenständliche Plangebiet wurde überarbeitet, und darauf muss man nach der Rede der Kollegin Gretner hinweisen, um einmal Vorsorge für der Erholung dienende Grünflächen zu treffen und andererseits durch widmungsmäßige Sicherung diese bestehenden öffentlichen Grünflächen zu erhalten. Dem wird zum Teil durch eine erstmalige Ausweisung von Grünland, Erholungsgebiet und Spielplatz auch entsprochen. Das heißt, die nunmehr vorgeschlagenen Festsetzungen berücksichtigen in einem sehr hohem Ausmaß nicht nur den tatsächlichen Vegetationsbestand des Areals der Semmelweis-Klinik, den alten Baumstand, sondern vor allem auch die großzügige Parkanlage.

Worauf Sie nicht eingegangen sind, ist, dass es durch diese Neufestsetzung erstmals möglich ist, dass das gesamte Areal geöffnet wird und damit auch das Defizit an öffentlichem Grünraum, das im Vorhabensbericht angesprochen wurde, auch reduziert wird. Andererseits wird für den bisher halb öffentlichen Bereich auf Grund eines Beschlusses der Bezirksvertretung ein neues, zirka 2 000 m² großes Erholungsgebiet, nämlich ein Spielplatz, vorgesehen, welches ebenfalls öffentlich zugängig gemacht werden soll. Das sind wesentliche Argumente, die mit Ihrer Wortmeldung nicht in Einklang zu bringen sind.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die geplante Übersiedelung der Semmelweis-Frauenklinik 2011/2012 in das neue Spital im Norden der Stadt, die auch angesprochen wurde, ermöglicht daher, dass auf der einen Seite die Identität der Einrichtung an einem neuen Standort nicht nur erhalten werden kann, sondern dass auch eine geregelte Entwicklung des Plangebiets durch diese Festsetzungen des Flächenwidmungs- und Bebauungsplans eingeleitet werden kann. 

Wenn auf der einen Seite vorgeschlagen wird, im nordwestlichen Teil eine Bebauungsmöglichkeit von 25 Prozent zu erreichen, was im Umkehrschluss nichts anderes heißt, als dass 75 Prozent der Grünflächen in diesem Bereich gesichert sind, ist es gleichzeitig sinnvoller, die Bebauungsmöglichkeit mit einem gewissen Spielraum hier zu konzentrieren, auf der anderen Seite einen zusammenhängenden Grünbereich für das Gesamtareal zu schaffen und diesen zusätzlich noch zu schützen.

Die Kritik der Kollegin Gretner kann ich insofern nicht nachvollziehen, weil Sie selbst im Ausschuss darauf hingewiesen haben, dass sehr viele Anliegen von Bürgerinnen und Bürgern nun bereits eingearbeitet wurden, dass viele Bezirkswünsche in der neuen Vorlage berücksichtigt wurden. 

Ich möchte daher festhalten, dass insgesamt durch diese vorliegende Widmung, wie es übrigens auch bei vielen anderen Widmungsvorschlägen der Fall ist, die Areale des Krankenanstaltenverbundes in anderen Stadtteilen betreffen, die bebaubare Fläche reduziert wurde, der öffentliche Grünraum vergrößert wurde und durch die Festsetzung von Wegen die Durchlässigkeit gesichert wurde. Das heißt, der Teil der parkartigen Grünfläche mit den denkmalgeschützten Gebäuden der Semmelweis-Klinik wird in eine erweiterte Schutzzone einbezogen. Das Personalwohnheim, darauf haben Sie hingewiesen, wurde bestandsorientiert ausgewiesen. Die bauliche Ausnutzung wird im Wesentlichen auf das ortsübliche Ausmaß beschränkt, das denkmalgeschützte historische Ensemble gesichert, der Grünraum und der Baumbestand werden erhalten. Das sind die wesentlichen Aussagen dieses Plandokuments.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Im Zuge der Neuwidmungen für das gesamte Wiener Stadtgebiet werden, ich habe bereits darauf hingewiesen, Areale des Krankenanstaltenverbunds neu gewidmet. Das berücksichtigt damit im Sinne einer vorausschauenden Stadtentwicklungsplanung die strukturelle Weiterentwicklung der Wiener Spitalslandschaft. Die vorliegende Flächenwidmung ist ein weiterer Schritt in diese Richtung. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir kommen gleich zur Abstimmung.

Wer dem Antrag des Herrn Berichterstatters zustimmen will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Mehrstimmig, mit ÖVP, FPÖ und SPÖ, gegen GRÜN, angenommen.

Postnummer 30 betrifft das Plandokument 7774 im 2. Bezirk. Ich bitte Herrn GR Valentin um Einleitung.

Berichterstatter GR Erich Valentin: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Ich ersuche abermals um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. - Bitte.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte zu diesem Flächenwidmungsplan nur etwas sagen, weil es auch in die Reihe der vorher angesprochenen passt, und zwar insofern, als es auch eine Stellungnahme des Fachbeirats gab. In diesem Fall hat man aber diese Stellungnahme nicht berücksichtigt, wie ich meine, ohne wirklich die Gründe dafür anzugeben.

Und zwar ging es darum, eine Kleingartenanlage in ganzjähriges Wohnen umzuwidmen, in einem Gebiet, das sich am Rande der Freudenau in schöner Grünlage befindet, wo in den letzten Monaten und Jahren immer wieder Konflikte mit Kleingartenanlagen waren, die zu ganzjährigem Wohnen umgewidmet wurden, wo dann nicht ausreichend Stellplätze vorhanden waren, weil auch in der unmittelbaren Umgebung nicht überall die Infrastruktur vorhanden ist, dass man diese Wege zu Fuß oder mit öffentlichem Verkehr erledigen könnte.

Das Zweite zu diesem Flächenwidmungsplan ist, dass es auch eine Stellungnahme einer Umweltabteilung gab, die darauf hinweist, dass die Linie zwischen A4 und Donaukanal durchaus schützenswert wäre und man hier, ohne genau zu wissen, was man eigentlich will und in einer sehr unüblichen Form „Sondergebiet" gewidmet hat, um sich auf die Suche zu machen, was immer da entstehen kann. Es wird das auch offen zugegeben. Es gibt jedoch keine konkreten Ergebnisse, was dort überhaupt passieren kann. Ich meine, man wäre richtig beraten gewesen, hätte man die Stellungnahme der Umweltabteilung in diesem Bereich berücksichtigt.

Deshalb lehnen wir diesen Plan ab! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Hora. Ich erteile es ihm.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich kann mir schon vorstellen, dass die Grüne Alternative immer nur dort Grün und grünes Leben will, wo sie es will. Die GRÜNEN haben mit ihrer Art einer Stellungnahme, die von Seiten der Bezirksgrünen abgegeben wurde, auf ein Problem aufmerksam gemacht, das natürlich im Naturschutzbereich Landschaftsschutzgebiet Prater vorhanden ist. Auf der anderen Seite haben sie es geschafft, 51 Kleingärtnern die Möglichkeit für ganzjähriges Wohnen mit einer Argumentation, die ich nicht nachvollziehen kann, zu nehmen. Ihre Argumentation ist, dass dort keine Autoabstellplätze sind. 

Liebe Frau Gretner, ich fahre gerne mit Ihnen mit dem Fahrrad durch den Prater und zeige Ihnen die Anlage. Ich zeige Ihnen dort auch die Möglichkeiten. Es ist nämlich genau auf der Rückseite dieser Anlage bei der Freudenau beim Lusthaus ein dementsprechend großer Parkplatz, den die Bewohner dieser Kleingartenanlage, die den ganzen Sommer dort wohnen, nutzen. Also es ist nicht so, dass das dort auf einmal nicht vorhanden ist. Und wenn Sie mit öffentlichen Verkehrsmitteln dort hinkommen wollen, dann ist das ganz einfach möglich. Die Linie 77A fährt in einem 10 Minuten- und 20 Minuten-Takt, außer am Abend in einem 30 Minuten-Takt, permanent dorthin und Sie haben keine 2 Minuten Weg dorthin.

Das Nächste, was Sie jetzt ankreiden, ist die Widmung „Sondergebiet". „Sondergebiet" aus einem einfachen Grund, weil es dort die Lebensgrundlage von zwei Gärtnern gibt, wovon einer noch aktiv ist und der andere überlegt aufzuhören. Um hier kein Exempel zu statuieren, hat man diese Möglichkeit „Sondergebiet" einmal genommen, damit nicht eine Bebauung stattfinden kann. Aber die haben dort ihre Lebensgrundlage und die sollte man auch nicht wegnehmen.

Wenn Sie das gesamte Plandokument ganz genau anschauen, werden Sie darauf kommen, dass eine Sicherung des Landschaftsschutzgebiets Prater vorgenommen wurden. Es sind sämtliche Möglichkeiten, die eine zusätzliche Verbauung möglich machen, nicht gegeben. Das heißt, ein kompletter Schutz des Landschaftsschutzgebiets Praters. 

Wie gesagt, ich kann mir nicht vorstellen, warum gerade von Ihrer Seite, wenn jemand im Grünen leben will, und damit meine ich die Kleingartenanlage des Vereins Freudenau, verhindert wurde, dass dort 51 Kleingärtner ganzjährig wohnen können, weil im Sommer sind sie dort. Aber Sie werden es den Menschen dort erklären. Die Menschen sind aufgebracht. Ich habe mir erlaubt, Ihre Stellungnahme dem Herrn Obmann zu überreichen. Er ist sehr erfreut über Ihre Aussagen. Daher würde ich wirklich bitten nachzudenken, ob in dieser Stadt, dort, wo Menschen glauben, sich einen Kleinraum, ein Kleinod anzuschaffen, nicht eine Möglichkeit ist, diesen Menschen auch die dementsprechende Grundlage zu geben und nicht nur den Weg zu gehen, dort, wo die GRÜNEN glauben, Grünes muss sein, dort darf es sein! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen gleich zur Abstimmung. 

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ÖVP, FPÖ und SPÖ haben zugestimmt.

Postnummer 32 der Tagesordnung betrifft das Plandokument 7571 im 3. Bezirk, KatG Landstraße. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Gaal, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Kathrin Gaal: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort gemeldet ist Herr Mag Chorherr, wenn meine Liste jetzt stimmt. - Bitte sehr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Ihre Information stimmt, Frau Vorsitzende.

Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Lassen Sie mich in wenigen Sätzen unseren Hauptkritikpunkt, den wir ohnehin schon öfters geäußert haben, noch einmal zusammenfassen und an dem Beispiel auch zeigen, wie man aus unserer Sicht Verkehrsprobleme nicht lösen kann. 

Im Wesentlichen geht es darum, dass der Landstraßer Gürtel in diesem Bereich signifikant ausgebaut wird. Sechs Spuren, derzeit acht Spuren, vielleicht sogar mehr. Wenn man den Plan anschaut, wie das dann weitergehen soll, kann man sich schon überlegen, wie das weitergeht, nämlich dass diese Riesenschneise des Autoverkehrs natürlich nicht beim Heinrich-Drimmel-Platz stehen bleiben wird, sondern in Richtung Belvedere entsprechend ausgebaut wird.

Auf den ersten Blick sagt man, eh klar, momentan staut es auf der Tangente, die Leute wollen auf den Landstraßer Gürtel, also staut es dort auch, machen wir es dort auf und verlagern wir den Stau von der Tangente auf den Landstraßer Gürtel. Bauen wir den Landstraßer Gürtel bis zum Belvedere aus, staut es dort. Dann bauen wir weiter aus. Das ist der Grundfehlgedanke der autogerechten Stadt. Wenn man Hochleistungsstraßen baut, wird es stauen. Es staut dort auf 2 Spuren, auf 4 Spuren, es kann auch auf 8 Spuren oder auf 10 Spuren stauen. Wenn Sie nach Los Angeles fahren, können Sie sich anschauen, wie es auf 16 oder 18 Spuren staut. Das ist hinausgeschmissenes Geld.

Wenn ich mir anschaue, wie im Planungsbereich einige innovative Projekte oft scheitern, weil 5 000, 10 000 oder 15 000 EUR nicht da sind, wenn man sich anschaut, wie viel Geld für diese autogerechte Planung selbstverständlich bereitgestellt wird - ich weiß schon, das sind auch Bundesmittel in diesem Bereich -, dann sehen wir das überhaupt nicht ein. Das ist falsch! 

Ich verstehe auch den Grundgedanken nicht, wieso man denn emittierenden Stau von der Tangente ins Wohngebiet hineinholt. Also dann bauen wir die Prinz-Eugen-Straße aus und dann bauen wir irgendwie alles aus, das kann es nicht sein! Das ist falsch und Falschem stimmen wir bekanntlich nicht zu, deswegen unsere Ablehnung! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Hoch. - Bitte.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ein bisschen verwundert bin ich jetzt über die Wortmeldung vom Kollegen Chorherr, weil die GRÜNEN im Bezirk der Flächenwidmung zugestimmt haben. 

Ich hab das gestern schon einmal kurz in der Budgetdebatte gesagt, wir haben das immer einheitlich gesehen, die Flächenwidmung Zentralbahnhof gemeinsam mit der Flächenwidmung Arsenal. Es sind zwei Entwicklungsgebiete, die entwickelt werden, die auch entwickelt werden müssen, keine Frage. Es entstehen zwei Gewerbeparks, einer beim Arsenal, ein anderer beim Zentralbahnhof. 

Die Verkehrsproblematik wird da in Wirklichkeit nicht gelöst und wird nicht entschärft. Im Gegenteil, sie wird verschärft. Der Kollege Chorherr hat auf die Problematik beim Gürtel hingewiesen. Was uns als ÖVP bei diesem Flächenwidmungsplan noch aufgefallen ist, ist zum Beispiel die Franz-Grill-Gasse, eine Gasse, die für das Gebiet wichtig ist. Dort wird der Querschnitt auf 26 m, einmal sogar kurz auf 28 m, verbreitert. Wenn ich mir in dem Gebiet anschaue, was es dann dort für einen Verkehr geben wird, also man rechnet bei Zentralbahnhof Arsenal mit 30 000 Fahrzeugen pro Tag, beim Zentralbahnhof steigen 40 000 Zugpassagiere um, sind das Mengen, die wir einfach nicht mit den bereits bestehenden Klassen, mit den bereits gewidmeten Klassen, Mommsengasse, Jägerstraße, Favoritenstraße, verdauen beziehungsweise vertragen die das einfach nicht.

Der Herr Stadtrat hat mich heute in der Früh darauf hingewiesen, ich sollte mir noch einmal das Verkehrskonzept beim Zentralbahnhof anschauen. Ich habe mir das noch einmal angeschaut. Es gibt kein schlüssiges Verkehrskonzept, auch nicht beim Zentralbahnhof. Unser Kritikpunkt bleibt also, die U2 müsste direkt zum Zentralbahnhof hingeführt werden, und da sind wir wieder bei der Flächenwidmung Arsenal. Man müsste dort vom Arsenal den Radius so drehen, damit die nächste Station nach dem Arsenal der Zentralbahnhof ist; damit würde man das Gebiet sehr gut miteinander verbinden. Man darf nicht vergessen, es gibt im Gewerbegebiet Eurogate, im Gewerbegebiet Arsenal und dann auch im Gewerbegebiet Hauptbahnhof insgesamt 35 000 Arbeitsplätze, auch viele Wohnungen, und in einer Stadt der kurzen Wege und eines guten öffentlichen Verkehrs würde ich mir schon erwarten, dass die Zentralpunkte in diesem Gebiet direkt angefahren werden.

Wundern müssen habe ich mich nur noch über die Aussage unseres - er hat selber gesagt, es ist noch nicht so weit - Pressesprechers Madejski. Er hat mir gestern nach der Sitzung gesagt, dass es früher auch seine Forderung war, die U2 direkt zum Zentralbahnhof hinzuführen, aber er ist jetzt davon abgekommen, weil es nicht so wichtig ist; er hat nämlich geschaut, mit der jetzt geplanten Streckenführung, dass sie irgendwann einmal nach Meidling weitergeführt wird. So wird also Planungspolitik bei den Blauen gemacht! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Valentin. Ich erteile es ihm.

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin!

Vorweg einige einleitende Bemerkungen. - Diese Widmung, meine Damen und Herren, die wir heute zur Beschlussfassung vorliegen haben, findet in einem Gebiet statt, in dem die Menschen, die dort wohnen - die länger dort wohnen, die aber auch kürzer dort wohnen -, ziemlich verärgert sind. Sie sind deshalb ziemlich verärgert, weil die Stadt mit dieser Widmung auch in diesem Gebiet wieder Ordnung schaffen muss - ein Zeichen dafür, was blinde Verkaufswut des Bundes gerade im Arsenalgebiet anrichten kann!

Wir haben die Situation, dass BUWOG-Wohnungen verkauft worden sind. Wir haben die Situation, dass die BIG Grundstücke, ich würde fast sagen, verscherbelt hat zum Spottpreis, dass sie mit Wohnbauträgern unterwegs war, die durchaus in den Bereich der Bauhaie einzuordnen sind. Wir haben dort die Situation, dass teilweise die Wasserversorgungs-, aber auch -entsorgungsstränge über Grundstücke verlaufen, bei denen man heute nicht weiß, ob deren Eigentümer zukünftig der Versorgung der jetzt dort Wohnenden zustimmen werden. Wir haben die Situation, dass Menschen, die dort immer auf Straßen geparkt haben, sich jetzt Klagen bezüglich der Einschränkung des Eigentumsrechtes vergegenwärtigen müssen. Wir haben eine Situation, die in der Tat ärgerlich ist, eine Situation, die die Partei meines Vorredners zu verantworten hat, und ich kann mir durchaus vorstellen, dass es dort für ihn nicht lustig ist. - Das vorweg.

Die Widmung schafft Klarheit. Die Widmung schafft die Möglichkeit, dass die Leute auch zu ihren Wohnungen gelangen. Die Widmung ist eine, die sehr wohl auf Fußgängerrelationen sehr vorbildlich Rücksicht nimmt. Diese Widmung ist eine, die ein Widmungsband für die U2-Trasse frei hält, die dann eine beidachsige Versorgung ermöglicht, die wiederum die Grundlage dafür bietet, dass die wahrscheinlich bis zu 5 000 zusätzlichen Arbeitsplätze, die dort entstehen könnten, auch tatsächlich mit einem vernünftigen öffentlichen Verkehrsmittel angebunden werden können. Wir haben die Vorlage hier in dem Verkehrskonzept - das grundsätzlich nicht in die Frage der Flächenwidmung einfließt, das aber durchaus parallel diskutiert worden ist -, dass Buslinien die weitere Erschließung vornehmen. - Das zum einen. 

Wir können also davon ausgehen, dass dieses Gebiet, was die Stadt Wien betrifft, sehr ordentlich, nahezu vorbildlich mit öffentlichen Verkehrsmitteln angebunden wird und dass diejenigen, die dort arbeiten werden, und diejenigen, die dort wohnen werden, auch eine vorbildliche Möglichkeit haben werden, mit dem Umweltverbund in dieses Gebiet zu kommen.

Zu den Diskussionen der beiden Vorredner und zu den Einwänden sei Folgendes gesagt: Wenn ich mir das Kreuzungsplateau Abfahrt der Südosttangente ansehe - da wurde ja das Beispiel von Los Angeles mit bis zu 16 Spuren gebracht und eingewandt, dass das ein Weiterschieben eines Verkehrsstaus wäre, und damit hat Kollege Chorherr vollkommen Recht -, wenn man sich den Plan und das Projekt ansieht, dann wird es dort zwei durchgehende Fahrstreifen geben, zwei durchgehende Fahrstreifen genauso wie bei den Unterführungen, genauso wie bei allen anderen Relationen, die wir am Gürtel in dieser Gegend vorfinden. Das heißt, es ist eine durchaus sinnvolle Anpassung eines Ist-Zustandes und keinesfalls eine Vermehrung einer Fahrspurrelation in diesem Bereich. Selbstverständlich wird man Abbiegerelationen schaffen müssen, aber an durchgehenden Fahrspuren werden - wie es auch der Bürgerinitiative versprochen worden ist - weiterhin zwei pro Richtung verbleiben.

Angeschnitten worden ist die Frage der Franz-Grill-Straße, die mit einem Querschnitt von 26 m einmal als Freihaltung im Flächenwidmungsplan beinhaltet ist. Dazu muss man Folgendes sagen: Wenn man zum einen vermeiden will, dass im Bereich der dicht besiedelten Gebiete der Verkehr angeschlossen wird, dann kann man das durchaus zurückwidmen und zurückbauen. Ich möchte auch ganz besonders darauf hinweisen, dass 26 m ja nicht 26 m Fahrbahn bedeuten. Denn wenn wir links und rechts einen vernünftigen Gehsteig planen, wenn beispielsweise eine Allee mit inkludiert ist und wenn ich davon ausgehe, dass dort auch Betriebe sein werden, für die zumindest eingeplant werden muss, dass mit LKW zugefahren werden kann, dann verringert sich das Ausmaß doch gewaltig. 

Man kann dann nicht mehr von einem „Autobahnring" sprechen - wie Kollege Hoch in seiner Presseaussendung -, sondern dann ist das eine vernünftige Anbindungsstraße, die dafür Gewähr bietet, dass dort auch die Betriebe erreicht werden können, die aber keinen übergeordneten und ganz und gar keinen Durchzugscharakter haben wird. Das heißt, wir finden dort eine Anbindungsstraße vor, wir finden Stichstraßen und Straßen mit einem geringeren Querschnitt vor, die dazu geeignet sind, den Rest an Individualverkehr, der sicherlich auf Grund des Nutzungskonzeptes in diesem Gebiet notwendigerweise anzunehmen ist, ordentlich einzubinden, ohne ein Chaos zu verursachen.

Auf den Punkt gebracht: Verkehrstechnisch bedeuten dieses Plandokument und die Vorsorge der Stadt eine mustergültige Erschließung mit öffentlichen Verkehrsmitteln, ein tatsächlich den Anforderungen entsprechendes, hoch leistungsfähiges, schienengebundenes Verkehrsmittel, die U2, und Busse, die die Aufschließung übernehmen. Der Individualverkehr ist in der Form dimensioniert, dass Betriebe ordentlich wirtschaften können und dass eine Anfahrt auch mit Individualverkehrsmitteln erfolgen kann, aber er ist sicherlich nicht dazu geeignet, dass man diesem Verkehr eine Durchzugsqualität unterstellen kann.

Ich kann also mit Fug und Recht und gutem Gewissen sagen: Stimmen Sie diesem Plandokument zu! - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, mit den Stimmen der FPÖ und der SPÖ, angenommen.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 2 und 3 der Tagesordnung - sie betreffen Subventionen an den Verein Courage und an den Verein Kolping Österreich - zusammenzuziehen, die Abstimmungen jedoch getrennt durchzuführen.

Gibt es dagegen einen Einwand? - Dies ist nicht der Fall.

Nunmehr bitte ich die Berichterstatterin, Frau GRin Ludwig, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Martina Ludwig: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ekici. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir von der ÖVP-Fraktion werden unsere Zustimmung zu dem vorliegenden Poststück geben. Trotzdem war es mir ein Anliegen, mich dazu zum Wort zu melden, weil mir das Thema auch ein persönliches Anliegen ist. 

Bei diesem Projekt des Vereins Kolping geht es um eine multikulturelle Wohngemeinschaft für junge Frauen in Notsituationen, die aufgrund extremer familiärer Konfliktsituationen wie zum Beispiel auch der Zwangsverehelichung betroffen sind. Ich habe an dieser Stelle schon einige Male darüber gesprochen und auch ausgeführt, worin die Unterscheidung zwischen Zwangsheirat und arrangierter Heirat besteht, welche Maßnahmen zu treffen sind und was der Bund alles gemacht hat. Es waren auch die gestrigen Ausführungen der Kollegin Yilmaz ein Anlass dafür, mich heute zum Wort zu melden. Sie hat gesagt: Was hat der Bund gemacht? Und: Wir haben eine Studie in Auftrag gegeben. 

Ja, Frau Stadträtin, Sie haben im Oktober 2005 angekündigt, es wird im Laufe des ersten Halbjahres - hat es zuerst geheißen - eine Studie geben. Dann hat es geheißen: im Laufe des Jahres; später hat es geheißen: Ende 2006. Jetzt haben wir schon fast Dezember, und es gibt noch immer keine Studie. Ich hoffe, dass diese Never Ending Story irgendwann ein Ende haben wird und wir diese Studie dann auch vorliegen haben werden.

Was hat der Bund gemacht, Frau Kollegin Yilmaz? Weil Sie das gestern auch angesprochen haben: Diese Meldedatenbank - das als Information - gibt es seit März dieses Jahres! Und es gibt ... (GRin Nurten Yilmaz: Das stimmt nicht! In dem Antrag steht, dass es keine statistischen Werte gibt!) Nein, in Wien gibt es sie nicht, aber es gibt eine Meldedatenbank. Bitte verdrehen Sie mir jetzt nicht die Worte im Mund, Sie haben gestern etwas ganz anderes angesprochen. Heute gehen Sie auf den Antrag ein, aber gestern haben Sie gesagt: Was hat der Bund gemacht? Wo ist diese Meldedatenbank? 

Also springen Sie über Ihren Schatten: Rufen Sie das Frauenministerium an oder klicken Sie sich bei dieser Homepage ein, die ja auch sehr gut ist, dann werden Sie auch diese Informationen bekommen. Denn wir haben uns die Mühe gemacht und diese Informationen geholt, und ich kann Ihnen wirklich alles sagen. Ich kann Ihnen sagen, wie viele Meldungen es gegeben hat, wo die Frauen herkommen, wie alt sie sind et cetera, et cetera. Das heißt, Sie hätten sich die Mühe machen sollen. Und was wird in Wien gemacht? Sagen Sie, was in Wien gemacht wird! 

Deswegen ist dies heute auch ein Anlass dafür, dass ich mit Kollegin Barbara Feldmann und Wolfgang Ulm einen Antrag einbringe bezüglich Krisenunterkünfte für minderjährige Frauen. Wissen Sie, warum es um minderjährige Frauen geht? Weil Kolping zwar dieses tolle Projekt macht, bei dem es sechs Plätze für betroffene Frauen gibt, aber nur für Frauen, die ab 18 Jahre alt sind. Das heißt, es geht nur um Frauen, die schon 18 sind. Aber was ist mit den Minderjährigen? Denn laut mir vorliegenden Daten vom Bundesministerium sind auch Frauen betroffen, die 14 sind, 15 sind, 16 sind oder 17 sind. (GRin Nurten Yilmaz: Das ist eine andere Stelle!) Was ist mit denen? Da sollte also in Wien schon auch einmal etwas gemacht werden, und deswegen stellen wir heute diesen Antrag. 

Ich kann Ihnen, nur als Information, noch einmal sagen - ich wiederhole mich vielleicht, aber ich mache das gerne -, was der Bund, was Frau Bundesministerin Maria Rauch-Kallat bisher gemacht hat. Sie hat nicht nur eine Analyse gemacht, um zu schauen, wo es Handlungserfordernisse gibt. Sie hat mit den betroffenen Ministerinnen Plassnik, Prokop und Gastinger ein Maßnahmenpaket erarbeitet, und sie war die erste Ministerin, die in Brüssel diesbezüglich eine Konferenz ins Leben gerufen hat. Sie war es, die bei Asylverfahren veranlasst hat, dass diese Frauen beziehungsweise diese Fälle - Zwangsverheiratung, Genitalverstümmelung et cetera - als neue Fluchtgründe speziell berücksichtigt werden sollen. 

Frau Bundesministerin Plassnik war es, die bei einem Treffen mit UNO-Generalsekretär Kofi Annan diesen um Unterstützung für einen internationalen Gedenktag gegen traditionsbedingte Gewalt an Frauen gebeten hat. Ich kann hier wirklich den ganzen Tag stehen und Ihnen von Maßnahmen erzählen. (GR Godwin Schuster: Welche Maßnahmen haben die gesetzliche Situation der Frauen verbessert? Welche Maßnahmen?) Aber Sie sind gestern hier herausgekommen und haben gesagt: Um Gottes willen, was hat der Bund gemacht!, und Sie haben eine Studie in Auftrag gegeben. Na, guten Morgen! (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Was habt ihr gemacht ...?)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Bund hat den rechtlichen Weg geebnet, weil Zwangsheirat jetzt auch ein Offizialdelikt ist, wie Sie wissen. Nun sind Sie und Ihre Fraktion gefordert. (GR Godwin Schuster: Mit Kofi Annan hat sie gesprochen - wunderbar für die Betroffenen! Hört doch auf!) 

Ich darf es an dieser Stelle noch einmal wiederholen: Wir bringen den Antrag ein betreffend Einrichtung von Krisenzentren für weibliche minderjährige Jugendliche mit Migrationshintergrund, und ich bitte in formeller Hinsicht, ihn dem zuständigen Gemeinderatsausschuss zuzuweisen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Korun. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich war ursprünglich nicht auf der RednerInnenliste, aber der Debattenbeitrag der Kollegin Ekici hat mich dazu bewogen, doch eine Wortmeldung zu machen. 

Eingangs möchte ich sagen, dass die GRÜNEN dem Antrag der ÖVP betreffend Einrichtung eines Krisenzentrums für minderjährige Jugendliche mit Migrations-
hintergrund zustimmen werden. Wir haben das im Integrationsausschuss, auch auf unsere Initiative hin, diskutiert oder zu diskutieren versucht. Da finden wir auch, dass es im Moment leider zu wenige Angebote gibt, was die Unterbringung und vor allem die fachliche Betreuung und Begleitung von minderjährigen Gewaltopfern mit Migrationshintergrund betrifft. (GR Godwin Schuster: Die Angebote gibt es!) Deshalb werden wir dem zustimmen. 

Was ich mir allerdings nicht verkneifen kann, ist, Folgendes zu dem Punkt „Was hat der Bund gemacht, und was hat Wien gemacht?" zu sagen; das kann ich mir wirklich nicht verkneifen. Ich sage Ihnen, was der Bund gemacht hat: Der Bund, nämlich die Noch-Bundesregierung, hat im Rahmen der Novellierung des Betrugsbekämpfungsgesetzes - ja, des Betrugsbekämpfungsgesetzes! - das sowieso schon letztes Jahr verschärfte Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz noch einmal verschärft, sodass jetzt von Gewalt betroffene Ausländerinnen, wenn sie das Pech haben, noch nicht lange genug in Österreich zu leben, auch noch ein eigenständiges Einkommen in einer ziemlich hohen Höhe nachweisen müssen, damit sie überhaupt eine Niederlassungsbewilligung bekommen. Das hat - unter anderem - der Bund gemacht!

Ich nehme an, Sie werden auch derselben Meinung sein wie ich, dass von Zwangsehe bedrohte oder betroffene Frauen und junge Mädchen eben sehr oft auch von innerfamiliärer Gewalt betroffen oder bedroht sind. Jetzt schaut nach dieser Novellierung des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes die Situation so aus, dass diese Frauen, auch wenn sie Gewalt erlitten haben, wenn sie eine Anzeige gemacht haben, wenn sie eine Wegweisung erreicht haben oder selbst dann, wenn sie eine schuldhafte Scheidung von ihrem gewalttätigen Ehemann - mit dem sie wahrscheinlich auch zwangsweise verheiratet wurden - erreicht haben, dann etliche Bedingungen erfüllen müssen, damit sie überhaupt legal hier sein können. Das hat der Bund gemacht!

Deshalb hat die ÖVP überhaupt keinen Grund, sich damit zu rühmen, dass die ÖVP auf Bundesebene echte Schutzmaßnahmen für von Gewalt oder von Zwangs-
ehen betroffene Frauen getroffen hätte. Das wollte ich richtig stellen. Wir werden diesem ÖVP-Antrag zustimmen, aber der Bund hat, was Frauen mit Gewalterfahrungen und mit Zwangseheerfahrungen betrifft, leider auch ganz Schlimmes gemacht, und das muss hier an diesem Ort auch klar ausgesprochen werden. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Frau Mag Ekici zum Wort gemeldet. - Bitte.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Liebe Alev!

Es freut mich, dass du beziehungsweise ihr unserem Antrag zustimmen werdet. Aber ich muss da einiges richtigstellen. Ich denke, wir beide beschäftigen uns sehr intensiv mit dieser Materie, aber Theorie und Praxis klaffen, glaube ich, auseinander. (GR Godwin Schuster: Richtig! Das ist auch ...!) Ich meine, wenn du dir die Mühe machen würdest, mit dem Ministerium und der zuständigen Ministerin zu sprechen beziehungsweise von dort Informationen einzuholen, dann würdest du wissen ... (Zwischenruf von GRin Mag Alev Korun.) Hast du mit den Betroffenen geredet? Ich bin tagtäglich mit ihnen in Kontakt. Ich habe vorhin ausgeführt, dass bei Asylverfahren Zwangsheirat als Fluchtgrund neu speziell berücksichtigt werden soll. Wenn die Ministerin das macht, glaubst du, dass sie das aus Jux und Tollerei macht, um dann auf anderer Ebene wieder zu schikanieren? Ganz im Gegenteil! Diese Frauen werden speziell berücksichtigt, und es geschieht aus humanitären Gründen, dass sie da spezielle Unterstützung erfahren. (GR Godwin Schuster: Das sind ja keine Flüchtlinge! Was soll das?) Das muss ich da schon sagen. 

Zudem ist ab Jänner 2006 der Opferschutz deutlich verbessert. - Dies nur zur Information. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Novak. - Bitte. 

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin!

Es ist wahrscheinlich ein bisschen unüblich, dass ich mich zu dieser Geschäftsgruppe zum Wort melde. Aber der Antrag umfasst einen Bereich, der in der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend und Sport zu Hause ist, nämlich eine ganz, ganz wichtige Einrichtung, die seit vielen Jahren in dieser Stadt zu Hause ist, noch dazu in meinem Heimatbezirk, nämlich in Döbling: Die Einrichtung der MA 11 für die minderjährigen Mädchen, das Kriseninterventionszentrum für genau jene jungen Frauen, die aus unterschiedlichen Gründen nicht mehr zu Hause wohnen können oder nicht mehr zu Hause wohnen wollen. Sie können auf ganz unterschiedlichen Wegen in diese Einrichtung kommen: Indem sie selbst dort hinkommen, indem sie in einer Beratungsstelle, gegenüber einem Verein, bei der Polizei oder wo auch immer kundtun, dass sie nicht mehr nach Hause wollen. Dann können sie in dieser Einrichtung leben. 

Dort wird in unterschiedlichen Eskalationsstufen gearbeitet, und es findet ein sehr gutes Abklärungsverfahren statt. Die Kolleginnen, die dort arbeiten, haben seit vielen Jahren gerade mit der Thematik der Bedrohung von Zwangsverehelichung zu tun. Sie sind wirkliche Expertinnen auf diesem Gebiet und haben sich in den letzten Jahren sehr intensiv damit auseinandergesetzt. Neben dem Vor-Ort-Wohnen bieten sie auch die Möglichkeit, dass man in eine Wohngemeinschaft geht, wenn man schon in die Nähe des Erwachsenwerdens - das heißt auch, der Volljährigkeit - kommt, dass man eine Begleitung auf dem Weg zur Verselbstständigung bekommt sowie auch finanzielle und wirtschaftliche Hilfe bekommt. 

Das heißt, es gibt in dieser Stadt seit vielen Jahren eine Einrichtung, die vielleicht nicht täglich in den Zeitungen steht oder überall beworben wird, sodass sie anscheinend auch nicht alle hier im Haus kennen. Das sollte man nachholen, und das ist vielleicht einer der Punkte, an denen wir noch arbeiten können. Aber alle Stellen, zu denen diese junge Mädchen hinkommen, weil sie Hilfe brauchen, wissen, dass es das Haus Döbling gibt. Dort finden die Mädchen auch Unterstützung und Hilfe, und das ist gut so. Das haben wir als Stadt Wien von uns selber aus gemacht, und nicht, weil eine Bundesinitiative passiert ist. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Martina Ludwig: Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Es ist jetzt schon viel gesagt worden, aber ich möchte trotzdem noch etwas zu unseren Poststücken sagen. Erstens freut es mich, dass heute zwei Poststücke zum Beschluss vorliegen, nämlich ein Poststück zur Sexualberatungseinrichtung des Vereins Courage, im Übrigen der einzigen dieser Art, die es in Österreich gibt - auch viele, vor allem junge Menschen aus den Bundesländern kommen nach Wien, um die Einrichtung zu nutzen -, und das zweite betrifft die multikulturelle Wohngemeinschaft von Kolping Österreich. 

Ich möchte trotzdem noch einmal kurz auf die Studie eingehen. Ja, Tatsache ist, die Frau Stadträtin hat angekündigt, dass es eine Studie geben soll. Im März wurde diese Untersuchung, diese Studie vergeben - wie das Vergabegesetz es vorschreibt -, und Ende dieses Jahres wird sie fertig sein, wie das auch immer gesagt wurde. Vor diesem Hintergrund und angesichts der heutigen Diskussion tut es mir umso mehr leid, Kollegin Ekici ... (GRin Mag Sirvan Ekici: Ein halbes Jahr hat sie gebraucht, um das zu vergeben? - Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das muss ja ausgeschrieben werden!) 

Eine Untersuchung, die nicht oberflächlich sein soll, sondern mit der man auch nachher etwas anfangen kann, dauert eben ein halbes Jahr. Mir ist es lieber, eine Untersuchung dauert länger statt kürzer, und man kann dann aufgrund der Ergebnisse auch etwas tun.

Ich wollte aber auch noch sagen, es tut mir aufgrund der heutigen Diskussion umso mehr leid, dass bei unserem Frauenarbeitskreis, den wir vor zirka zwei Wochen gehabt haben, leider keine Vertreterin der ÖVP dabei war. Wir waren diesmal in einem Frauenhaus, und es kam dort im Zuge unserer Ausführungen auch unser heutiges Thema zur Sprache. Wir haben uns dort ebenfalls darüber ausgetauscht, auch genau zu dem Thema Studie und Maßnahmen, zu allem, was dazugehört; schade, dass Sie nicht dabei waren. Für das nächste Mal hoffe ich, dass wir sozusagen wieder alle Fraktionen vertreten haben werden. (GRin Mag Sirvan Ekici: Resultate! Resultate! Was gibt es da?)
Ich wollte nur darauf hinweisen, dass wir permanent mit allen Fraktionen zu diesem Thema im Gespräch sind. Deshalb gibt es ja diese gute Einrichtung des Frauenarbeitskreises, in dem wir uns eben gerade vor zwei Wochen auch zu diesem Thema ausgetauscht haben. - Das dazu. (GRin Mag Sirvan Ekici: Wenn ich nicht mehr weiter weiß, gründe ich einen Arbeitskreis!)
Ich persönlich würde mich freuen, wenn die Stadt Wien hier vielleicht wieder einmal eine Grundlage bietet, wie wir das schon beim Stalking-Gesetz hatten, mit einer guten, breiten Untersuchung, sodass wir auch gemeinsam mit Vertreterinnen und Vertretern des Bundes vielleicht zu geeigneten Maßnahmen finden werden oder finden können. Das haben wir durch unsere umfangreiche Studie und Untersuchung zum Bereich Stalking schon einmal gemacht, und es wäre sehr schön, wenn es auch diesmal wieder der Fall wäre. Aber, wie gesagt, die Ergebnisse werden wir Anfang nächsten Jahres kennen. 

Noch zu Ihrer Information: Wir haben im Frauenarbeitskreis ausgemacht, dass die Ergebnisse dieser Untersuchung auch Thema des nächsten Arbeitskreises sein werden und sein sollen. 

Im Übrigen lässt die Stadt Wien junge Frauen - natürlich auch junge Männer, aber vor allem junge Frauen und Mädchen - in Notsituationen und Krisen nicht im Regen stehen, sondern es gibt schon seit langer Zeit Einrichtungen für junge Frauen, die aus den verschiedensten Gründen in Not geraten sind. Das hat meine Kollegin Novak schon ausgeführt, deshalb spare ich mir das und bitte nochmals um Zustimmung zu den vorliegenden Poststücken. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen jetzt zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 2 ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, so angenommen. 

Wir können gleich die Postnummer 3 abstimmen. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen. - Es ergibt sich das gleiche Abstimmungsergebnis, das Poststück ist gegen die Stimmen der Freiheitlichen angenommen.

Wir können auch gleich den Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP abstimmen. Er betrifft die Einrichtung von Krisenzentren für weibliche minderjährige Jugendliche mit Migrationshintergrund; in formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den zuständigen Ausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist, wenn ich es richtig gesehen habe, einstimmig angenommen (Zwischenrufe bei der FPÖ); nein, die Freiheitlichen sind dagegen, es ist also mehrheitlich angenommen.

Diese Richtigstellung wirft mir sozusagen gleich ein Hölzchen, damit ich auf etwas zurückkomme, worauf ich sonst fast vergessen hätte.

Kollege Madejski! Ich habe jetzt gemeinsam mit dem Ersten Vorsitzenden das Protokoll noch einmal wirklich sehr aufmerksam durchgelesen, und zwar das Protokoll bezüglich der Postnummer 8, betreffend die Stadion-Diskussion; nur zur Erinnerung. 

Da zitiert der Kollege Plakate: „Heimat im Herzen, Sch… im Hirn" und so weiter, und so fort. Dann lacht Frau Kollegin Vana dazu, und er meint: „Vielleicht trifft das auch auf Sie zu, ich weiß es so nicht genau"; das sagt der Kollege. Das war das Erste; da könnte man noch darüber streiten, ob es eines Ordnungsrufs würdig wäre oder nicht.

Aber dann geht es in so einer emotionalen Art weiter. Zum Kollegen Maresch, nach einem Zitat: „Sie schütteln den Kopf? - Ja, ich habe ihn geschüttelt! - Was lachen Sie so blöd?" Ich glaube, jetzt ist es eindeutig.

Beides ergibt in Summe einen Ruf zur Ordnung, Kollege Madejski, oder einen Ordnungsruf. Wie Sie wollen. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) - Damit hätten wir auch das abgehandelt. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 4 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Änderung des Statuts für die Unternehmung „Wiener Krankenanstaltenverbund".

Es liegt hier keine Wortmeldung mehr vor. Ich kann gleich zur Abstimmung kommen.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der Österreichischen Volkspartei, angenommen. 

Es gelangt nun die Postnummer 43 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Auflösung sowie den Abschluss eines Baurechtsvertrages und eines Dienstbarkeitsbestellungsvertrages mit der List BeteiligungsgesmbH hinsichtlich einer Liegenschaft im 1. Bezirk, KatG Innere Stadt. Herr GR Niedermühlbichler wird als Berichterstatter die Verhandlung einleiten.

Berichterstatter GR Georg Niedermühlbichler: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr Dipl-Ing Margulies hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Einen schönen Nachmittag!

Wider Erwarten ein Parkgaragenantrag - und siehe da: Wir werden zustimmen! Da schauen Sie, nicht wahr?

Nichtsdestoweniger erlaube ich mir, kurz darauf zu verweisen (GR Karl Dampier: Weiß das Herr Maresch auch?), dass es manchmal Sinn macht, auf die GRÜNEN zu hören. Es war ja äußerst unüblich, dass mitten in der Gemeinderatssitzung ein Akt abgesetzt wurde, dass eigentlich, genau gesprochen, zwei Akte abgesetzt wurden. Es hatte auch vieler Gespräche bedurft, um dahin zu kommen. Das Ergebnis für die Stadt ist: ein paar Zehntausend Euro de facto im Vergleichswege erstritten, und jedes Jahr regelmäßig um die 40 000 EUR mehr!

Deshalb, meine sehr geehrten Damen und Herren, ein ganz kurzer Hinweis: Es stimmt, auch wir GRÜNE irren hin und wieder. Aber in der Regel ist es so, dass all unsere Vorschläge - sei es aus dem Verkehrsbereich, aus dem Integrationsbereich, aus dem Frauenbereich, auch im Bereich der Wirtschaftspolitik - Hand und Fuß haben. Und wie dieses Beispiel gezeigt hat: Hören Sie einfach öfters auf uns, das ist besser für die Stadt. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. (Vom Rand der Sitzreihen der GRÜNEN her ist ein Poltern zu hören.) - Jetzt ist die Baumscheibe leider zerbrochen. (Zwischenrufe.) 

Berichterstatter GR Georg Niedermühlbichler: Wenn die Baumscheibe aus dem Prater war - das darf ich kurz sagen -, dann ist es gut, dass der Baum dort nicht mehr steht, wenn die Baumscheibe schon bricht. (GR Harry Kopietz. in Richtung GRÜNE: Da sieht man, wie brüchig das schon ist!)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Kollege Margulies!

Sie haben Recht gehabt damit, dass Sie diesbezüglich einen guten Vorschlag eingebracht haben. Ich stehe auch nicht an, mich dafür zu bedanken. Mehreinnahmen für die Stadt Wien sind immer gut, noch dazu, wenn sie keine Erhöhungen in anderen Bereichen mit sich bringen. 

Sie haben gesagt, wir sollen öfters auf Sie hören - das ist auch ein Beweis dafür, dass wir als Wiener Stadtregierung und Mehrheitsfraktion, wenn es sinnvolle Anliegen und sinnvolle Anträge gibt, auf die Opposition hören. Das war so ein sinnvoller Antrag.

Was Ihre Bemerkung betrifft, dass Sie für einen Garagenantrag sind, müsste ich doch darauf hinweisen, dass diese Garagen schon seit langer Zeit stehen, und ich nehme nicht an, dass die GRÜNEN jetzt einen Schwenk dahin gehend machen, dass man bestehende Garagen schließen oder abreißen soll. Daher verwundert mich Ihre Zustimmung nicht. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Aber nochmals: Danke! Danke für Ihren Hinweis und für diesen guten Antrag. (GR Dr Herbert Madejski: Außer sie sind aus Holz gebaut!)
Ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 43 ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist einstimmig so beschlossen.

Es gelangt die Postnummer 11 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Wiener Praterverband. Der Berichterstatter, Herr GR Baxant, wird einleiten. 

Berichterstatter GR Petr Baxant: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Mag Stefan. Ich erteile es ihm.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Wiener Praterverband bekommt 50 000 EUR. Wir stimmen dem gerne zu, weil wir die Tätigkeit des Wiener Praterverbands für sehr wertvoll erachten. 

Es drängt sich aber natürlich auf, zum Thema Prater zumindest kurz auf den Bericht des Kontrollamts einzugehen. Ich erlaube mir hier, den Kollegen, die ja nicht immer die Möglichkeit haben, die Kontrollamtsberichte eingehend zu prüfen, beziehungsweise davon gar nicht Kenntnis erlangen, kurz darüber zu berichten, wie die Studie zur Entwicklung des Praters entstanden ist. Nur ein paar Stichpunkte möchte ich herausgreifen - wie gesagt, Sie können das gerne nachlesen -, dass Sie die Kritik, die wir schon oft geübt haben, hier noch einmal vom Kontrollamt bestätigt sehen. 

Es geht dabei um einen Aufwand für diese Entwicklungsarbeit in der Höhe von in etwa 1,4 Millionen EUR, also einen doch nicht unbeträchtlichen Betrag, der vollkommen freihändig vergeben wurde, ohne jede Ausschreibung, ohne dass es verschiedene Angebote dazu gegeben hat. Das Kontrollamt stellt dazu lapidar fest, dass im Zeitpunkt der gegenständlichen Arbeiten jedenfalls das Wiener Landesvergabegesetz anzuwenden gewesen wäre und dass daher schon die Vergabe im Wesentlichen, sagen wir einmal, nicht ordnungsgemäß - um nicht zu sagen, illegal - erfolgt ist. Dies ist also doch ein wirklicher Tiefpunkt: 1,4 Millionen EUR frei vergeben, ohne irgendwelche anderen Angebote einzuholen. 

Dann hat das Kontrollamt weitere harte Bemerkungen auf Lager: Es konnten keine Unterlagen vorgelegt werden, aus denen sich die Bewertung der Angemessenheit der erbrachten Leistungen ergibt - das ist auch schon sehr stark, weil es hier immerhin um 1,4 Millionen EUR geht -, und auch auf Nachfrage kann dem Kontrollamt nicht einmal belegt werden, wie überhaupt geprüft wurde, ob das angemessen ist oder nicht. 

Das Pauschalhonorar für die Umsetzung des Masterplans hat Tätigkeiten in der Höhe von 600 000 EUR erbracht. Da rechnet das Kontrollamt dann heraus, was wirklich für den Masterplan auszugeben ist - das sind 583 000 EUR -, es stellt dies in ein Verhältnis zu anderen, ähnlichen Plänen, die in letzter Zeit in der Stadt Wien vergeben wurden, zum Beispiel zur Entwicklung eines Wohngebietes oder des Hauptbahnhofes, und es stellt fest, dass hier in etwa das Doppelte des Betrages ausgegeben wurde. Also nicht nur, dass es freihändig vergeben wurde, sondern auch noch in doppelter Höhe! (GR Godwin Schuster: Was für ein Kontrollamtsbericht ist das?)
Welcher Kontrollamtsbericht das ist? (GR Godwin Schuster: Herr Vorsitzender, der hat noch nicht die Öffentlichkeit erreicht!) Nachdem er schon abgestimmt wurde? (GR Mag Thomas Reindl: Nein! Nachdem ...! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Also gut, ich vertrete hier eine andere Ansicht. Meiner Information nach war das, nachdem das mit dem Kontrollamt abgestimmt war. (GR Mag Thomas Reindl: Sie sind ja Jurist! Sie kennen doch die Stadtverfassung! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Gut, dann nehme ich das zur Kenntnis. Als braver Diener der Stadt habe ich das offenbar falsch interpretiert. (GR Godwin Schuster: Ich wollte nur aufmerksam machen!) Nehmen Sie aber zur Kenntnis, wir werden das sicherlich dann noch ausführlich weiterdiskutieren können, wenn es öffentlich ist. Jedenfalls nehme ich zur Kenntnis, dass Sie jetzt einmal nicht darüber diskutieren wollen, und das verstehe ich auch. (GR Mag Thomas Reindl: Nein, nicht „wollen nicht"! Wir können nicht!) Sie können nicht - ja, ich verstehe schon, Sie können nicht. (GR Godwin Schuster: Wir sind auch verpflichtet!) Sie müssen diese Information in Ihrem Herzen einschließen und machen das mit mir gemeinsam. 

Wir sind jedenfalls sehr enttäuscht über die Art und Vorgangsweise, wie das vergeben wurde, halten jedoch immer fest, dass wir grundsätzlich dem Masterplan zugestimmt haben. Wir sind auch der Meinung, dass es hier keinen Rückschritt geben soll und dass wir nicht wieder von vorne beginnen wollen, sondern unserer Meinung nach müsste es sogar eher ein Praterbudget geben, damit der Plan schnell umgesetzt werden kann und nicht zehn Jahre, wie jetzt zu befürchten ist, ins Land gehen müssen, bis diese Ideen überhaupt umgesetzt sind. 

Es ist hier meine Initiative, dass Sie sich das zu Herzen nehmen. Was die Vergangenheit betrifft: Von mir aus Schwamm drüber! Sie wissen ohnehin selbst genau, was für Fehler passiert sind, auch ohne dass ich Details aufzähle. Aber Tatsache ist, wenn es um die Zukunft geht: Nehmen Sie das Ganze jetzt so weit in die Hand, dass Sie hier ein entsprechendes Budget erstellen und dass die Umsetzung so schnell erfolgt, dass es auch einen Sinn gemacht hat, bei der Planung so viel Geld auszugeben. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich werde jetzt nicht aus dem Kontrollamtsbericht zitieren, aber ich kann ja berichten, was in der Kontrollamtssitzung diskutiert wurde. Da kann man schon festhalten - ich habe auch gestern davon gesprochen -, es geht um die Verhältnismäßigkeit. Wenn wir jetzt 50 000 EUR als Subvention an den Praterverband beschließen - da werden wir zustimmen -, muss man das natürlich in Verhältnis setzen zu dem, was man für diesen Masterplan ausgegeben hat. 

Da möchte ich daran erinnern, dass auch das Kontrollamt festgehalten hat, dass beispielsweise allein für ein Modell, das hätte beleuchtet und bunt und weiß Gott wie toll sein sollen, 60 000 EUR einfach so bezahlt wurden, wobei sich im Nachhinein herausgestellt hat, dass das eigentlich nur ein Drittel davon wert war. Aber in diesem Fall hat man die Geldbörse sehr locker, und beim Praterverband ist sie anscheinend nicht so locker. 

Um das Ganze jetzt in eine konstruktive Richtung zu bringen, sei, daran anschließend, Folgendes hinzugefügt. Der Sinn war ja eigentlich der, Projekte gemeinsam mit den Unternehmen zu entwickeln, um den Prater wieder neu zu beleben und für 2008 vorzubereiten. Jetzt hat man in der Diskussion im Kontrollamtsbericht auch nachlesen können, dass diese Projektbeschreibungen äußerst mangelhaft sind. (GR Kurt Wagner: Frau Kollegin, in einer Diskussion kann man nicht nachlesen ...!) Na, man kann es zuerst lesen, und dann kann man darüber diskutieren. 

In der Diskussion hat sich herausgestellt, dass die Projekte höchst mangelhaft formuliert sind und dass quasi den Praterunternehmen und dem Praterverband wirklich sehr wenig in die Hand gegeben wurde. Ich glaube, das wäre jetzt der extrem wichtige nächste Schritt, wenn man schon für diese Planungen so viel ausgibt, dass man gemeinsam mit den Unternehmen wirklich daran arbeitet, die Projekte, die machbar sind, umzusetzen - aber gemeinsam mit den Leuten, weil sich sonst wahrscheinlich nichts tun wird. (GR Mag Thomas Reindl: Können Sie einmal sagen: Was zahlt so ein Pächter im Jahr für sein Grundstück? Wissen Sie das?)
Ich möchte jetzt nur kurz einmal etwas nachlesen; ich werde ohnehin nicht zitieren. (GRin Barbara Novak: Aber wenn schon, dann weiß man, was die Pächter im Jahr zahlen!)
Es wurde auch kritisiert und in der Diskussion festgehalten, dass die Leistung ja nicht erbracht wurde. In dieser Leistung, die nach Vorgabe des Masterplanes zu erbringen gewesen wäre, hätte ein konkreter Zeitplan darüber enthalten sein sollen, in welchem Zeitraum welche Projekte wie und mit welchen Kosten umgesetzt werden. Dieser Zeitplan fehlt noch immer. Ich hoffe doch sehr, dass in den nächsten Wochen und Monaten dieser Zeitplan entwickelt wird, um mit den Praterunternehmern gemeinsam die Projekte zu entwickeln. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Nächster Redner ist Herr GR Dr Michael Ludwig. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Dr Michael Ludwig (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich bin vielleicht etwas altmodisch, und möglicherweise ist das heutzutage auch nicht mehr Mainstream, dass man zur Geschäftsordnung agiert. Das heißt, ich werde nicht aus dem Kontrollausschuss berichten, und ich werde - was manche auch nicht mehr so akzeptieren - direkt zum Akt reden, also nicht über Punkte, die mit dem Akt nicht unmittelbar zu tun haben. Das ist vielleicht langweiliger, aber es entspricht eigentlich unserer Geschäftsordnung. Denn das, was meine Vorrednerin und deren Vorredner erwähnt haben, ist zwar alles interessant - auch wenn ich deren Einschätzung nicht teile -, jedoch hat es mit dem Geschäftsstück, das vorliegt, und mit dem Bericht des Berichterstatters überhaupt nichts tun.

In Wirklichkeit geht es um die Subvention für den Praterverband und damit um die kulturelle Unterstützung einer Reihe von mittlerweile sehr etablierten und hervorragenden künstlerischen Aktivitäten. Mit diesen 50 000 EUR werden insgesamt 300 Künstlerinnen und Künstler unterstützt, die ein Jahr lang im Rahmen des Praters hervorragende Kulturaktivitäten durchführen, damit eben nicht nur ausländische Gäste gerne in den Prater kommen, sondern auch die Wienerinnen und Wiener den Prater als das sehen, als was sie ihn auch in den letzten Jahrzehnten immer gesehen haben, nämlich als ein Wahrzeichen unserer Stadt. 

Ich denke, mit diesen Subventionen, die wir heute - und das ist auch mein Ersuchen - beschließen werden, ist es auch möglich, zusätzliche, neue Aktivitäten zu unterstützen, wie beispielsweise ein Gutscheinheft, das die Praterunternehmer auflegen, oder auch den 57. Praterrummel als ein Zeichen dafür, dass es sich dabei wirklich um einen sehr volkstümlichen Charakter dieser Aktivitäten handelt, beziehungsweise auch neue Formen der Erschließung von Zielgruppen wie beispielsweise behinderte Kinder, die erstmals Gelegenheit haben, auch die verschiedensten Unternehmen des Praters zu besuchen und mit den Ringelspielen einen lustigen Nachmittag erleben können.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In diesem Sinne ersuche ich um Zustimmung zum vorliegenden Akt, zu den 50 000 EUR, die den Praterunternehmen die Möglichkeit bieten, weitere kulturelle Aktivitäten durchzuführen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. Wir können gleich über Postnummer 11 abstimmen. 

Wer dafür ist, bitte ich um Zeichen der Zustimmung. - Dies ist einstimmig so angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 14 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Erhöhung des Rahmenbetrags für Förderungen durch den Altstadterhaltungsfonds. Der Berichterstatter, Herr GR Dampier, wird die Verhandlung einleiten.

Berichterstatter GR Karl Dampier: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Frau GRin Frank hat sich zum Wort gemeldet. - Bitte. 

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Als ich dieses Geschäftsstück gelesen habe, war ich mir nicht ganz sicher, ob ich mich wundern oder ärgern soll. Da mich aber in dem Haus kaum mehr etwas wundert, ärgert es mich, offen gestanden. 

Ich habe am 25. Oktober einen Antrag eingebracht, man möge im Budget die Mittel des Altstadterhaltungsfonds um 1 Million EUR erhöhen. Ich unterstelle niemandem eine Vordatierung, aber bis Oktober kam es überhaupt nicht zu einer Debatte darüber, dass man die Mittel für den Altstadterhaltungsfonds erhöhen soll. Aber jetzt plötzlich taucht ein Schreiben auf, dass am 19.10.2006 dieser Antrag von der SPÖ quasi eingebracht wurde, und dem soll auch heute zugestimmt werden.

Jetzt ist es so, dass mein Antrag erst nächste Woche oder eben das nächste Mal in den Kulturausschuss kommt, obwohl es möglich gewesen wäre, ihn mit dem Schreiben, das in dem Akt, den wir jetzt beschließen, drinnen liegt, auch am 7.11.2006 mit zu beschließen. Aber das hat man abgelehnt. Mein Antrag wird nämlich auch abgelehnt, und zwar mit folgender Begründung - das ist jetzt aber eigentlich schon stark, muss ich sagen -: Eine Erhöhung der Mittel würde eine Kürzung in anderen Bereichen der Kunstförderung mit sich bringen, was im Hinblick auf eine ausgewogene Kulturpolitik nicht befürwortet werden kann.

Wenn man ein Kulturbudget von zirka 220 Mil-
lionen EUR hat und rund 5,6 Millionen EUR an den Altstadterhaltungsfonds gingen, dann von einer ausgewogenen Kulturpolitik zu sprechen, die nicht befürwortet werden kann, ist das schon ein starkes Stück!

Zudem ist es so, dass im Jahre 2007 weniger veranschlagt ist, als ursprünglich im Jahr 2006 veranschlagt war; wir sind da also noch einmal zurückgegangen. Jetzt wird aber das ohnehin schon höhere Budget 2006 noch einmal um 1 Million EUR aufgestockt, und trotzdem kann man zum Beispiel für das Jahr 2007 diese 1 Million EUR nicht dazu verwenden. Wir wissen aber, dass im Altstadterhaltungsfonds die Mittel immer zu gering sind und dass es häufig Differenzen bei den Abrechnungen gibt. Das ist auch klar, denn die Akte liegen ja sehr lange, das heißt, die Gebäude werden vielleicht noch ein bisschen mehr kaputt oder was immer, und das muss auch bezahlt werden. Für all das ist jetzt Geld da, nur bei meinem Antrag geht es nicht.

Auf die Ausgewogenheit muss ich noch einmal zurückkommen. Herr Strobl hat kürzlich bei der Tourismus-Debatte gesagt, dass 8,8 Millionen Besucher nach Wien kommen. Schön, aber ich möchte Folgendes meinen: Wenn diese 8,8 Millionen aufgrund dieser Budgetausgewogenheit kommen, damit sie ins Theater gehen, damit sie einen Film sehen oder in ein Konzert gehen, dann brauchen wir überhaupt keine Kultursubventionen mehr, weil dann das Kulturbudget hoch weis ist! Also sie kommen auch, damit sie die Gebäude in dieser Stadt sehen - und die Stadt macht da sehr viel, das möchte ich schon auch unterstreichen -, nur kann man dort eben keinen Eintritt kassieren, und darum muss man einfach die Mittel zur Verfügung stellen, was aber nicht in ausreichendem Maße passiert. 

Darum muss ich hier sagen, ich finde das so, wie diese beiden Sachen jetzt behandelt werden, wirklich für eine Missachtung der Opposition. Es ist dann auch kein Wunder, wenn man eurem Budget nicht zustimmen kann. Aber diesem Punkt stimmen wir auf jeden Fall zu, eben weil ich der Meinung bin, dass es zu wenige Mittel wären. Und was die Million betrifft, die noch offen liegt, würde es auch nichts machen, wenn wir sie noch bekommen würden. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Karl Dampier: In aller Kürze, es ist ja in den letzten zwei Tagen übers Budget gesprochen worden. 

Natürlich ist es so, wenn man die Dinge verantwortlich sieht, so wie das der Herr Stadtrat im Kulturbereich tut: Dann stimmt die Antwort schon, dass, wenn man für das eine mehr und immer mehr ansetzt und wenn man das budgetmäßig ausgewogen sieht, für das andere weniger übrig bleibt. Das heißt ja überhaupt nicht, dass da nicht vielleicht vieles und Gutes geschieht, und das möchte ich in kurzen Worten ganz sachlich feststellen. Natürlich werden wir das, glaube ich, ohnehin einstimmig beschließen. Den Altstadterhaltungsfonds gibt es seit 1972, hier sind insgesamt 3 900 Objekte durchgegangen, mit einem Gesamtvolumen von 200 Millionen EUR; das ist also nicht wenig. Die Schönheit der Stadt, die von Touristen auch bewundert wird, ist dadurch gegeben. 

Was Sie urgieren, ist eigentlich da und wird ja auch befürwortet. Gerade in jüngster Vergangenheit hat man gesehen, dass da doch auch ordentliche Flaggschiffe und Kulturjuwelen Wiens dabei sind, etwa die Otto-Wagner-Kirche, woran man übrigens auch sehen kann - da kann man noch so sehr mehr fordern -, wie in hervorragender Zusammenarbeit aller Stellen, nämlich des Bundesdenkmalamtes, der Kirche, des Krankenanstaltenverbundes und natürlich auch des Bereiches Kultur, eben im Altstadterhaltungsfonds ordentliche Dinge gemacht werden. 

Man soll sich gelegentlich auch anschauen, wie es in Zukunft aussehen wird. So wurde meines Wissen am 15.11.2006 eben in diesem Fonds beschlossen, weitere 34 Objekte mit einem Gesamtbetrag von 3,5 Millionen EUR zu unterstützen, wovon zur Hälfte für kirchliche Bauten, für Sakralbauten sowohl der katholischen Kirche, zum Beispiel die Votivkirche, als auch der evangelischen Kirche, zum Beispiel die Pfarrkirche in der Dorotheergasse, Mittel in Anspruch genommen werden dürfen. Die andere Hälfte wird für Wohnbauten, Geschäftsportale, Friedhöfe und Plastiken aufgewendet werden. Ein weiteres Kulturjuwel, dem das zugute kommt, ist das Aquädukt in Speising, das für die Erste Wiener Hochquellenwasserleitung zwischen 1870 und 1873 errichtet wurde.

Das waren nur einige Beispiele für die Verwendung der Mittel, die aus dem Altstadterhaltungsfonds kommen und dort beschlossen werden. Daher glaube ich ruhigen Gewissen sagen zu können, die Arbeit, die der Stadtrat da leistet, ist gut, und die Beträge sind dafür geeignet, wirkliche Kulturarbeit in diesem Bereich zu leisten. Daher bitte ich um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 14 ist, bitte ich um ein Zeichen. - Das ist einstimmig so angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 15 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Erhöhung des Rahmenbetrages für Förderungen an diverse Theater, Vereine und einzelne Theaterschaffende. Die Berichterstatterin, Frau GRin Zankl, wird die Verhandlung einleiten. - Bitte.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr Mag Stefan hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Immer wieder melden wir uns zum Wort, um uns darin nicht zu verschweigen, dass wir diesen Rahmensubventionen nicht zustimmen, weil wir der Meinung sind, dass diese Art der Vergabe des Geldes nicht ordnungsgemäß abläuft. 

Ich möchte aber zusätzlich auch festhalten - wie auch immer wieder -, dass die damit im Zusammenhang stehende Theaterreform offensichtlich ins Stocken geraten ist. Interessanterweise hat einer der Vereine, die auch aus diesen Subventionen bedient werden, die IG Freie Theaterarbeit, zumindest im Internet eine Befragung der Theaterschaffenden in Wien offen gelegt, wonach - wenn ich es richtig lese - nur 14 Prozent zufrieden sind mit dem, was die Theaterreform gebracht hat, und 67 Prozent das Kuratorenmodell ablehnen. Da wird wirklich ganz vehemente Kritik an der Theaterreform geübt, und sie meinen dort auch, dass Ernüchterung, Resignation und Lähmung statt Aufbruch und Freude das allgemeine Klima kennzeichnen. 

Herr Stadtrat! Ich nehme an, sie kennen das und werden damit konfrontiert. Ich frage mich nur: Gibt es jetzt schon irgendwelche Studien, die belegen, dass sich durch diese Theaterreform etwas verbessert hat? Ich nehme an, es geht ja auch darum, ob es jetzt wirklich mehr Besucher gibt und ob es hier vielleicht eine Änderung der Besucherstruktur gibt. Immerhin läuft das Ganze jetzt seit beinahe drei Jahren. Gibt es dazu bereits eine Studie? Das würde mich sehr interessieren. Vielleicht können Sie uns dazu etwas sagen, denn sonst bleibt nur das übrig, was ich immer wieder erwähne: Dass hier in Wirklichkeit eine Verunsicherung eingetreten ist, dass Dinge, die angekündigt wurden - wie weitere Co-Produktionshäuser -, bis jetzt nicht entstanden sind, dass Entscheidungsverzögerungen dazu führen, dass die Leute verunsichert sind, monatelang auf ihre Subvention warten müssen und die Zukunftssicherheit in Wirklichkeit geringer geworden ist. 

Damit ist also, wie schon oft angeführt, diese Theaterreform leider im Ergebnis sehr fehlgelaufen, abgesehen von der unserer Ansicht nach teilweise nicht richtigen inhaltlichen Ausrichtung, und sie ist eine Enttäuschung. Wir stimmen daher auch dieser Subvention neuerlich nicht zu. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte die Gelegenheit eigentlich nur dazu nutzen, über eine Entwicklung der letzten Tage zu berichten, die ich für sehr erfreulich halte und die der Herr Stadtrat, Ernst Woller und ich auch im Rahmen einer Pressekonferenz vorgestellt haben: Einen weiteren Schritt der Theaterreform, von dem ich glaube, dass er ein sehr positiver ist, und der mich erfreut, nämlich die Bestellung der neuen Leiter für das Schauspielhaus und „dietheater“ mit jeweils sehr interessanten und profilierten Persönlichkeiten, die für unterschiedliche, aber, wie ich glaube, sehr wichtige inhaltliche Positionen stehen. 

Es ist dies Andreas Beck im Schauspielhaus, der, aus dem Burgtheater kommend, in den letzten Jahren gezeigt hat, dass er einen sehr, sehr guten Riecher und ein sehr gutes Gespür für neue Talente hat. Hoffentlich wird er im Schauspielhaus dieses Gespür nicht verlieren, sondern weiter im Sinne des Empowerments arbeiten.

Andererseits sind es Haiko Pfost und Thomas Frank, die „dietheater“ übernehmen werden und dort mit einem, glaube ich, mutig interdisziplinären Ansatz, so hoffe ich, unsere Stadt ein bisschen aufmischen werden. Ich finde das sehr, sehr erfreulich und denke mir: Hin und wieder möchte ich mich auch gern herstellen und sagen, es gibt gute Entwicklungen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und von Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Nächster Redner ist Herr Dr Wolf. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es handelt sich um die Erhöhung eines Rahmenbetrages zur Förderung an diverse Theater, Vereine und einzelne Theaterschaffende in der Höhe von 200 000 EUR. Es ist das eine überplanmäßige Ausgabe, und im Übrigen ist es die fünfte Beschäftigung des Gemeinderates mit diesem Rahmenbetrag.

Auch wir lehnen aus den genannten Gründen Rahmenbeträge ab. Sie entziehen die entsprechende Post der Kontrolle durch die Opposition, sie entziehen die entsprechende Post der Kontrolle, der Überprüfbarkeit, der Budgetklarheit und auch der Budgetwahrheit. Warum können nicht einzelne Posten hier abgestimmt und diskutiert werden? Warum kann man nicht eine offene, transparente Diskussion führen? Das wäre im Sinn einer inhaltlichen Auseinandersetzung über das, was Kulturpolitik ist in dieser Stadt.

Damit kein Irrtum entsteht und Herr Kollege Woller mich nicht wieder missversteht oder nicht versteht oder bewusst missversteht: Wir sind dafür, dass die Szene gefördert wird, wir sind dafür, dass es Geld für die Reformen der Theaterszene gibt; wir fordern nur Kontrolle und Klarheit. Und wir wollen gern wissen, wie viel an welche Theater, an welche Vereine, an welche Theaterschaffenden an Jahressubventionen vergeben wird, welche Projektkostenzuschüsse finanziert werden und was die Beratung kostet. Aber prinzipiell - damit kein Irrtum entsteht - sind wir natürlich dafür, dass das finanziert wird.

Weil meine Vorrednerin, Marie Ringler, die Bestellung der Leitungsfunktion von „dietheater“ und Schauspielhaus angesprochen hat: Wir geben den neuen Leitern Andreas Beck, vom Kasino kommend, für das Schauspielhaus sowie Thomas Frank und Haiko Pfost für die „dietheater“ - man stolpert darüber: für die „dietheater“ - durchaus einen Vertrauensvorschuss. Man wird sehen, was sie schaffen, ob sie die Stadt, wie Marie Ringler gesagt hat, „aufmischen", ob sie das mit künstlerisch interessanten Projekten tun und ob sie das mit genügend Geld ausgestattet tun werden. Keine Frage, sie sollen einen Vertrauensvorschuss haben und arbeiten.

Aber uns geht es um Kontrolle, wie gesagt, und deshalb werden wir diesen Rahmenbetrag - wie gesagt: schon die fünfte Beschäftigung des Gemeinderates, um insgesamt 5,1 Millionen EUR verteilen zu können - ablehnen.

Im Übrigen kann ich Herrn Woller jetzt einladen, nach mir seine übliche Rede zu halten und zu sagen, dass ich nichts verstanden habe, dass ich nicht informiert sei, dass ich nicht eingearbeitet sei, und er kann wieder in gewohnter Weise seinen Journalistenkomplex hier abarbeiten. Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Woller. Ich erteile es ihm. Er wird seine Betrachtungen bringen. 

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren!

Zur FPÖ: Es ist eigentlich egal, ob wir hier Rahmenbeträge beantragen oder konkrete Förderungen für konkrete Freie Gruppen-Projekte, die FPÖ hat immer dagegen gestimmt. Also, so gesehen ist es eigentlich völlig egal, was wir beantragen. Das ist wenigstens konsequent, Sie sind immer gegen Freies Theater. Das ist zwar falsch, aber zumindest konsequent.

Dass Sie sagen, da würde Geld verschwinden und sozusagen verkommen, ist natürlich absolut lächerlich, weil alle Beträge auf Euro und Cent exakt abgerechnet werden. Es gibt eine Kontrolle, es gibt die Kontrolle des Kontrollamtes, es gibt Kunst- und Kulturberichte, die wir jährlich vorlegen, wo jeder Euro ganz genau dokumentiert wird, wer was bekommen hat. Also, zu sagen, das ist alles nicht nachvollziehbar, stimmt einfach nicht. Und es ist ein Scherz der Geschichte, dass Sie sich heute, Herr Kollege Stefan, da herstellen und sagen, es passiere nichts in der Theaterreform. Sie lesen offensichtlich nicht einmal mehr Zeitungen oder Pressedienste, denn sonst müssten Sie wissen, dass heute - und Marie Ringler hat das ja schon angesprochen - ein sehr wichtiger Tag in der Wiener Theaterreform war, und ein wichtiger Baustein im Mosaik der neuen Wiener Theaterlandschaft platziert wurde, nämlich die Bestellung der Intendanten für das Neue Schauspielhaus und für das neue Co-Produktionshaus „dietheater Wien". Und ich bin auch davon überzeugt, dass das eine sehr gute Entscheidung war und dass das die Lebendigkeit, die Vielfältigkeit und die Innovation der Wiener Theaterlandschaft vorantreiben wird.

Nun, zur FPÖ fällt mir jetzt nichts mehr ein. 

Zur ÖVP: Ich kenne einen Stadtrat, der der unmittelbare Vorgänger des derzeitigen Stadtrates war, der hat die Rahmenbeträge sehr geschätzt. Er hat das genauso gemacht, weil er natürlich als Stadtrat in dieser Position gewusst hat, dass es einfach besser ist, gewisse Dinge gestalten zu können und Rahmenbeträge zur Verfügung zu haben. Und es ist sozusagen nur die Frage, warum das heute nicht auch so sein sollte. 

Außerdem ist, unter uns gesagt, alles nachvollziehbar, was hier beschlossen wird und es ist nur ein Zeichen der hervorragenden Finanzgeschäftsführung des Herrn Kulturstadtrates, dass wir am Ende des Jahres in gewissen Töpfen noch Geld haben und es uns dann möglich ist, Empfehlungen der Kuratoren und Kuratorinnen zu entsprechen, sodass Freie Gruppen – die kann man alle dann im Kunst- und Kulturbericht nachlesen, und damit da kein Geheimnis aufkommt, es handelt sich um Eva Brenner und Thomas Jelinek – aus dem heurigen Budget noch Geld bekommen, Projekte, die sonst erst nächstes Jahr finanziert worden wären.

Da gibt es eine Empfehlung des Kuratoriums, wir haben heuer noch Geld, das werden wir jetzt zur Verfügung stellen, das erweitert unseren Handlungsspielraum im kommenden Jahr und daher ist das eine richtige Entscheidung. Daher werden wir dem zustimmen und insgesamt kann ich nur sagen, die Theaterreform ist auf einem sehr guten Weg, wie wohl insgesamt die Kulturpolitik bei Andreas Mailath-Pokorny in sehr guten Händen liegt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir können über die Postnummer 15 gleich abstimmen.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 15 ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – 


Das ist mehrstimmig mit den Stimmen der GRÜNEN und der Sozialdemokraten so beschlossen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 7 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die 9. Gemeinde-ratssubventionsliste 2006. Es ist hier keine Wortmeldung vorgesehen.

Wir können gleich zur Abstimmung kommen, die wir aber hier getrennt durchführen.

Wer von den Damen und Herren für den Pensionistenverband Österreichs- Landesorganisation Wien ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der GRÜNEN so beschlossen.

Wer für den Wiener Seniorenbund ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Gleiches Abstimmungsergebnis, gegen die Stimmen der GRÜNEN.

Und wer für den Rest der Subventionsliste ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Danke schön, somit ist das auch beschlossen.

Nachdem die Galerie ja schon leer ist und während der öffentlichen Sitzung hindurch auch lange Zeit leider leer war, erkläre ich die öffentliche Sitzung für geschlossen. 

(Ende um 16.05 Uhr.)
